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Klimaschutz ist ein wesentlicher Treiber der ckologischen Modernisierung der Wirtschaft. Er betriftt nicht nur
die die erneuerbaren Energien oder Energieefﬁzienztechniken, sondern die gesamte Wirtschaft. Auch klassische
Wirtschaftszweige wie der Fahrzeugbau, die chemische Industrie oder die Landwirtschaft miissen sich
grundlegend wandeln, damit die Klimaschutzziele erreicht werden kénnen. Diese Herausforderung stellt sich
weltweit und wird zur Folge haben, dass die Nachfrage nach klimafreundlichen Techniken, Giitern und
Dienstleistungen in den niichsten Jahrzehnten rapide steigen wird. Daher ist es aus Skonomischer Sicht
erforderlich, die sich wandelnden Marktanforderungen vorwegzunehmen und neue, rasch wachsende
Zukunftsmirkte zu erschlieBen. (UBA (2016) Okologische Modernisierung der Wirtschaft durch eine moderne
Umweltpolitik.) Geschieht dies nicht besteht die Gefahr, dass Stranded Investments entstehen und die deutsche
Wirtschaft in wichtigen Mirkten ihre internationale Wettbewerbsfihigkeit verliert.

Zu den griinen Zukunftsmirkten, die unmittelbar mit dem Klimaschutz verbunden sind, zihlen die Mirkte fiir
umweltfreundliche Energieerzeugung, Energieeffizienz und nachhaltige Mobilitit sowie im weiteren Sinne auch
die Mirkte fiir Rohstoff- und Materialeffizienz, sowie Abfall- und Kreislaufwirtschaft. Technologien, die sich
diesen Mirkten zuordnen lassen, sind wirtschaftlich schon heute bedeutsam. (BMUB 2014: GreenTech made in
Germany 4.0 Umwelttechnologie-Atlas fiir Deutschland) und zeichnen sich durch eine besonders hohe Dynamik

aus.


http://www.greentech-made-in-germany.de/
http://www.greentech-made-in-germany.de/
vergrabowsa
Textfeld
Deutscher Bundestag										Ausschussdrucksache 18(9)989
18. Wahlperiode													  	 18. Oktober 2016
Ausschuss für Wirtschaft und Energie



Nachhaltige Mobilitat 13,4%

Energieeffizienz 13,2%

Umweltfreundliche Erzeugung,
Speicherung und Verteilung von Energie

Rohstoff- und Materialeffizienz

Markt fir Umwelttechnik
und Ressourceneffizienz

Nachhaltige Wasserwirtschaft

Kreislaufwirtschaft

Quelle: Roland Berger, Unternehmensbefragung

Abbildung 61: Durchschnittlich erwartetes Umsatzwachstum pro Unternehmen bis 2018 nach Leitmarktfokus (in Prozent pro Jahr)

Quelle: BMUB (2015) Green-Tech Atlas 4.0

Insgesamt wird das globalen Marktvolumen in diesen Bereichen nach Einschitzung von Roland Berger von 2.536

Mrd. (2013) auf §.385 Mrd. (2025) steigen.
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Abbildung 13: Entwicklung des globalen Marktvolumens fiir Umwelttechnik und Ressourceneffizienz 2013-2025 (in Milliarden Euro und durch-
schnittliche jahrliche Veranderung 2013-2025 in Prozent)

Quelle: BMUB (2015) Green-Tech Atlas 4.0

Die Dynamik der Klimaschutzmirkte sichert und schafft nach Ansicht der Forscher in Zukunft auch
Arbeitsplitze. Einer Studie fiir das BMUB zufolge steigt die Bruttobeschiftigung im Bereich der EE selbst bei
konservativem Ausbau (der hinter dem Klimaschutzplan zuriickbleibt) von 350.000 Personen 2012 bei verhalten
bis positiven Prognosen auf 400.000 bis 600.000 Beschiftigten in 2030 (Lehr et al. (2011). Kurz- und
langfristige Auswirkungen des Ausbaus der erneuerbaren Energien auf den deutschen Arbeitsmarke, Studie im
Auftrag des BMUB). Nach Ecofys/Fraunhofer ISI/Irees/ Oko-Institut (2016) werden bis 2020 fast 190.000

zusitzliche Vollzeitstellen durch Energieeffizienzmafinahmen (vor allem in der Bauwirtschaft) entstehen.

Klimaschutz Iést aber auch technologischen Fortschritt aus. Beispiele hierfiir sind das EEG (AEE 2014) und die
EnEV (IEA 2015). Das schligt sich in der Patentdynamik nieder. In Deutschland nehmen die Patente in

Erneuerbare Energien und rationelle Energieumwandlung unter den Klimaschutzpatenten den hchsten Rang ein

(ebenda).

Weltweit weisen die jahrlichen Patentanmeldungen bis 2012 bei Klimaschutztechnologien - 60% aller
Umweltpatente - das hochste Wachstum auf, dicht gefolgt von der Mess-, Steuer-, Regeltechnik (Gehrke,
B./Schasse, U./ Ostertag, K. 2015, Innovationsmotor Umweltschutz, UBA Reithe Umwelt, Innovation,
Beschiftigung 05/2015).

Auch im internationalen Wettbewerb steht Deutschland aktuell gut da. Der Welthandelsanteil Deutschlands
betrug 2013 rund 13%. Deutschland ist hinter China zweitgréfiter Exporteur von potenziellen
Klimaschutzgiitern (Gehrke, B. /Schasse U. (2015) Die Umweltschutzwirtschaft in Deutschland, Produktion,
Umsatz und Auflenhandel, UBA Reihe Umwelt, Innovation, Beschiftigung 4/2015). Bemerkenswert dabei ist
die Entwicklung Chinas, dessen Anteil am globalen Handel mit Klimaschutzgiitern sich zwischen 2002 und
2011 mehr als verdreifachte: von 5,7% auf 19,9%. Seitdem ist Chinas Anteil jedoch nicht weiter gestiegen.

Im internationalen Umfeld weist Deutschland besondere Stirken bei der umweltfreundlichen Energieerzeugung

und -speicherung (Weltmarktanteil 17 Prozent) bei der Energieeffizienz (Weltmarktanteil 12%) und der



Nachhaltigen Mobilitit <I7 Prozent) auf (BMUB 2014: GreenTech made in Germany 4.0 Umwelttechnologie-
Atlas fiir Deutschland).

Auf Grund seiner hervorragenden Wettbewerbsposition besitzt Deutschland sehr gute Voraussetzungen, um von
der dynamischen Entwicklung der Klimaschutzmirkte auch in Zukunft tberdurchschnittlich profitieren zu
konnen. Allerdings ist dies kein Selbstliufer. Andere Linder, allen voran China, haben das wirtschaftliche
Potenzial der griinen Zukunftsmirkte erkannt und treiben entsprechende Entwicklungsstrategien voran. Der
Wettbewerb wird schirfer. Daher sind eine ambitionierte Khmaschutzpolitik sowie verstirkte Anstrengungen in
Forschung und Entwicklung sowie bei der Marktdiffusion von klimafreundlichen Innovation notwendig.

Welche Empfehlungen gibt das Umweltbundesamt zur Ausgestaltung des Klimaschutzplans 2050 der
Bundesregierung in Hinblick auf die ékologische Modernisierung der Wirtschaft?

Die Beschliisse der Pariser Klimakonferenz Ende 2015 haben ein eindeutiges Signal an die Gesellschaft und die
globale Wirtschaft gesendet: Die Zukunft muss kohlenstoffarm und klimaresilient sein. Dies bedeutet, dass die 2
Grad Obergrenze klar eingehalten werden muss und méglichst 1,5°C erreicht werden. Das UBA sieht es fiir
Deutschland daher auch im Spiegel der internationalen Klimaschutzdebatte als erforderlich an, dass die
Bundesregierung in ithren Mafinahmenplinen die obere Grenze des Zielkorridors fiir 2050 von 80-95 % festlegt.
Dies wiirde international nicht nur ein wichtiges Signal eines reichen Industriestaates an die vom Klimawandel
besonders betroffenen armen Linder sein, sondern auch einen verbindlichen Rahmen setzen fiir alle in den
kommenden Jahren festzulegenden und umzusetzenden Pline, Programme und Mafinahmen tiber alle Ressorts

hinweg.

Das UBA hat mit seinem Positionspapier zum Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung' konkrete Vorschlige
und aus Sicht des Umweltbundesamtes notwendige Schritte fiir eine nachhaltige und ambitionierte Ausgestaltung
in den Prozess zur Erstellung des Klimaschutzplanes 2050 der Bundesregierung eingespeist. Der Fokus liegt auf
der Darstellung strategischer Mafinahmen und Instrumente fiir den Zeitraum 2020 bis 2030, die somit
unmittelbar an das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 der Bundesregierung anschlieflen. Mafistab ist dabei der

obere Rand des nationalen und europiischen Zielkorridors: eine Minderung der Treibhausgasemissionen bis

2050 um 95 %.

Der notwendige Wandel hin zu einer treibhausgasneutralen und klimaresilienten Gesellschaft betrifft viele
Teilbereiche, die sich gegenseitig beeinflussen. Die Transformation ist daher durch die Kombination und das
Wechselspiel von Innovationen, Akteuren und politischen Instrumenten gekennzeichnet und unterliegt sich
wandelnden Rahmenbedingungen. Das UBA erachtet es fiir elementar, dass der Klimaschutzplan — nachhaltig
ausgestaltet und unter Beachtung des ambitionierten Langfristziels — fortlaufend an diese sich wandelnden
Rahmenbedingungen angepasst wird. Das Umweltbundesamt hilt es fiir notwendig, dass die Bundesregierung ein
ambitioniertes Ziel — die Treibhausgasminderung um 95 % gegeniiber 1990 — verbindlich festlegt. Damit soll
allen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Akteuren langfristig Planungs- und Entscheidungssicherheit fiir
diesen tiefgreifenden Wandel hin zu einer klimaneutralen Volkswirtschaft' eingeriumt werden. Dabei werden
auch andere wichtige Politikziele (wie z. B. die Ressourcenschonung) mit gefordert.

Elementar fiir einen erfolgreichen, umsetzungsorientierten Prozess sind die Beteﬂigung und Akzeptanz der
geseﬂschaftlichen Akteure, die kontinuierliche ErfolgskontroﬂeZ der Umsetzung und Zielerreichung und eine
darauf autbauende Nachsteuerung des Policy Mix sowie die kontinuierliche Strategiefortschreibung.

Die Entwicklung der THG-Emissionen der letzten Jahre erfordert — auch kurzfristig, zur Wahrung des
40 %-Ziels bis 2020 — eine deutliche Nachsteuerung auf der Mafinahmenebene und damit eine erhebliche

1 UBA (2016): Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung — Diskussionsbeitrag des Umweltbundesamtes.
Position, April 2016.
2 Hierzu kénnte auf bestehende Berichte aufgebaut werden.
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Intensivierung der nationalen aber auch europiischen Klimaschutzbemithungen sowie entschiedenes Handeln in
allen Sektoren.
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Abbildung 1: Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Deutschland in der Abgrenzung der Sektoren des
Aktionsprogrammes Klimaschutz 2020 und Ziele

Als Hauptursache energiebedingter THG-Emissionen steht die Energiebereitstellung auf Basis der Verbrennung
fossiler Energietriger im Fokus. Die hdchsten Minderungsbeitrige miissen daher der Energiesektor, die Industrie
und der Verkehr leisten. Die Landwirtschaft riickt im Zuge des Transformationsprozesses verstirkt in den
Blickpunkt, da auch hier ein Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemissionen notwendig ist. Der
Klimaschutzplan muss — eingebettet in eine nachhaltige Entwicklung in all ihren Dimensionen —
verursachergerechte Lsungswege aufzeigen. Weder stellen der Einsatz fossiler Energietriger oder die Nutzung
von Atomenergie noch Mafinahmen des Geoengineerings oder die CO2-Abscheidung und Speicherung (CCS)
aus unserer Komponenten eines nachhaltigen Entwicklungspfades dar. Vielmehr miissen die Schliisselmafinahmen
in allen Handlungsfeldern darauf abzielen
»  die konsequente Erschlieung von Vermeidungs- und Effizienzpotentialen,

»  die Substitution fossiler Energietriger in allen Anwendungsbereichen durch erneuerbare Energien,

» effizienten Ressourceneinsatz sowie

» suffizientes Leben und Wirtschaften aber auch

»  klimaresiliente (Infra-)Strukturen
voranzutreiben bzw. zu ermdglichen.

Die Dekarbonisierung von Wirtschaft und Gesellschaft erfordert iiber die sektorale Betrachtung hinaus auch
querschnittsorientierte Denkweisen, MaBnahmen und politische Instrumente. Eine langfristig orientierte Politik
vermeidet Strukturbriiche, um gesellschaftliche Kosten zu begrenzen. Die Einbettung der nationalen Politik in die
europiische Klimaschutzpolitik - insbesondere den Emissionshandel - erfordert eine angepasste Ausgestaltung,
erdffnet aber auch zusitzliche Spielriume fiir nationale Mafinahmen und Instrumente. Okonomische Instrumente
wie die Energiebesteuerung, der Abbau klimaschidlicher Subventionen und der Emissionshandel kénnen und
sollen wesentliche klimapolitische Instrumente zur Dekarbonisierung sein und miissen entschieden
weiterentwickelt werden, da sie die konomischen Rahmenbedingungen aller Akteure mit prigen.



UBA fordert deshalb, die Lenkungswirkung der 6kologischen Steuerreform wiederherzustellen und dauerhaft zu
erhalten, denn durch die Inflation sinken die realen Steuersitze fiir Energie und Strom seit 2003 (letzte Stufe der
dkologischen Steuerreform). Der nominale Steuersatz auf Benzin (Diesel) beispielsweise liegt seit 2003
unverindert bei 65,45 (47,04—) Cent/Liter. Zugleich sind die Weltmarktpreise der fossilen Energien in den
letzten ]ahren stark gesunken. Dies verringert zusitzlich die konomischen Anreize, fossile Energien sparsam und
effizient einzusetzen und damit auch den politischen Handlungsdruck. Als Reformvorschlag empfiehlt das UBA,
das reale Niveau der Energie- und Stromsteuersitze der ékologischen Steuerreform wiederherzustellen und eine
Indexierung einzufithren, um inﬂationsbedingte Erosionen der realen Energiesteuers'altze kiinftig zu verhindern. Es
stiinden dann erhebliche Mehreinnahmen z.B. fiir die Finanzierung von Klimaschutz zur Vertiigung.

In Deutschland summierten sich die umweltschidlichen Subventionen im Jahr 2010 auf mehr als 52 Mrd. Euro.
Sie sind dberwiegend auch klimaschidlich —fast die Hilfte der umweltschidlichen Subventionen fliefit in den
Verkehrssektor und die den Unternehmen gewihrten Vorteile bei der Energiebesteuerung machen ebenfalls einen
hohen Anteil an allen umweltschidlichen Subventionen aus. Sie belasten die 6ffentlichen Haushalte - direkt durch
Mindereinnahmen und Mehrausgaben und indirekt durch Folgekosten fur den Staat durch die verursachten
Umwelt- und Gesundheitsschiden. Hinzu kommt, dass klimaschidliche Subventionen den Wettbewerb zu
Lasten klimafreundlicher Techniken und Produkte verzerren. Dies wiederum fithrt dazu, dass der Staat diese
Techniken und Produkte in erhohtem Mafle férdern muss, damit sie im Wettbewerb eine faire Chance haben
und sich im Markt durchsetzen kénnen. Um zu gewéhrleisten, dass kfmftig umwelt-und klimaschidliche
Subventionen systematisch abgebaut werden, ist ein umwelt- und klimabezogenes ControHing aller bestehenden
und neu eingefiihrten Subventionen erforderlich. Hierfiir schligt das UBA einen "Umweltcheck" fiir
Subventionen vor. Auerdem sollte ein verbindlicher Fahrplan zum Abbau umwelt- und klimaschidlicher
Subventionen erarbeitet werden.

Beim Abbau klimaschidlicher Subventionen sollte rasch gehandelt werden, weil der niedrige Olpreis die
Wirtschaftlichkeit von Investitionen in effizientere und erneuerbare Techniken zusitzlich bremst. Angesichts der
aktuell vergleichsweise niedrigen Marktpreise fur Kraftstoff und Heizol konnten zudem Subventionen fiir fossile
Energietriger ohne groBe Belastungen schrittweise abgebaut werden.

Handlungsfeld Energiemwirtsciraft

Aufgrund der eingeschrénkten technischen Minderungspotentiale insbesondere bei den prozessbedingten
Emissionen und Emissionen aus der Landwirtschaft, ist es fiir die Erreichung der Klimaschutzziele notwendig,
dass die Energiewirtschaft einen iiberproportionalen Anteil zur Treibhausgasminderung beitrigt. Dies gilt
insbesondere bei der Erreichung ambitionierter Klimaschutzziele, also bei einer THG-Emissionsreduktion um

95 % gegeniiber 1990.

Die bedingt insbesondere eine Vollstéindige Reduktion der Kohleverstromung. Aus energiewirtschaftlichen,
klimapolitischen und 6kologischen Griinden sollte insbesondere die Braunkohleverstromung deutlich vor 2050
enden. Zudem sollten die Emissionen aus der Kohleverstromung bis spitestens 2030 auf einen Entwicklungspfad
einschwenken, der im Einklang mit einem ambitionierten langfristigen Minderungspfad fiir die Energiewirtschaft
steht.

Von der Bundesregierung sollte ein nationaler Kohledialog unter Beteiligung aller relevanten gesellschaftlichen
Akteure initiiert werden. Auf der Grundlage dieses Dialogs sollten im Klimaschutzplan Entwicklungspfade fiir
die Kohleverstromung und Mafinahmen fiir einen sozialvertriiglichen Strukturwandel schneﬂstméglich festgelegt
und durch einen Monitoringprozess regelmiflig von der Bundesregierung evaluiert werden.

Das UBA empfiehlt erginzend zu nationalen klima- und energiepolitischen Instrumenten zum Kohleausstieg eine
ETS-neutrale Ausgestaltung dieser Ansitze. Durch erginzende Instrumente ausgeldste Nachfrageriickginge
miissen durch entsprechende Angebotskﬁrzungen m EU-ETS ausgeglichen werden kénnen. Kurzfristig ist dies
z.B. durch nationalen Auktionsverzicht oder Aufkaufprogramme maéglich. Strukturelle Emissionsriickginge
sollten sich mittelfristig in einer Cap-Anpassung niederschlagen.

Technisch besteht die Mdglichkeit, die Treibhausgasemissionen in der Energiewirtschaft auf nahezu Null zu
senken, indem Vollstéindig auf erneuerbare Energien umgesteﬂt wird und die Effizienzpotenziale zugleich
Weitgehend ausgeschépft werden’. Zentrale Bausteine einer voHsténdig regenerativen Energieversorgung sind
simtliche Power to X-Techniken iiber alle Anwendungsbereiche hinweg. Die energetische Nutzung von



il

Anbaubiomasse®, Atomenergie und CCS sind aus Sicht des Umweltbundesamtes keine Bausteine in einem

nachhaltigen Energiesystem™.

Damit der notwendige ijberproportionale Beitrag zur Treibhausgasminderung in der Energiewirtschaft geleistet
werden kann, sind die Voraussetzungen fiir die ErschlieBung der Effizienzpotentiale, regenerative Versorgung
von strombasierten Energietrigern und Rohstoffen tiber alle Anwendungsbereiche hinweg zu schaffen und ein
verstirkter Ausbau der erneuerbaren Energien zur Stromerzeugung notwendig.

Gleichwohl sollte eine nationale, treibhausgasneutrale Energieversorgung in die international notwendige
Dimension eingebettet sein. Vor dem Hintergrund globaler Wirtschaftsvernetzungen, die insbesondere im
internationalen Verkehr internationale Kompatibilitit erfordert, ist es notwendig, neben den nationalen
Strategien auch eine internationale Strategie zu entwickeln, um den globalen Herausforderungen zum
Klimawandel entgegenzutreten. Dabei kann auch PtG/PtL eine zentrale Rolle fiir die regenerative globale
Versorgung mit Brenn-, Kraft- und Rohstoffen und fiir einen internationalen, regenerativen Energiemarke
darstellen. Eine wichtige Rolle bei den strategischen Fragen zur Energieversorgung spielen dabei die
Importabhéngigkeit, die Diversifizierung der Lieferlinder und Energiequeﬂen sowie der Ausbau internationaler
Infrastrukturen.

Handlungsfeld Industrie und Gewerbe, Handel und
D Lenstlestungen

Um das nationale Minderungsziel hinsichtlich der Treibhausgasemissionen zu erreichen, miissen auch die im
Sektor Industrie und GHD noch vorhandenen Potentiale so weit wie méglich ausgeschépft werden, z. B. durch
die Verbesserung der Energieeffizienz von Querschnittstechniken, die Umsteﬂung auf treibhausgasneutrale

Energietriger, Rohstoffe und Produktionsverfahren, die Flexibilisierung der Stromnachfrage, den Ausbau der
Nutzung industrieller Abwirme und die effiziente Nutzung von kohlenstofthaltigen Reststoffen.

Hoandlungsfeld Gebdunde

Der Gebiudebereich ist wegen der nach wie vor bestehenden grofien Energieeinsparpotenziale eine wichtige Siule
deutscher Klimaschutzpolitik. Ziel der Bundesregierung ist es daher, bis zum Jahr 2050 einen nahezu
klimaneutralen Gebiudebestand zu erreichen. Hierzu sollen die Gebaude nur noch einen geringen Energiebedarf
haben, der iiberwiegend durch erneuerbare Energien gedeckt wird. Konkret wird eine Senkung des
Primirenergiebedarfs des Gebiudebestands um rund 80 % bis 2050 und eine Verdopplung der Sanierungsrate
auf 2 % pro Jahr angestrebt. Das angestrebte Ziel lisst sich nur mit einem Biindel von Mafinahmen erreichen. Die
Darstellung des Emissionsverlaufs entsprechend der fiir den Klimaschutzplan 2050 abgesteckten Kategorien ist
nicht méglich. Ein Teil der Emissionen (Wohngebiude) ist bereits im Handlungsfeld Energiewirtschaft
dargestellt. Im Handlungsfeld ,,Gebiude” werden neben Wohngebiuden auch die Gebiude des GHD-Sektors

adressiert.

Handlungsfeld Verkeir

Um sektoriibergreifend eine THG-Minderung von 95 % bis zum Jahr 2050 in Deutschland zu erreichen, muss
der Verkehr nahezu THG-neutral sein. Voraussetzung hierftr ist erstens, dass der Verkehr seinen
Endenergieverbrauch deutlich senkt. Daher miissen bereits heute weitergehende Mafinahmen zur Senkung seines
Energiebedarfs ergriffen werden. Das bereits bestehende Endenergieverbrauchsziel fiir den Verkehr in
Deutschland (-40% bis 2050 gegeniiber 2005) sollte die Bundesregierung daher weiter verschirfen und
zusitzliche ambitionierte Zwischenziele fiir die Jahre 2030 und 2040 formulieren. Anspruchsvolle
Endenergieverbrauchsziele im Verkehr sind jedoch alleine mit fahrzeugseitigen Effizienzsteigerungen nicht
erreichbar. Erst die Kombination mit Mafinahmen zur Verkehrsvermeidung und -verlagerung im Rahmen einer

»Verkehrswende” erméglicht, die Energienachfrage des Verkehrs bis 2050 in erforderlicher Weise abzusenken.

Zweitens muss der Verkehr auf treibhausgasneutrale Energietriger umgesteﬂt werden. Fossile Energietriger wie
Benzin, Kerosin und Diesel haben Iangfristig ausgedient. Die Zukunft Iiegt bei der direkten Nutzung von
regenerativem Strom fiir Elektromobilitit und — bei der Nutzung von stromgenerierten Kraftstoffen (PtG und
PtL), wo Elektromobilitit nicht realisierbar ist (z. B. internationaler Flug- und Seeverkehr) oder zur Sicherung
hoher Fahrweiten zusitzlich zum Elektromotor ein Verbrennungsmotor notwendig ist. Mit diesen THG-



neutralen Energietrigern muss jedoch sparsam umgegangen werden, da diese nur begrenzt verfiigbar sind und
zudem sehr teuer sein werden.

Ein enges Zusammenspiel von Verkehrswende (Vermeiden/ Verlagerung/ Verbessern der Effizienz) einerseits
und der Energiewende im Verkehr andererseits ist somit entscheidend fiir die Erreichung anspruchsvoller
Klimaschutzziele.

Hondlungsfeld Londnutzung, Land~ wnd Forstwirtsehaft

Die Emissionen aus landwirtschaftlichen Boden (Zum Beispiel durch Griinlandumbruch) sowie die Emissionen
und Einbindung durch Kohlenstoffspeicherung in der Forstwirtschaft werden bisher nicht in die Bewertung der
Zielerreichung beim Klimaschutz einbezogen. Mittelfristig sollten die Potenziale fiir zusitzliche
Klimaschutzmafinahmen in diesem Bereich in den Blick genommen werden. Dabei sollten solche Mafinahmen im
Mittelpunkt stehen, die besonders effizient sind, positive Beitréige zu anderen agrarumweltpolitischen Zielen
leisten und fiir die bereits politische Ziele festgelegt worden sind. Die Bilanzierung der Emissionen in diesem
Bereich ist jedoch — verglichen mit den anderen Sektoren — mit erheblichen methodischen Schwierigkeiten
verbunden.

Effiziente Klimaschutzmaf3inahmen in der Landwirtschaft zeichnen sich ganz allgemein durch geringe THG-
Minderungskosten bei nachhaltiger Mafinahmenwirkung aus. Besonders eftizient sind Mafinahmen, mit denen
die Effizienz des Stickstoffeinsatzes erhoht wird. Denn dadurch kénnen nicht nur Produktionskosten eingespart
werden, sondern es bestehen auBlerdem Synergien mit anderen grofien landwirtschaftlich verursachten
Umweltproblemen wie der Belastung von Grund- und Oberﬂéchengewéisser mit Nitrat, Stickstoffemissionen

sowie negative Effekte auf die biologische Vielfalt durch Uberdﬁngung.

Mafinahmen, die die landwirtschaftliche Fléchennutzung und den Torfabbau fokussieren, zielen auf den Erhalt
des Kohlenstoffspeichers und damit auf die Senkenleistung des Bodens ab. Der Erhalt, die Wiederherstellung
bzw. nachhaltige Verbesserung der Kohlenstoft-Senken-Funktion der Béden leisten dariiber hinaus einen
wichtigen Beitrag fiir eine verbesserte Struktur und Wasserspeicherfihigkeit der Béden und somit fiir hohere
Ertragspotentiale. Besonders unter den Bedingungen der zu erwartenden Klimaiinderungen kénnen optimal mit
organischer Substanz versorgte Béden den Einfluss von Witterungsextremen besser abpuffern, als Bdden in
schlechtem Kulturzustand. Mafinahmen zum Erhalt des Kohlenstoffspeichers erbringen dartiber hinaus nicht nur
positive Leistungen fiir den Klimaschutz, vor allem der Boden- und Gewiisserschutz sowie die Biodiversitit
profitieren davon.

Die Tierhaltung ist in Deutschland einer der Hauptverursacher von landwirtschaftlichen THG-Emissionen. Der
schrittweise und konsequente Abbau der Tierbestinde birgt entsprechend ein erhebliches
Treibhausgasminderungspotenzial mit weiteren Synergieeffekten zum Schutz weiterer Umweltmedien (Boden,

Luft, Wasser).

Auch der Okolandbau leistet durch seinen Verzicht auf mineralische Diingemittel, deren Herstellung sehr
energieintensiv ist, einen Beitrag zum Klimaschutz. Gleichzeitig wird durch den Anbau von Leguminosen und
Zwischenfriichten die Humusanreicherung geférdert und somit gleichzeitig mehr Kohlenstoft im Boden
gespeichert. Die Umstellung auf den Okolandbau bringt sowohl bezogen auf die Fliche als auch (wenn auch in
geringerem Mafle) auf die Produkteinheit Einsparungen bei den THG-Emissionen. Das in der nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie verankerte Ziel von 20% Flichenanteil des Okolandbaus an der gesamten
Landwirtschaftsfliche (LF) geht daher in die richtige Richtung, muss aber mit einem konkreten Zeithorizont
unterlegt werden.

Grundsitzlich miissen Instrumente zum Klimaschutz in der Landwirtschaft die Multifunktionalitit vieler
Mafinahmen beachten. Viele Mafinahmen, die mit Blick auf nur ein Umweltziel unwirtschaftlich erscheinen, sind
aus volkswirtschaftlicher Sicht sehr vorteilhaft. Deshalb bediirfen Klimaschutzmafinahmen flankierender
Instrumente um effektiv und effizient zu wirken. Dabei ist zu beachten, dass in der Agrarpolitik bislang nicht nur
dem Klimaschutz, sondern auch anderen Umweltproblemen zu wenig Rechnung getragen wurde. Verbesserungen
sind vor allem dann méglich, wenn neue Politikansitze sachgerecht auf dem bestehenden Instrumentarium
aufbauen und auf dieses abgestimmt sind.



Handlungsfeldiibergreifende Mafinajrmen

Neben sektoralen Mafinahmen sind auch L'ibergreifende Mafinahmen erforderlich, die sicherstellen, dass iiber die
verschiedenen Sektoren hinweg verzerrungsarm vor allem die volkswirtschaftlich kostengiinstigen Mafinahmen
gewihlt werden. Okonomische Instrumente, insbesondere die Energiebesteuerung, klimaschidliche Subventionen
und der Emissionshandel prigen die 6konomischen Rahmenbedingungen fiir den Such- und Findungsprozess fiir
technische und soziale Innovationen, fiir Investitionen in die erforderliche Infrastruktur, und ebenso fiir
Standortentscheidungen der Wirtschaft sowie fiir Pfadentscheidungen mit Blick auf den individuellen
Energiekonsum. Eine langfristig orientierte Politik vermeidet Strukturbriiche, um gesellschaftliche Kosten zu
begrenzen. Stabile Rahmenbedingungen werden auch durch klare gesetzliche Regelungen, insbesondere gesetzlich
verankerte Klimaschutzziele geschaffen. Sie unterstiitzen auch die Bereitschaft von Investoren, Kapitalverwaltern
und auch Biirgern in den Klimaschutz zu investieren sowie die Bereitschaft der Biirger sich fiir den Klimaschutz
im offentlichen und privaten Raum zu engagieren. Die Einbettung der nationalen Politik in die europiische
Klimaschutzpolitik (insbesondere den Emissionshandel) erfordert eine angepasste Ausgestaltung, erdffnet aber
auch zusitzliche Spielréume ftr nationale Mafinahmen.

Die gegenwirtige Gestaltung der 6konomischen Instrumente, die Transparenz von Klimarisiken bei
Kapitalgesellschaften, die gegenwirtige rechtliche Verankerung von Klimaschutzzielen und die aktuellen
Rahmenbedingungen biirgerschaftlichen Engagements erfiillen ihre Potentiale fiir den Klimaschutz noch nicht.

w Ummnwelthundesamt (2014): Treibhavsgasnewtrales Dewtsehland im Jadw 2050.
Wtp/ / wwwsuwmwelthbundesamtoe/ publikotionen/ trelbiransgosnentrales-dentsehdland ~um~
jahwr-2050-0

Ul Unmueltbundesamt (2013): Globale Landflichen wnd Blomasse nachiraltig uwnol
ressouncenscihonend nutzen: Dessaun—Rofla

w- Unweltbundesamt (2014): Trelbhawsgasnentrales Dewtsehdand im Jahuwr 2050.
Whttp:/ / wwwrwmeltbundesamt-de/ publikotionens/ treibhavsgasnewtrales -dewtselano-m—
johw-2050-0
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1 Zusammenfassung

Ziel dieses Papiers ist es, konkrete Vorschlidge und aus Sicht des Umweltbundesamtes notwendige
Schritte fiir eine nachhaltige und ambitionierte Ausgestaltung in den Prozess zur Erstellung des
Klimaschutzplanes 2050 der Bundesregierung einzuspeisen. Der Fokus liegt auf der Darstellung stra-
tegischer Mafinahmen und Instrumente fiir den Zeitraum 2020 bis 2030, die somit unmittelbar an
das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 der Bundesregierung anschlief3en. Maf3stab ist dabei der
obere Rand des nationalen und europaischen Zielkorridors: eine Minderung der Treibhaus-
gasemissionen bis 2050 um 95 %.

Deutschland als eines der weltweit wichtigsten Industrielinder muss im Rahmen der globalen Her-
ausforderungen zum Klimaschutz eine besondere Rolle spielen und Verantwortung {ibernehmen. Der
notwendige Wandel hin zu einer treibhausgasneutralen und klimaresilienten Gesellschaft betrifft
viele Teilbereiche, die sich gegenseitig beeinflussen. Die Transformation ist daher durch die Kombi-
nation und das Wechselspiel von Innovationen, Akteuren und politischen Instrumenten gekenn-
zeichnet und unterliegt sich wandelnden Rahmenbedingungen. Das UBA erachtet es fiir elemen-
tar, dass der Klimaschutzplan — nachhaltig ausgestaltet und unter Beachtung des ambitionierten
Langfristziels — fortlaufend an diese sich wandelnden Rahmenbedingungen angepasst wird. Das Um-
weltbundesamt halt es fiir notwendig, dass die Bundesregierung ein ambitioniertes Ziel - die
Treibhausgasminderung um 95 % gegeniiber 1990 - verbindlich festlegt. Damit soll allen ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen Akteuren langfristig Planungs- und Entscheidungssicherheit
fiir diesen tiefgreifenden Wandel hin zu einer klimaneutralen Volkswirtschaft! eingeraumt werden.
Dabei werden auch andere wichtige Politikziele (wie z. B. die Ressourcenschonung) mit geférdert.
Elementar fiir einen erfolgreichen, umsetzungsorientierten Prozess sind die Beteiligung und Akzep-
tanz der gesellschaftlichen Akteure, die kontinuierliche Erfolgskontrolle' der Umsetzung und Zieler-
reichung und eine darauf aufbauende Nachsteuerung des Policy Mix sowie die kontinuierliche
Strategiefortschreibung.

Die Entwicklung der THG-Emissionen der letzten Jahre erfordert — auch kurzfristig, zur Wahrung des
40 %-Ziels bis 2020 — eine deutliche Nachsteuerung auf der Mafinahmenebene und damit eine er-
hebliche Intensivierung der nationalen aber auch europdischen Klimaschutzbemiihungen so-
wie entschiedenes Handeln in allen Sektoren.

Die hochsten Minderungsbeitrage miissen der Energiesektor, die Industrie und der Verkehr leisten.
Damit der notwendige iiberproportionale Beitrag zur Treibhausgasminderung in der Energie-
wirtschaft geleistet werden kann, ist die ErschliefSung der Effizienzpotentiale, ein verstarkter Aus-
bau der erneuerbaren Energien zur Stromerzeugung und ein Ausstieg aus der fossilen Stromerzeu-
gung sowie die regenerative Versorgung mit strombasierten Energietragern und Rohstoffen fiir
alle Anwendungsbereiche notwendig. Zentrale Bausteine einer vollstandig regenerativen Energie-
versorgung sind samtliche Power to X-Technikeni! (PtX) iiber alle Anwendungsbereiche hinweg. Die
energetische Nutzung von Anbaubiomasse, Atomenergie und CCS sind aus Sicht des Umweltbundes-
amtes keine Bausteine in einem nachhaltigen Energiesystem.

i Hierzu konnte auf bestehende Berichte aufgebaut werden.

i Umfasst simtliche Techniken, die durch direkte oder indirekte Verwendung von regenerativem Strom eine
treibhausgasneutrale Versorgung aller Anwendungsbereiche bzw. die vollstdndige Substitution fossilen Ener-
gietriager und Rohstoffe erméglichen. Sie umfassen die direkte Verwendung von Strom in neuen Anwendungen
sowie die mit einer oder mehreren zusétzlichen Umwandlungsstufen verbundenen technischen Optionen
Power-to-Heat (PtH), Elektromobilitit, Power-to-Gas (PtG) und Power-to-Liquid (PtL). So erfolgt langfristig die
Verkniipfung aller Energiemarkte (Strom, Brenn-, Kraft- und Rohstoffe).

5




UBA Position zum Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung - Beitrag zur Diskussion im Rahmen des Erstellungsprozesses

Nach der Energiewirtschaft verursacht die Industrie die meisten Emissionen (vgl. Abbildung 1).
Schliisselmafinahmen stellen aus Sicht des UBA die Steigerung der Energieeffizienz in Querschnitts-
techniken, die Umstellung auf treibhausgasneutrale Energietrager und Rohstoffe, die Umstellung
von Prozesstechniken, die Flexibilisierung der Stromnachfrage, die verstarkte Nutzung industrieller
Abwirme sowie die effiziente Nutzung von kohlenstoffhaltigen Reststoffen dar.

Die energetische Sanierung von Stadtquartieren, die langfristige Planung der energetischen Sanie-
rung im Gebdudebereich, die Anpassung der finanziellen Férderung im Gebdaudebereich sowie die
Anpassung des Ordnungsrechts sind Schliisselmafinahmen und -instrumente fiir die THG-Minderung
im Handlungsfeld Gebdude.

Die vom Verkehr verursachten COz-Emissionen sind in Deutschland seit 1990 nicht gesunken.
Der Anstieg des Verkehrsaufwands kompensierte die Erfolge fahrzeugspezifischer Verbesserungen
der Energieeffizienz und damit Emissionsminderungen vollstandig. Der Flugverkehr und der Giiter-
verkehr verzeichnen dauerhaft hohe Wachstumsraten. Erst die Kombination von Mafinahmen zur
Verkehrsvermeidung und -verlagerung mit Effizienzsteigerungen sowie die Umstellung auf alterna-
tive Antriebe und treibhausgasneutrale Energietrdger erméglichen das Erreichen anspruchsvoller Kli-
maschutzziele im Verkehr. Eine Verkehrswende muss daher mit einer Energiewende im Verkehr
Hand in Hand gehen.

Die Dekarbonisierung von Wirtschaft und Gesellschaft erfordert iiber die sektorale Betrachtung hin-
aus auch querschnittsorientierte Denkweisen, Mainahmen und politische Instrumente. Eine
langfristig orientierte Politik vermeidet Strukturbriiche, um gesellschaftliche Kosten zu begrenzen.
Die Einbettung der nationalen Politik in die europédische Klimaschutzpolitik - insbesondere den Emis-
sionshandel - erfordert eine angepasste Ausgestaltung, erdffnet aber auch zusatzliche Spielrdume fiir
nationale MaSnahmen und Instrumente. Okonomische Instrumente wie die Energiebesteuerung, der
Abbau klimaschéadlicher Subventionen und der Emissionshandel konnen und sollen wesentliche Kli-
mapolitische Instrumente zur Dekarbonisierung sein und miissen entschieden weiterentwickelt wer-
den, da sie die 6konomischen Rahmenbedingungen aller Akteure mit pragen.

Notwendig sind Such- und Findungsprozesse fiir Klimaschutzmaf3inahmen im Bereich technischer
und sozialer Innovationen, fiir Investitionen in die erforderlichen Infrastrukturen, fiir Standortent-
scheidungen der Wirtschaft sowie fiir Pfadentscheidungen mit Blick auf die individuelle Energienut-
zung. Fiir die konkrete Umsetzung des Klimaschutzes war und ist auch das biirgerschaftliche Engage-
ment essentiell.

Die bisher beschlossenen und eingeleiteten Mafinahmen und Instrumente werden voraussichtlich
nicht geniigen, um das deutsche 40 %-THG-Minderungszieles bis 2020 zu erreichen. Um dieses Zwi-
schenziel, insbesondere aber ein ambitioniertes Langfristziel zu erreichen, miissen anspruchsvollere
klimapolitische Entscheidungen getroffen und erfolgreich umgesetzt werden. Die in diesem Positi-
onspapier beschriebenen Schliisselmafinahmen und -instrumente kénnen einen wesentlichen Bei-
trag dazu leisten.
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2 Einleitung

Ausgangspunkt ist die Festlegung in der Koalitionsvereinbarung der 18. Legislaturperiode einen natio-
nalen Klimaschutzplan 2050 zu erarbeiten, der vor der Sommerpause 2016 im Bundeskabinett ver-
abschiedet werden soll.

Ziel dieses Positionspapier ist es, aus dem derzeitigen Kenntnisstand des Umweltbundesamts strate-
gische Mafinahmen fiir den Zeitraum 2020 bis 2030 mit Blick auf ambitionierte Klimaschutzziele,
also eine 95 %-THG-Minderung bis 2050vdarzustellen und den Diskussionsprozess zum Klima-
schutzplan zu bereichern.

»Der Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung soll fiir den Transformationsprozess zum Erreichen
der nationalen Klimaschutzziele bis 2050 inhaltliche Orientierung geben und diesen Prozess als zent-
rales Handlungsinstrument gestalten.” Der Klimaschutzplan ist ,,der Fahrplan in Richtung einer Kli-
maneutralen Volkswirtschaft. Er soll in regelméaf3igen Abstdnden angepasst und fortgeschrieben wer-
den, um auf gesellschaftliche, politische, soziale und 6konomische Anforderungen bzw. auf Verdn-
derungen der Rahmenbedingungen aufierhalb Deutschlands und der EU angemessen zu reagieren. 2

,Leitbild und Maf3stab fiir Klimaschutzpolitik ist die international vereinbarte ,Zwei-Grad-Obergrenze*
fiir die globale Erwarmung gegeniiber vorindustriellen Werten. [...] Sie erfordert schnelles und ent-
schiedenes Handeln und den volistindigen Umstieg auf Wirtschaften ohne Treibhausgasemissionen
weltweit bis spitestens zum Ende dieses Jahrhunderts.*3 Die Zwei-Grad-Obergrenze ist der Maf3stab
fiir die Klimaschutzziele der Europdischen Union und Deutschlands, die Treibhausgasemissionen bis
2050 um 80-95 % gegeniiber 1990 zu reduzieren. Damit verbunden ist ein tiefgreifender Wandel, der
alle Lebensbereiche betrifft.

Die Beschliisse der Pariser Klimakonferenz Ende 2015 haben ein eindeutiges Signal an die Gesell-
schaft und die globale Wirtschaft gesendet: Die Zukunft muss kohlenstoffarm und klimaresilient sein.
Dies bedeutet, dass die 2 Grad Obergrenze klar eingehalten werden muss und moglichst 1,5°C er-
reicht werden. Das UBA sieht es fiir Deutschland daher auch im Spiegel der internationalen Klima-
schutzdebatte als erforderlich an, dass die Bundesregierung in ihren Mafinahmenpldnen die obere
Grenze des Zielkorridors fiir 2050 von 80-95 % festlegt. Dies wiirde international nicht nur ein wich-
tiges Signal eines reichen Industriestaates an die vom Klimawandel besonders betroffenen armen
Lander sein, sondern auch einen verbindlichen Rahmen setzen fiir alle in den kommenden Jahren
festzulegenden und umzusetzenden Plane, Programme und Mafinahmen {iber alle Ressorts hinweg.

Die nachfolgend dargestellten Schliisselmafinahmen sind in die Handlungsfelder Energiewirtschaft,
Industrie/GHD, Gebaude, Verkehr, Landwirtschaft und Landnutzung unterteilt, so dass eine hohe
Anschlussfahigkeit zum Klimaschutzplan gewahrleistet ist. Die Mafinahmen sehen die Bundesregie-
rung als handelnden Akteur und visieren im Wesentlichen den Zeitraum 2020 bis 2030. Wir gehen
jedoch davon aus, dass bereits das THG-Minderungsziel fiir 2020 in Héhe von 40 % auch mit den be-
schlossenen Zusatzmaf3inahmen des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 der Bundesregierung nur
sehr schwierig erreicht wird. Die hier dargestellten Schliisselmaf3inahmen sollten daher entsprechend
ambitionierter ausgestaltet werden, um dieses Zwischenziel, aber insbesondere ein ambitioniertes
Langfristziel realisieren zu konnen.

i Djes mOchte UBA explizit beriicksichtigen im Sinne eines Prozess-konformen Beitrags.

v Der Klimaschutzplan der Bundesregierung wird neben strategischen Maflnahmen fur die Zielerreichung bis
2050 insbesondere MafBinahmen im Zeitraum nach 2020 — Anschluss ans Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 —
bis 2030 adressieren.
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3 Ubergeordnete Trends & Rahmenbedingungen der Transformation

Der Weltklimarat IPCC warnt in seinem 5. Sachstandsbericht erneut eindringlich vor den Folgen ei-
nes ungebremsten globalen Klimawandels. Ohne einen raschen, ambitionierten und nachhaltigen
Klimaschutz wire ein globaler Temperaturanstieg um durchschnittlich 4 Grad Celsius oder mehr in
diesem Jahrhundert wahrscheinlich. Bisher ist bereits ein weltweiter Temperaturanstieg von durch-
schnittlich 0,85 Grad Celsius gegeniiber der Zeit vor der Industrialisierung zu verzeichnen, welcher
vielfdltige Folgen fiir natiirliche und gesellschaftliche Systeme — auch in Deutschland - hat.* Klima-
schutz und Klimaanpassung sind daher als zwei sich ergdnzende Strategien zu verfolgen. In den letz-
ten Jahren sind die globalen Treibhausgasemissionen trotz aller Bemiihungen zum Klimaschutz so-
gar noch starker als zuvor gestiegen. Im Zeitraum 2000 bis 2010 lag der Anstieg anthropogen verur-
sachten Treibhausgase bei 2,2 % pro Jahr, wahrend die Emissionen in den drei Jahrzehnten davor im
Durchschnitt nur um 1,3 %  jahrlich gestiegen waren.>

Deutschland hat als eines der weltweit wichtigsten Industrieldnder eine besondere Verantwortung im
Klimaschutz. Zum einen liegen die Pro-Kopf-Emissionen in den Industrieldindern immer noch etwa
fiinfmal hoher als diejenigen der &rmsten Linder der Welt. Zum anderen haben in Fragen des Klima-
schutzes ambitioniertere Industrieldnder eine gewisse Vorbildfunktion, insbesondere fiir Lander mit
mittleren Einkommen. Deren Pro-Kopf-Emissionen sind in den letzten Jahren besonders stark gestie-
gen. Sie folgen bei ihrer wirtschaftlichen Entwicklung dem Wohlstandsparadigma der Industrieldn-
der.6

Um die international vereinbarte ,,Zwei-Grad-Obergrenze“ und Anstrengungen fiir eine Beschran-
kung auf 1,5° C fiir die globale Erwarmung gegeniiber vorindustriellen Werten zu erreichen, und
auch zur Anpassung an die unvermeidbaren Folgen des Klimawandels, ist ein tiefgreifender Wandel
hin zu einer Wirtschafts- und Lebensweise erforderlich, die weitgehend ohne Treibhausgasemissio-
nen auskommt. Dieser Wandel betrifft gleichzeitig viele Teilsysteme unserer Gesellschaft (Energieer-
zeugung, Verkehr, Gebdude, Landwirtschaft, Industrie, etc.). Da sie sich gegenseitig beeinflussen,
wird von Transformation gesprochen.’ Fiir eine Transformation hin zu einer treibhausgasneutralen
und klimaresilienten Gesellschaft 1asst sich kein einzelner auslésender Faktor identifizieren. Es sind
nicht einzelne technische oder soziale Innovationen, einzelne Akteure oder einzelne politische In-
strumente, die die Transformation ausmachen, sondern deren Kombination und Wechselwirkung. Im
Folgenden werden die duf3eren Rahmenbedingungen skizziert, die die Wirtschafts- und Lebensweise
maf3geblich beeinflussen und die ebenfalls im Rahmen von Klimaschutzinstrumenten adressiert wer-
den sollten:

Bevolkerungsentwicklung: Die Entwicklung der Bevolkerung hat grundsétzlich einen maf3gebli-
chen Einfluss auf den Klimaschutz z. B. auf die Menge genutzter Kraft- und Brennstoffe fiir Transport-
und Heizzwecke. Die Bevilkerung in Deutschland wird bis zum Jahr 2050 von rund 80 Mio. auf ca.
76 Mio. leicht sinken und wird deshalb keinen Mehrverbrauch an Energie erzeugen.? Global betrach-
tet wird die Bevolkerungsanzahl jedoch von 7,3 Mrd. in 2015 auf 9,7 Mrd. bis 2050° deutlich steigen.
Dadurch kann perspektivisch von einem Anstieg des weltweiten Energieverbrauchs ausgegangen
werden. Auch die Bevolkerungsstruktur dndert sich. In Deutschland werden bis zum Jahr 2050

30,4 % der Bevolkerung 65 Jahre und dlter sein — gegeniiber 20,9 % im Jahr 2013. Auch der Anteil
an Migranten wird steigen, allerdings sind angesichts aktueller Entwicklungen diese Zahlen mit Vor-
sicht zu nutzen.? Je nach Bevolkerungsstruktur ergeben sich unterschiedliche Bediirfnisstrukturen
und spezifische Anforderungen bei der Implementierung von Klimaschutzmaf3inahmen.

Entwicklung der Haushalte: Aus Klimaschutzsicht ist der Energieverbrauch privater Haushalte von
grofiem Interesse. Im Zeitraum von 1990 bis 2013 stieg der Energieverbrauch in den Haushalten -
ohne Kraftstoffverbrauch, da dieser dem Sektor Verkehr zugeordnet ist — um 9,2 %. Trotz verschiede-
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ner Mafinahmen zur energetischen Gebdudesanierung, zum Stromsparen oder zum Okodesign be-
glinstigten vor allem die Trends zu mehr und kleineren Haushalten bei gré3eren Wohnfldchen den
héheren Verbrauch.!! Nach Prognosen des BBSR!2 soll bis 2030 trotz sinkender Bevolkerungszahl die
Anzahl der Haushalte'? um knapp 1,3 % hoher liegen als 2015 und die aufsummierte Wohnflachen-
nachfrage aller Haushalte um rund 7 9% steigen.

Lebensstile: Verschiedene Lebensstile verursachen THG-Emissionen in unterschiedlicher Hohe.
Zentrale Stellschrauben sind die Wohnflache und der Dammstandard in Bezug auf den Heizenergie-
verbrauch, die Zahl der Fernreisen, die zuriickgelegten Autokilometer und der Treibstoffverbrauch
des Autos bei der Mobilitit sowie eine stark tierbasierte Ernahrung. Dabei steigt in der Regel der CO2-
Ausstof3 mit dem Einkommen. Allerdings ist festzustellen, dass es — bei gleichen rechtlich-politischen
Rahmenbedingungen - eine hohe Varianz nicht nur zwischen einzelnen Lebensstilgruppen', son-
dern auch innerhalb von homogenen Lebensstilgruppen gibt.!> Dariiber hinaus haben Individuen
nicht nur Einfluss auf den eigenen COz-Ausstof3. Als Ideengeber, Investor, Vermieter, Mitarbeiter o-
der Kompensierer stof3en Lebensstilpioniere erhebliche ,,CO2-Einsparungen bei anderen an, die iiber
den eigenen, zurechenbaren CO2-Ausstof3 hinausgehen konnen.

Siedlungs- und Verkehrsflachen: Die Ausweitung der Siedlungs- und Verkehrsfldchen ist ein wich-
tiger Treiber fiir den anhaltend hohen Energieverbrauch in Deutschland. Denn zum einen weisen die
eingesetzten Baumaterialien fiir neue Gebdude, ErschlieBungsstraf3en und Leitungsinfrastrukturen
betrdachtliche Energierucksacke auf. Zum anderen miissen neue Gebdaude und Infrastrukturen auch
betrieben, d.h. beleuchtet, beheizt, gekiihlt oder fiir andere Zwecke mit Energie versorgt werden.
Mehr Siedlungsflache bedeutet dariiber hinaus weitere Wege, mehr Verkehr und damit auch einen
hoheren Kraftstoffbedarf. Fiir das Jahr 2020 sieht die nationale Nachhaltigkeitsstrategie vor, die Fla-
chenneuinanspruchnahme fiir Siedlungen und Verkehr in Deutschland auf 30 Hektar pro Tag zu re-
duzieren!®, Die EU-Kommission strebt in ihrer Roadmap zu einem ressourceneffizienten Europa fiir
das Jahr 2050 an, dass in der Gesamtbilanz die Siedlungs- und Verkehrsfldche in Europa nicht mehr
wiéchst (no netto landtake). Bis zum Jahr 2020 sollen die Weichen gestellt werden, um dieses Ziel zu
erreichen?’,

Wirtschaftliche Entwicklung: Bislang bestand ein kausaler Zusammenhang zwischen wirtschaftli-
cher Entwicklung in Form einer Steigerung des Bruttoinlandsprodukts und dem Ausstof3 von Treib-
hausgasen. In Deutschland hat in den letzten Jahren eine absolute Entkopplung dieser beiden Fakto-
ren stattgefunden: Von 2004 bis 2014 wuchs das BIP um 13 %, wiahrend die CO2-Aq.-Emissionen um
rund 11 % fielen. Dies ist auf verschiedene Faktoren zuriickzufiihren, insbesondere auf Einsparun-
gen im Energieverbrauch durch eine Steigerung der Energieeffizienz sowie den Umstieg auf erneuer-
bare Energietrdger.18 Aus der zuriickliegenden Entwicklung lasst sich jedoch nur bedingt ein Trend
ableiten, da aktuell die Preise fiir fossile Energien sinken und dies die 6konomischen Anreize zur
Senkung des Energieverbrauchs verringert. Zu beriicksichtigen ist auch, dass ein Teil von Effizienz-
steigerungen durch sog. ,,Rebound-Effekte“ wieder zunichte gemacht wird.'® Eine dauerhafte abso-
lute Entkopplung von Wirtschaftswachstum und dem Ausstof3 von Treibhausgasen ist daher auf wei-
tere Anstrengungen zur Forderung emissionsarmer Lebensstile und Wirtschaftsweisen angewiesen.

Wirtschafts- und Produktionsweise: Die heutige Wirtschaftsweise — auch in Deutschland — gefahr-
det und zerstort die natiirlichen Lebensgrundlagen kommender Generationen. Die Gewinnung und
Nutzung fossiler Brennstoffe, die grofléichige Abholzung und Ubernutzung von Wildern und trei-
bausgasintensive Produktionsverfahren sind pragnante Beispiele fiir diesen Status-quo. Ein ,,Weiter
so“, bei dem die Industrieldnder ihre treibhausgasintensive Wirtschaftsweise beibehalten und die
Entwicklungs- und Schwellenldnder diese Wirtschaftsweise iibernehmen, stellt keinen gangbaren
Weg dar. Je langer die umfassende Transformation verzogert wird, desto hoher werden die wirtschaft-
lichen Risiken, Kosten und Belastungen. Strukturwandel und Modernisierung sind feste Gréf3en des
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wirtschaftlichen Handelns in Deutschland und Voraussetzung dafiir, die internationale Wettbe-
werbsfahigkeit zu wahren. Eine Transformation zu einer klimaschonenden Wirtschaft bietet grofie
wirtschaftliche Chancen durch Innovationen in einer Weltwirtschaft, die sich bis Mitte dieses Jahr-
hunderts auf Treibhausgasneutralitidt ausrichtet.

Innovationen und ihre Diffusion: Die Transformation erfordert vielfdltige Innovationen: sowohl
neue Formen der Kommunikation und Kooperation bei der sozialen Teilhabe (soziale Innovationen)
als auch institutionelle, organisatorische und technische Innovationen, d. h. neuartige und verbes-
serte Produkte und Dienstleistungen. Die Férderung der unterschiedlichen Innovationen hat daher
eine zentrale Bedeutung. Ein ambitionierter Klimaschutz wird griine Markte starken und neue Tech-
nologien und neue Wachstumsmarkte schaffen. Er erfordert zum Beispiel verstarkt den Einsatz von
Technologien zur Sektorkopplung wie Power to X (Heat, Gas, Liquids, etc.) oder Techniken zur Wir-
meriickgewinnung. Diese Techniken sind schon heute vorhanden, eine nennenswerte Diffusion hat
aber noch nicht stattgefunden. Initiativen, z. B. Energiegenossenschaften und neue Crowdfundinglo-
sungen zur Finanzierung klimafreundlicher Projekte, oder die Entwicklung neuer Wohnformen, stel-
len soziale Innovation dar. Mit dem Erfinden neuer Losungen ist es nicht getan, diese miissen fla-
chendeckende Verbreitung finden. Neben der Entwicklung sollten daher auch ihre Diffusion und ihre
dauerhafte Etablierung geférdert werden.

Preisbildung: Preise spielen eine zentrale Rolle bei Entscheidungen von Unternehmen und Konsu-
menten. Wenn Unternehmen unter Konkurrenzdruck stehen, bevorzugen sie in der Regel die kosten-
giinstigsten Losungen und auch fiir Konsumenten spielen die Preise eine zentrale Rolle bei ihren
Kaufentscheidungen. Solange die Preise fiir Vorleistungen und Produkte und die Kosten unterschied-
licher Produktionsweisen nicht die ,,6kologische Wahrheit*“ widerspiegeln, d. h. auch die Schaden an
Klima und Umwelt jeweils beriicksichtigt sind, werden die wirtschaftlichen Entscheidungen zu Un-
gunsten klimafreundlicher Alternativen verzerrt. Damit sowohl Unternehmen wie auch Konsumenten
sich fiir klimaschonende Produktionsweisen bzw. Kaufverhalten entscheiden konnen, ist es daher
wichtig, dass die Klimaschdden in den Preisen beriicksichtigt werden, d.h. internalisiert werden. Da-
neben ist es erforderlich, klimaschéddliche Subventionen abzubauen.

Der europdische Rahmen fiir nationale Klimaschutzpolitik: Die deutsche Energie- und Klimapoli-
tik ist durch den Emissionshandel (EU-ETS) und die Effort Sharing Decision (ESD) in einen ver-
pflichtenden europédischen Rechtsrahmen eingebunden. Wahrend die ESD jdhrliche nationale Emis-
sionsbudgets fiir die Nicht-ETS Sektoren festlegt und die Wahl der Instrumente den Mitgliedstaaten
iiberlassen bleibt, ist der EU-ETS ein gemeinschaftsweites Klimaschutzinstrument, das eine europa-
weite Gesamtmenge von verfiigbaren Zertifikaten (EUA) festschreibt, die frei handelbar sind, ohne
Emissionsbudgets der Mitgliedstaaten festzulegen. Nationale Mafinahmen, die die ETS-Sektoren ad-
ressieren, konnen somit theoretisch zu Verlagerungseffekten innerhalb des EU-ETS fiihren: Werden
nicht benétigte EUA verkauft oder angespart, konnen sie an anderer Stelle oder zu einem spdteren
Zeitpunkt genutzt werden. Zwar diirfte ein Nachfrageausfall in den deutschen ETS-Sektoren ange-
sichts der hohen Uberschiisse und des nach wie vor niedrigen Zertifikatspreis kurzfristig nicht zu sig-
nifikanten Verlagerungen fiihren. Sobald Anfang bis Mitte der 2020er Jahre signifikante Teile der
Uberschiisse infolge von Backloading und Marktstabilititsreserve (MSR) abgebaut sind (vgl. Kapitel
4.6), konnen zusatzliche nationale Mafinahmen aber zu einem Sinken des Zertifikatspreises und so-
mit zu einer Schwachung der Anreizwirkung des EU-ETS fiihren. Die MSR wird diese Problematik
zwar entschdrfen, kann aber Verlagerungseffekte nicht vollstandig verhindern. Daher sollten Wege
gefunden werden, beabsichtigte Klimaschutzmaf3inahmen entsprechend ihrer zusatzlichen Minde-
rung zu kompensieren, um die Anreizwirkung des EU-ETS nicht negativ zu beeinflussen (vgl. Ab-
schnitte 4.1 und 4.6). Aber auch in den Sektoren auf3erhalb des EU-ETS kénnen nationale Klima-
schutzmafinahmen potentiell mit einer Verlagerung von Emissionen einhergehen: Liegen die deut-
schen Nicht-ETS-Emissionen unterhalb des jahrlichen ESD-Budgets, konnte Deutschland auf die in

10




UBA Position zum Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung - Beitrag zur Diskussion im Rahmen des Erstellungsprozesses

der ESD vorgesehenen Flexibilititen (Banking/Borrowing, Handel mit anderen Mitgliedstaaten) zu-
riickgreifen. Um die Wirksamkeit nationaler Mafinahmen in diesen Sektoren in Hinblick auf die euro-
pdischen THG-Emissionen zu sichern, sollte die Bundesregierung den staatlichen Verkauf von iiber-
schiissigen Emissionsberechtigungen (AEAs) ausschlie3en. Zusammenfassend sollte die deutsche
Klimaschutzpolitik darauf ausgerichtet sein, auf europdischer Ebene zu einer Steigerung des Ambiti-
onsniveaus beizutragen und das fiir 2030 vereinbarte Mindestminderungsziel tatsachlich auf einen
Wert grofler 40 % auszuweiten. Deutschland sollte darauf hinwirken, dass auch andere EU-Staaten
in Richtung einer Treibhausgasneutralitdt bis 2050 gehen. Weitere Rahmenbedingungen werden
durch EU-Richtlinien zur Energieeffizienz, zu Erneuerbaren Energien, zur Energiebesteuerung, zum
Energiemarkt, zum Design von Energieverbrauchenden Produkten u. a. gesetzt.
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4 MafBnahmenempfehlungen des UBA fiir den Klimaschutzplan
2050

Nachfolgend sind zentrale, strategische Mainahmen fiir den Diskussionsprozess zum Klimaschutz-
plan aus Sicht des Umweltbundesamtes dargestellt. Aufgrund ihrer Schliisselfunktion fiir das Errei-
chen eines ambitionierten Zieles werden diese nachfolgend als SchliisselmaBnahmen bezeichnet.
Gleichwohl stellen sie keine abgeschlossene Auflistung dar und sind durch eine Vielzahl flankieren-
der Maflnahmen zu ergdnzen.

Deutschland konnte im Zeitraum von 1990 bis 2013 seine Treibhausgasemissionen mit 24,0 % deut-
lich reduzieren. Die Zusagen aus der ersten Verpflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls — eine Re-
duktion der Treibhausgasemissionen um durchschnittlich 21 % im Zeitraum 2008-2012 gegeniiber
1990 - sind somit iibererfiillt. Die Emissionen im Folgejahr 2013 sind gegeniiber dem Vorjahr 2012
um 2 % gestiegen. Vor allem die kalte Winter-Witterung fithrte zu mehr Kohlendioxid-Emissionen
aus Haushalten sowie Gewerbe, Handel und Dienstleistungen. Nach den Daten des Umweltbundes-
amtes sind die Emissionen in 2014 dagegen wieder um 4,6 % bzw. rund 43 Mio. t gegeniiber dem
Vorjahr gefallen. Gegeniiber 1990 bedeutet dies einen Riickgang um 27,7 %. Neben witterungsbe-
dingten Einfliissen (warmer Winter) kénnen hier auch reduzierte Emissionen in der Elektrizitatswirt-
schaft als Ursachen genannt werden.

In Bezug auf die einzelnen Treibhausgase dominiert die Freisetzung von Kohlendioxid (COz) — weit
iiberwiegend verursacht durch die Prozesse der stationdren und mobilen Verbrennung — das Gesamt-
bild der aggregierten Treibhausgasemissionen. Durch den iiberdurchschnittlichen Riickgang der an-
deren Treibhausgase ist der Anteil der CO2-Emissionen an den Gesamttreibhausgasen seit 1990 um

4 Prozentpunkte gestiegen. Alle anderen Treibhausgase verursachen zusammen nur etwas iiber ein
Zehntel der Gesamttreibhausgasemissionen.”

v Da das Ziel eine Senkung der Treibhausgase um 95% ist, miissen auch fur diese Klimagase und andere kurzle-
bige oder technische Klimagase MaBnahmen zur Senkung eingeleitet werden.
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Abbildung 1: Entwicklung der Treibhausgasemissionen in Deutschland in der Abgrenzung der Sek-
toren des Aktionsprogrammes Klimaschutz 2020
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Kyoto-Budget

Ausgehend von einem Treibhausgasausstof} in Héhe von 1.250 Mio. t CO2-Aq. im Jahr 1990 ist fiir ein
ambitioniertes Langfristziel, also die Reduktion um 95 %, der Ausstof3 auf rund 60 Mio. t CO2-Aq. zu
senken.?° Eine derart ambitionierte, aber auch notwendige Minderung zieht einen erheblichen Hand-
lungsbedarf in allen Sektoren nach sich und ist in eine tiefgreifende gesellschaftliche und 6kono-
mische Transformation eingebettet.

Die bisher beschlossenen und eingeleiteten Mafinahmen werden voraussichtlich nicht ausreichen,
um das deutsche 40 %-THG-Minderungsziel bis 2020 zu erfiillen. Daher muss auch fiir die Folgejahre
und Jahrzehnte davon ausgegangen werden, dass alleine um dieses Defizit zu kompensieren, an-
spruchsvollere Mafinahmenentscheidungen getroffen werden miissten. Fiir den Zeitraum 2020 bis
2030 bedeutet dies, dass nicht eine Minderungsleistung von zusatzlichen 15 % gegeniiber 1990 zu
leisten wire, sondern von etwa 20 %. Daher sollte im KSP 2050 bereits zu Anfang nicht nur das

95 %-Ziel bis 2050 festgelegt werden, sondern auch Minderungspfade und jahrliche Korrekturverfah-
ren auf der Basis der Umsetzungsberichte.

Die im Energiekonzept der Bundesregierung gesetzten Zwischenziele fiir Treibhausgasemissionsmin-
derungen gegeniiber 1990 von minus 40% bis 2020, minus 55% bis 2030 und minus 70% bis 2040
sind aus Sicht des UBA Minimalziele, die auf keinen Fall unterschritten werden sollten. Bereits eine
90 prozentige Minderung bis 2050 erfordert ambitioniertere Minderungsetappen, als im Energiekon-
zept vorgesehen. Daher sprechen wir uns fiir eine Anhebung der Zwischenziele fiir 2030 und 2040
aus.
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Als Hauptursache energiebedingter THG-Emissionen steht die Energiebereitstellung auf Basis der
Verbrennung fossiler Energietrdger im Fokus. Die hochsten Minderungsbeitrage miissen daher der
Energiesektor, die Industrie und der Verkehr leisten. Die Landwirtschaft riickt im Zuge des Transfor-
mationsprozesses verstarkt in den Blickpunkt, da auch hier ein Beitrag zur Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen notwendig ist. Auch die Abfallwirtschaft leistet einen wichtigen Beitrag zur Treib-
hausgasminderung. Dies wird im Klimaschutzplan 2050 vom BMUB jedoch nicht explizit adressiert,
da in Deutschland die wesentlichen Mafinahmen zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen fiir
diesen Sektor bereits umgesetzt wurden. Insbesondere durch das seit 2005 bestehende Ablagerungs-
verbot fiir unbehandelte Abfille, den Ausbau des Recyclings und eine effiziente energetische Verwer-
tung konnte ein beachtlicher Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden.?2!

Der Klimaschutzplan muss — eingebettet in eine nachhaltige Entwicklung in all ihren Dimensionen
— verursachergerechte Losungswege aufzeigen. Weder stellen der Einsatz fossiler Energietrager
oder die Nutzung von Atomenergie noch Mafinahmen des Geoengineerings oder die COz-Abschei-
dung und Speicherung (CCS) aus unserer Komponenten eines nachhaltigen Entwicklungspfades dar
und sind daher kein Teil des Klimaschutzplans. Vielmehr miissen die Schliisselmafinahmen in allen
Handlungsfeldern darauf abzielen

» die konsequente Erschlieffung von Vermeidungs- und Effizienzpotentialen,

» die Substitution fossiler Energietrdger in allen Anwendungsbereichen durch erneuerbare Ener-
gien,

» effizienten Ressourceneinsatz sowie

» suffizientes Leben und Wirtschaften aber auch

» klimaresiliente (Infra-)Strukturen

voranzutreiben bzw. zu erméglichen.

Elementar fiir einen erfolgreichen, umsetzungsorientierten Prozess ist die Beteiligung und Akzep-
tanz der gesellschaftlichen Akteure aber auch die kontinuierliche Erfolgskontrolle der Umsetzung
und Zielerreichung sowie die Fortschreibung.
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4.1 Handlungsfeld Energiewirtschaft

Die Energiewirtschaft umfasst alle Emissionen aus der Verbrennung fossiler Energietrédger in Kraft-
werken der 6ffentlichen Strom- und Warmebereitstellung. Enthalten sind somit auch die Emissionen,
die aus dem Stromverbrauch der Sektoren private Haushalte, Verkehr, Industrie (auf3er Eigenerzeu-
gung) und GHD resultieren. Mit 380 Mio. t CO2-Aq. und einem Anteil von 40 % verursachte die Ener-
giewirtschaft im Jahr 2013 die meisten THG-Emissionen. Im Vergleich zu den Vorjahren blieb dieser
Anteil weitgehend konstant. Laut UBA-Berechnungen sanken die Emissionen der Energiewirtschaft
2014 gegeniiber 2013 um knapp 6 % auf 358 Mio. t CO2-Aq., bedingt hauptsichlich durch den mil-
den Winter. Damit gingen die THG-Emissionen der Energiewirtschaft insgesamt um 23,1 % gegen-
iiber 1990 zuriick.

Aufgrund der eingeschriankten technischen Minderungspotentiale insbesondere bei den prozesshe-
dingten Emissionen und Emissionen aus der Landwirtschaft, ist es fiir die Erreichung der Klima-
schutzziele notwendig, dass die Energiewirtschaft einen iiberproportionalen Anteil zur Treibhausgas-
minderung beitragt. Dies gilt inshesondere bei der Erreichung ambitionierter Klimaschutzziele, also
bei einer THG-Emissionsreduktion um 95 % gegeniiber 1990.

Technisch besteht die Moglichkeit, die Treibhausgasemissionen in der Energiewirtschaft auf nahezu
Null zu senken, indem vollstindig auf erneuerbare Energien umgestellt wird und die Effizienzpoten-
ziale zugleich weitgehend ausgeschopft werden?2. Zentrale Bausteine einer vollstdndig regenerativen
Energieversorgung sind samtliche Power to X-Techniken iiber alle Anwendungsbereiche hinweg. Die
energetische Nutzung von Anbaubiomasse?3, Atomenergie und CCS sind aus Sicht des Umweltbun-
desamtes keine Bausteine in einem nachhaltigen Energiesystem24.
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Abbildung 2: Entwicklung der Treibhausgasemissionen der Energiewirtschaft in der Abgrenzung der
Sektoren des Aktionsprogrammes Klimaschutz 2020
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Damit der notwendige iiberproportionale Beitrag zur Treibhausgasminderung in der Energiewirt-
schaft geleistet werden kann, sind die Voraussetzungen fiir die ErschlieBung der Effizienzpotentiale,
regenerative Versorgung von strombasierten Energietrdgern und Rohstoffen iiber alle Anwendungs-
bereiche hinweg zu schaffen und ein verstarkter Ausbau der erneuerbaren Energien zur Stromerzeu-
gung notwendig.

Gleichwohl sollte eine nationale, treibhausgasneutrale Energieversorgung in die international not-
wendige Dimension eingebettet sein. Vor dem Hintergrund globaler Wirtschaftsvernetzungen, die
insbesondere im internationalen Verkehr internationale Kompatibilitét erfordert, ist es notwendig,
neben den nationalen Strategien auch eine internationale Strategie zu entwickeln, um den globalen
Herausforderungen zum Klimawandel entgegenzutreten. Dabei kann auch PtG/PtL eine zentrale
Rolle fiir die regenerative globale Versorgung mit Brenn-, Kraft- und Rohstoffen und fiir einen inter-
nationalen, regenerativen Energiemarkt darstellen. Eine wichtige Rolle bei den strategischen Fragen
zur Energieversorgung spielen dabei die Importabhédngigkeit, die Diversifizierung der Lieferlander
und Energiequellen sowie der Ausbau internationaler Infrastrukturen.
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Abbildung 3: Visualisierung der Schliisselmalnahmen und Umsetzungsschritte im Handlungsfeld
Energiewirtschaft
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Ausstieg aus der fossilen Stromerzeugung

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Die Energiewirtschaft, hier vor allem die fossile Stromerzeugung, ist der Schliisselsektor fiir eine
langfristige gesamtwirtschaftliche Dekarbonisierung. Insbesondere im fossilen Kraftwerkspark
bestehen groBe und kostengiinstige Minderungspotentiale, die kurzfristig verfiighar sind. Daher
sollte die Dekarbonisierung der Energiewirtschaft im Vergleich zu anderen Sektoren friihzeitiger
und mit starkeren Minderungsbeitrdgen vollzogen werden und spatestens nach 2020 einen
iiberproportionalen Beitrag zur Erreichung der gesamtwirtschaftlichen Minderungsziele leisten.

Bis 2020 sollte die Energiewirtschaft und hier insbesondere die fossile Stromerzeugung nach
Auffassung des UBA schon bis 2020 einen mindestens proportionalen Beitrag zum
Klimaschutzziel leisten, d.h. die Treibhausgasemissionen um mindestens 40% ggii. 1990
mindern. Um dieses Niveau zu erreichen, muss der fossile Kraftwerkspark — in Verbindung mit
den im Nationalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE) avisierten Stromeinsparungen — einen
addquaten Beitrag leisten.

Die vom UBA geforderte gesamtwirtschaftliche Treibhausgas-Minderung um 95% bis 2050
bedingt eine vollstandige Reduktion der Kohleverstromung. Aus energiewirtschaftlichen,
klimapolitischen und dkologischen Griinden sollte insbesondere die Braunkohleverstromung
deutlich vor 2050 enden. Zudem sollten die Emissionen aus der Kohleverstromung bis
spatestens 2030 auf einen Entwicklungspfad einschwenken, der im Einklang mit einem
ambitionierten langfristigen Minderungspfad fiir die Energiewirtschaft steht.

Die aktuell implementierten Instrumente der deutschen und europdischen Energie- und
Klimapolitik stellen nicht sicher, dass die kurz-, mittel- und langfristigen nationalen
Klimaschutzziele erreicht werden. Die zur Umsetzung des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020
bisher beschlossenen Instrumente und Maflnahmen initiieren zudem weder einen nachhaltigen
Strukturwandel im deutschen Kraftwerkspark noch leiten sie hinreichend schnell den Ausstieg
aus der Verbrennung von Braun- und Steinkohle ein.

Umsetzung

» Eine gesetzliche Regelung schaffen, die festlegt:
- langfristig vollstandig aus der Braun- und Steinkohleverstromung auszusteigen und
- den gesamtwirtschaftlichen THG-Minderungspfad nach 2020 durch iiberproportionale
Minderungsbeitrage der Energiewirtschaft zu erreichen;
» Den europdischen Emissionshandel weiterentwickeln und starken;
» Flankierende Instrumente ergdnzend zum EU-ETS einfiihren oder bestehende starken;
» Durch das Monitoring zum Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 und ggf. durch erganzende
Maflnahmen das 40%-Minderungsziel bis 2020 sicherstellen;
» Nationalen Kohledialog unter Beteiligung aller relevanten gesellschaftlichen Akteure initiie-
ren;
» Entwicklungspfade fiir die Kohleverstromung und Mafnahmen fiir einen sozialvertraglichen
Strukturwandel festlegen;
» Den Bau neuer Kohlekraftwerke, den Aufschluss neuer Tagebaue, das Erweitern von
bestehenden Tagebauen und lebensdauerverlangernde RetrofitmaRnahmen vermeiden;
» Die Emissionen der Energiewirtschaft bis 2020 auf 274 Mio. t CO2:q reduzieren;
» RegelmdBige Evaluation durch ein Monitoring und Nachsteuern des Malinahmen- und Instru-
mentenportfolios;
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Sektorkopplung - stdrkere Verzahnung des Strom-, Brennstoff-, Kraftstoff- und Rohstoffmarktes

Schliisselmanahme mit iibergreifender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Sektorkopplung ermoglicht durch direkte oder indirekte Verwendung von regenerativem Strom
eine treibhausgasneutrale Versorgung aller Anwendungsbereiche bzw. die vollstandige
Substitution fossilen Energietrdger und Rohstoffe.

Zur Erreichung ambitionierter Klimaschutzziele — also einer 95 %igen THG-Reduktion - muss das
Energiesystem nahezu vollstdndig auf regenerative Energien (ohne Anbaubiomasse) basieren,
damit nahezu keine Treibhausgasemissionen verursacht werden. Dabei miissen alle
Anwendungsbereiche zu grof3en Teilen mit strombasierten Energietragern versorgt werden. Dies
kann mit Hilfe verschiedener Power to X-Techniken erreicht werden. Mittelfristig ist mit einem
verstarkten Einsatz von PtH (Verkniipfung des Warmebereichs mit dem Stromsektor) und
Elektromobilitat (direkte Kopplung des Stromsektors mit dem Verkehr) zu rechnen. Langfristig
werden durch Nutzung von PtG/PtL dariiber hinaus alle Energiemarkte (Strom, Brennstoffe und
Kraftstoffe) sowie der Markt fiir regenerative Rohstoffe miteinander verbunden.

Zusatzlich erhéhen diese neuen Stromverbraucher die Flexibilitat im Stromsystem und kdnnen so
die Integration fluktuierender erneuerbarer Stromerzeugung unterstiitzen. Auch bei einer Treib-
hausgasminderung um 80 % gegeniiber 1990 werden PtX-Optionen eine signifikante Rolle
spielen. Daher ist die Sektorkopplung ein zentraler Baustein der Energiewende und im
Klimaschutz.

Der THG-Minderungsbeitrag der PtX-Optionen ist im hochsten Maf3e vom genutzten Strom, also
dem CO2-Gehalt im Strommix (2013: 584 g CO2-Aq./kWh)?5, abhéngig. Wichtig ist, die
liberwiegende oder ausschlieBliche Nutzung von erneuerbaren Strom. Das bedeutet, dass kurz-
und mittelfristig prioritdar die PtX-Potentiale, welche mittels energetisch effizienteren Techniken
(z. B. PtH) versorgt werden kénnen und damit einen hohen Substitutionseffekt bezogen auf
fossile Energietrager und THG-Minderungsbeitrag erzielen konnen, erschlossen werden sollten.
Gleich-zeitig sind Technikentwicklungen von energetisch weniger effizienten PtX-Techniken
(PtG/PtL) vor-anzutreiben, um deren langfristige Verfiigbarkeit fiir hohe THG-Minderungen zu
gewdhrleisten.2¢

Umsetzung

» Forderung der PtG/PtL-Technik bis zu einer deutschlandweit installierte Leistung von insge-
samt 500 MW in den nachsten Jahren. Dabei muss jedoch gewahrleistet werden, dass dies
nicht zu einer erhohten fossilen Stromerzeugung fiihrt und nur Strom aus zusatzlichen erneu-
erbaren Energieanlagen genutzt wird.

» In Abhdngigkeit von Investitionszyklen und Marktdurchdringungsraten sind entsprechende
Umstrukturierungen in den Anwendungsbereichen zu adressieren:

- Verstérkte Integration der Elektromobilitdt ab etwa 700 g CO2-Aq./kWh Bezugsstrom.

- Verstdrkte Integration von PtH in Verbindung mit Warmepumpen ab einem CO»-Gehalt im
Bezugsstrom von rund 650 g CO2-Aq./kWh.

- Die Substitution fossilen Erdgases durch PtG-CHs zur Warmeversorgung ist in den ndchsten
Jahren nicht zu unterstiitzen, da dieser Pfad energetisch und im Hinblick auf die Substituti-
onswirkung ineffizient ist. Vorbehaltlich der Wirtschaftlichkeit ist friihestens ab einem CO2-
Gehalt des Bezugsstromes von ca. 120 g CO2-Aq./kWh ein groBtechnischer Einsatz sinn-
voll.

» siehe Manahmenblatt ,,Weiterentwicklung des Energiemarktes*
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Erhdhung der Ausbauziele der erneuerbaren Energien fiir die Stromerzeugung

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Die Umstellung der Stromerzeugung auf regenerative Energie hat im Rahmen des Transformati-
onsprozesses eine zentrale Bedeutung. Erneuerbare Energien (eE) in der Stromerzeugung er-
maoglichen nicht nur dort sondern durch die sog. PtX-Techniken auch in anderen Anwendungsbe-
reichen effektive THG-Minderungen.

Windenergieanlagen an Land und Photovoltaik (PV) sind mit ihren geringen Stromgestehungs-
kosten (auch im Vergleich zu konventionellen Erzeugungstechniken) und grofien nationalen Po-
tenzialen die entscheidenden Energieerzeugungstechniken der Zukunft. Ihr Ausbau muss den
Ausstieg aus der Kohleverstromung begleiten und ermoglichen. Sollten zudem die im Energie-
konzept anvisierten THG-Minderungen an anderer Stelle (z. B. durch Energieeffizienz) verfehlt
werden, konnte dies ein verstdrkter Ausbau der erneuerbaren Energien ausgleichen.

Das aus Sicht des UBA notwendige Klimaschutzziel einer Minderung der THG-Emissionen um

95 % bis 2050 erfordert eine Stromversorgung ausschlieBlich auf Basis erneuerbarer Energien.
Der direkte Stromverbrauch an Endenergie inkl. neuer Verbraucher betragt It. UBA-Studie zum
THGND 600 TWh, das Klimaschutz 95-Stenario des BMUB setzt einen Wert von 750 TWh an. Bei
einer linearen Fortschreibung der Ausbaukorridore im EEG bis 2050 wdre dieses Niveau erreich-
bar, wenn der jahrliche Ausbau der Windenergie an Land und der PV netto jeweils 2,5 GW betrdgt.
Wird der PV-Ausbau wie bisher im EEG verankert als Brutto-Wert interpretiert, wird ein Zielniveau
von 600 TWh in 2050 verfehlt. Tatsdchlich ist ein jahrlicher Ausbau von netto jeweils 2,5 GW ein
Mindestausbaupfad fiir die Windenergie an Land und die PV. Denn fiir die angenommene Zieler-
reichung ist gleichzeitig ein ambitionierter Ausbau fiir die Windenergie auf See von jahrlich 0,8
GW bis 2050 und substantielle Fortschritte bei der Energieeffizienz notwendig. Sobald es hier zu
Verfehlungen kommt, sollen die Windenergie an Land und die PV starker ausgebaut werden.

Um eine fiir die Energiewende energetisch sinnvolle Nutzung von PtG und PtL zu ermdéglichen,
sollte der eE-Ausbau in den beiden kommenden Dekaden nicht linear, sondern iiberproportional
erfolgen. Nur so ist eine wirksame Treibhausgasminderung durch eine tatsachliche Substituti-
onswirkung von fossilen zu erneuerbare Energien zu realisieren. Wiirde z. B. der Strommix in
Deutschland mit Emissionen von 584 g CO2-Aq./kWh (2013) bei einem eE-Anteil von 25 % unter-
stellt, so miisste der eE-Anteil auf etwa 80 % erhdht werden, um die Emissionen des Bezugs-
stroms auf den fiir Methan aus PtG sinnvollen Wert von etwa 120 g CO2-Aq./kWh zu reduzieren.
Fiir das Klimaziel bis 2050 sind im EEG ambitioniertere eE-Zwischenziele ebenso erforderlich wie
eine Erhohung der Ausbaupfade fiir Windenergie an Land und PV.

Umsetzung

» Umwandlung des PV-Ausbaupfades von 2,5 GW brutto in 2,5 GW netto

» Monitoring der sektoralen Zielerreichung und entsprechende Erhéhung der Zubaumengen der
Windenergie an Land und der PV.

» Ab 2030-2040: Anpassung der eE-(Zwischen)ziele und der entsprechenden Ausbaupfade, um
den eE Ausbau zur Sektor {ibergreifenden THG-Emissionsminderung vorzuziehen
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Ausbau von effizienten Energienetzen

Schliisselmanahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

In einem zunehmend auf erneuerbaren Energien basierenden Energiesystem sind leistungsfa-
hige Energienetze eine Voraussetzung fiir eine effiziente Verkniipfung von Erzeugung und Ver-
brauch sowie die Gewdhrleistung hoher Versorgungssicherheit. Dies betrifft vor allem die
Strom-, Gas- und Fernwdarmenetze, wobei erstere aufgrund bereits heute auftretender Netzeng-
pdsse akut den hchsten Handlungsbedarf aufweisen.

Im Stromnetz fiihren derzeit vor allem die weiten Entfernungen zwischen erzeugungs- und last-
intensiven Regionen, die Uberfiihrung eines Systems mit wenigen zentralen in eines mit sehr vie-
len dezentralen Erzeugern sowie die zunehmende fluktuierende Einspeisung zu einem héheren
Bedarf an Ubertragungs- und Verteilungskapazititen. Die Hochspannungsgleichstromiibertra-
gung (HGU) bietet eine verlustarme Moglichkeit, die nétige Ubertragungsleistung iiber grofle Ent-
fernungen sowie Systemdienstleistungen (z. B. Blindleistungsmanagement) bereitzustellen. Fiir
den grofiraumigen Ausgleich von Leistungsschwankungen sowie die europaweite Nutzung der
erneuerbaren Energien sind die Grenzkuppelleitungen auszubauen. Im Verteilnetz sind neben
dem Netzausbau vor allem die Flexibilitatspotenziale in den verschiedenen Bereichen (Erzeuger,
Verbraucher, Speicher, Netz) zu erschlieflen (siehe MaBnahme Flexibilisierung der Stromnach-
frage). Dazu ist u.a. der Einsatz moderner Mess- und Kommunikationstechnik notwendig (Digita-
lisierung/ Smart Grid).

Der geplante Ausbau des Stromnetzes ist mit erheblichen Auswirkungen auf Mensch, Umwelt,
Natur und Landschaft verbunden. Beim Netzausbau ist in transparenten Verfahren stets nach um
welt-, ressourcen- und sozialvertraglichen Losungen zu suchen.

Im Allgemeinen stellt der Stromnetzausbau gegeniiber Speichern die wirtschaftlichere Moglich-
keit dar, die Fluktuation von Erzeugung und Verbrauch zu glatten. Vor dem Hintergrund einer Ver-
sorgung mit regenerativem Gas, der langfristigen Notwendigkeit von Langzeitspeichern in einem
Stromsystem mit hohen Anteilen erneuerbarer Energien und ggf. sinkender Akzeptanz bei Strom-
netzausbau ist eine effiziente Verkniipfung der Strom- und Gasinfrastrukturen vorzunehmen.
Neben Strom- und Gasnetzen bietet die leitungsgebundene Warmeversorgung in Verbindung mit
erneuerbaren Energien und Abwarme im kommunalen, stadtischen und regionalen Bereich ein
grof3es Potenzial, fossile Energietrdger zu verdrangen und eine umweltschonende Energieversor-
gung zu gewdhrleisten.

Umsetzung

» Ziigige Umsetzung der MaRnahmen des EnLAG und BBPIG 2013 zum Netzausbau

» Fortschreibung und Kopplung der Netzentwicklungspldane Strom und Gas ab 2025

» Fortlaufender Ausbau und Digitalisierung des Stromverteilnetzes unter Beriicksichtigung der
Daten- und Systemsicherheit

» vorausschauender Infrastrukturaufbau zur Versorgung mit regenerativem Gas

» Umsetzung multinational bedeutsamer Infrastrukturprojekte (vgl. Projects of Common Inte-
rest der Entso-E)

» Abbau technischer Hemmnisse und Schaffung klarer rechtlicher Rahmenbedingungen fiir den
Zugang erneuerbarer Energien zu Warmenetzen
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Weiterentwicklung der Energiemdrkte

Schliisselmanahme mit iibergreifender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Mit der Umstellung der Stromerzeugung und der zunehmenden Verkniipfung des Strom-, Brenn-
stoff-, Kraftstoff- und Rohstoffmarktes im Zuge der Energiewende sind Rahmensetzungen not-
wendig, welche eine effiziente Integration der EE, den Erhalt der Versorgungssicherheit und ein
Sektor iibergreifendes, effizientes Zusammenspiel der Verbraucher und Erzeuger aus system-
analytischer Gesamtsicht ermdglichen.

Durch die bereits fortgeschrittene Umstellung im Strombereich und dessen besondere Bedeu-
tung in einer treibhausgasarmen Energieversorgung sind hier entsprechende regulatorische Rah-
mensetzungen zeitnah notwendig. Es muss sichergestellt werden, dass durch die erneuerbaren
Energien fossile Erzeugung dauerhaft ersetzt werden kann. Hemmnisse bei der Nutzung von Fle-
xibilitdtsoptionen (z. B. Lastmanagement) zum Ausgleich von Abweichungen zwischen Verbrauch
und Erzeugung miissen abgebaut werden. Zudem muss die Bereitstellung der fiir die Versor-
gungssicherheit relevanten Systemdienstleistung durch technische Alternativen (z. B. erneuer-
bare Erzeuger) zur Substitution fossile Mindesterzeugung (Must-run) erméglicht werden. Gleich-
zeitig sollte durch eine gestirkte europaweite Kopplung der nationalen Ubertragungsnetze bes-
sere landeriibergreifende Flexibilitatsmoglichkeiten fiir die Integration erneuerbarer Energien er-
schlossen werden.

Mit den sogenannten Power to X-Techniken besteht die Mdglichkeit, alle Anwendungsbereiche
mit regenerativen Energietrdgern und Rohstoffen zu versorgen und die energiebedingten Treib-
hausgasemissionen auf nahezu Null und die prozessbedingten Treibhausgasemissionen im er-
heblichen Maf3e zu reduzieren. Diese neuen Stromverbraucher kénnen dariiber hinaus zusatzli-
che Flexibilitatsoptionen fiir den Stromsektor bereitstellen. Daher sollte aus systemischer Ge-
samtsicht die Energiemarkte weiterentwickelt und angepasst werden, so dass sektoriibergrei-
fend ein effizientes Zusammenspiel der Verbraucher und Erzeuger ermdglicht wird.

Umsetzung

» Ziigige Umsetzung der Leitlinien zum Strommarkt 2.0 hinsichtlich der Integration von EE
Strom zur Substitution fossiler Erzeugung.

» Auch iiber das Strommarktgesetz hinaus ist der rechtliche Rahmen fiir Steuern, Abgaben, Ent-
gelte und Umlagen weiterzuentwickeln, um eine effiziente Sektorkopplung und verzerrungs-
freien Wettbewerb zur ErschlieBung von Flexibilitatsoptionen zu ermdglichen. Rahmenbedin-
gungen sollten so gesetzt werden, dass Marktverzerrungen zwischen einzelnen Techniken
verhindert und eine aus Klimaschutzgriinden notwendige, energetisch effiziente und volks-
wirtschaftlich sinnvolle Nutzung der Techniken erméglicht wird. Alle Marktakteure aller An-
wendungsbereiche sollten flexibel auf Strompreissignale reagieren kdnnen.

» Dariiber hinaus ist eine ganzheitliche Anpassung der regulatorischen Rahmenbedingungen
im Strom-, Kraftstoff-, Brennstoff- und Rohstoffmarkt fiir ein effizientes Zusammenspiel not-
wendig.

22




UBA Position zum Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung - Beitrag zur Diskussion im Rahmen des Erstellungsprozesses

Stromverbrauchsminderung in den Haushalten

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Zahlreiche EU-Richtlinien und Verordnungen machen Vorgaben zur Stromeffizienz und weiteren
Gebrauchseigenschaften sowie zur Kennzeichnung des Stromverbrauches von Elektrogeraten.
Dies betrifft nicht nur die {iblicherweise in Haushalten eingesetzten Gerdte sowie sektoriibergrei-
fend der Beleuchtung, sondern auch Gerédte in Gewerbe, Handel und Dienstleistung: Elektromoto-
ren, Klimaanlagen, Pumpen, usf. Daraus ergeben sich nennenswerte Stromverbrauchsminderun-
gen —in der Theorie. Die Praxis zeigt jedoch ein anderes Bild: So belegen etwa Studien, dass Her-
stellerangaben zum Stromverbrauch von Elektrogeraten vielfach nicht korrekt sind. Auch bei der
Einhaltung stromverbrauchsrelevanter Vorgaben bei der Produktgestaltung gibt es wesentliche
Liicken. Das bisherige Wirken der Marktaufsicht — in Deutschland liegt die Zustdndigkeit bei den
Landern — baut offensichtlich nicht geniigend Druck auf die Hersteller auf, die gesetzlichen Anfor-
derungen an Produkteigenschaften und Kennzeichnung in ausreichendem Maf3e einzuhalten.

Damit die Klimaschutzinstrumente zur Minderung des Energieverbrauches ihre Wirkung entfalten
kdonnen, muss der Druck auf die Hersteller erheblich erhdht werden. Erreicht werden soll dies
dadurch, dass fiir den Verursacher die Wahrscheinlichkeit deutlich grof3er wird, dass eine Nicht-
einhaltung der Vorschriften entdeckt wird und negative Folgen fiir ihn hat. Dafiir soll zum einen
die Zahl der von der Marktaufsicht durchgefiihrten Priifungen steigen, und zum anderen sollen
Fille von Nichteinhaltung in der Offentlichkeit bekanntgemacht werden. Dies iibt von zwei Seiten
Druck auf die Hersteller aus. Selbst wenn von der Marktaufsicht verhdngte Strafzahlungen fiir ei-
nen Hersteller verschmerzbar sein sollten, wirken doch Negativmeldungen auf sein Ansehen und
kénnen das Kaufverhalten der Verbraucher beeinflussen.

Der Stromverbrauch kann und muss kurz-, mittel und langfristig durch weitere MafRnahmen zur
Steigerung der Produktenergieeffizienz und zur Ausweitung der Energieverbrauchskennzeich-
nung reduziert werden.

Umsetzung

» kurzfristige Entwicklung von Mdéglichkeiten, die Marktiiberwachung der Lander bei den 5 Ge-
rdategruppen mit den gréfiten Stromverbrauchsminderungspotentialen durch den Bund aus-
reichend zu unterstiitzen und Schaffung eines Instrumentes zur Information der Verbraucher
iber Fdlle der Nichteinhaltung.

» mittel- bis langfristig (drei und mehr Jahre): Ausdehnung auf weitere bereits von Vorschriften
betroffene Gerategruppen; danach Erganzung um neuhinzukommende Gerdtegruppen

» Forderung der Entwicklung innovativer, hoch energieeffizienter Produkte

» Ausweitung der Energieverbrauchskennzeichnung auf alle relevanten Elektrogerate

» Finanzielle Férderung extrem energieeffizienter Gerate zur schnelleren Marktdurchdringung
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4.2 Handlungsfeld Industrie und Gewerbe, Handel und Dienstleistungen

Im Sektor Industrie sind die Emissionen aus Verbrennungsprozessen und der Eigenstromversorgung
des produzierenden Gewerbes sowie die Emissionen aus gewerblichen und industriellen Prozessen
(Produktion und Produktverwendung") erfasst. Die durch Fremdstrombezug verursachten Emissio-
nen sind dem Quellprinzip zufolge im Sektor Energiewirtschaft erfasst. Der Sektor umfasst auch die
Emissionen aus Verbrennungsprozessen in Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (GHD; auch als
»Kleinverbrauch“ bezeichnet), die im Wesentlichen zur Warmebereitstellungi dienen. Die Emissi-
onsentwicklung des Sektors ist vor allem durch den Strukturwandel sowie durch konjunkturelle
Schwankungen gepragt.

Abbildung 4: Entwicklung der Treibhausgasemissionen der Sektoren Industrie und GHD in der Ab-
grenzung der Sektoren des Aktionsprogrammes Klimaschutz 2020 (ohne den Teil der
Emissionen aus Industrie und GHD, die gemaf der Leitfaden fiir die Emissionsbericht-
erstattung als ,,energiebedingt“ berichtet werden)
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Wie auch in den Vorjahren verursachte die Industrie — nach der Energiewirtschaft — die meisten
Emissionen. Wahrend die Gesamtemissionen iiber alle Sektoren bis 2014 riickldufig waren, verander-
ten sich die absoluten Werte fiir den Industriesektor in den letzten Jahren kaum.

vi unter anderem auch von fluorierten Treibhausgasen, den sogenannten F-Gasen
vi Brennstoffe fiir Raumwirme, Kochen und Warmwasser
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Um das nationale Minderungsziel hinsichtlich der Treibhausgasemissionen zu erreichen, miissen
auch die im Sektor Industrie und GHD noch vorhandenen Potentiale so weit wie méglich ausge-
schopft werden, z. B. durch die Verbesserung der Energieeffizienz von Querschnittstechniken, die
Umstellung auf treibhausgasneutrale Energietrager, Rohstoffe und Produktionsverfahren, die Flexi-
bilisierung der Stromnachfrage, den Ausbau der Nutzung industrieller Abwarme und die effiziente
Nutzung von kohlenstoffhaltigen Reststoffen.
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Abbildung 5: Visualisierung der Schliisselmalnahmen und Umsetzungsschritte im Handlungsfeld
Industrie und GHD
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Energieeffizienz in Querschnittstechniken

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Die Einsparung von Elektroenergie in der Industrie ist zu einem erheblichen Teil bei Quer-
schnittstechniken moglich, wahrend die Einsparpotenziale bei thermischer Energie hauptsach-
lich branchenspezifisch sind.

Etwa 75 % des industriellen Stromverbrauchs, der etwa 40 % des gesamtwirtschaftlichen Strom-
verbrauchs in Deutschland ausmacht, ist auf die Nutzung und den Betrieb von Querschnittstech-
niken wie Druckluft, Pumpen, Ventilatoren oder Kadltekompressoren zuriickzufiihren. Daher sind
die Querschnittstechniken sehr wichtig im Hinblick auf die Einsparung von Strom und die Steige-
rung der Energieeffizienz im Industriesektor sowie die Erreichung der Klimaschutzziele der Bun-
desregierung.

Um bis 2030 und 2050 bei den Querschnittstechniken ein moglichst hohes Stromeinsparpoten-
zial zu erreichen, sind bestehende MaBnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz der Quer-
schnittstechniken weiter zu entwickeln und noch stdarker auszubauen.

Wegen der teilweise langen Lebensdauer von Querschnittstechniken ist es wichtig, dass verfiig-
bare Hochsteffizienztechniken moéglichst schnell zum Einsatz kommen.

Fiir das Jahr 2030 wurde fiir den Bereich der industriellen Querschnittstechniken ein wirtschaftli-
ches Stromeinsparpotenzial von 36,0 TWh geschéatzt (Metastudie Uni Stuttgart 2013).

Umsetzung

» Anspruchsvolle Weiterentwicklung der Energieeffizienzanforderungen fiir Querschnittstechni-
ken im Rahmen der Okodesign-Richtlinie (nach einer Ubergangszeit sollte nur noch beste ver-
fligbare Technik in den Verkehr gebracht werden diirfen).

» Forderung der anwendungsorientierten Forschung zur mittel- und langfristigen Steigerung
der Energieeffizienz bei Querschnittstechniken

» Weiterfiihrung der Forderung des Einsatzes hocheffizienter Querschnittstechniken

» Verbindliche Einfiihrung von Energiemanagementsystemen in Nicht-KMU
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Umstellung auf treibhausgasneutrale Energietrdger und Rohstoffe

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Mittel- und langfristig ist eine Umstellung der Industrieprozesse auf regenerative Energietrager
und Rohstoffe notwendig. Notwendige Voraussetzung fiir eine wirksame Treibhausgasminde-
rung ist die Umstellung der Energieversorgung, so dass treibhausgas-neutrale Energietrager
und Rohstoffe im ausreichenden Umfang zur Verfiigung stehen.

Fiir die Erreichung ambitionierter Treibhausgasminderungsziele ist auch ein wesentlicher Beitrag
in der Industrie und im GHD durch die Umstellung auf regenerative Energietrdager und Rohstoffe
notwendig. In einem nahezu vollstdndigen regenerativen Energiesystem ist es sinnvoll, Prozess-
warme fiir Industrie und GHD direkt mit Strom zu erzeugen (Power to Heat, PtH), sofern der koh-
lenstoffhaltige Energietrdager nicht als Reaktionsmittel bendtigt wird. Dafiir sind jedoch techni-
sche Weiterentwicklungen der Prozesse und Warmebereitstellungsverfahren notwendig. Insbe-
sondere fiir Niedertemperaturprozesswarme sollte PtH in Verbindung mit Warmepumpen erfol-
gen. Hier sind bereits heute THG-Emissionsminderungen im Vergleich zum Einsatz von Erdgas
denkbar. Auch bei einem Gesamttreibhausgasemissionsminderungsziel von 80 % gegeniiber
1990 ist diese Umstellung der Prozesswarmeversorgung effizient und notwendig.

Mit Hilfe der PtG/PtL-Technik (Power to Gas/Power to Liquid) besteht mittel- und langfristig die
Moglichkeit, auf Basis von regenerativem Strom treibhausgasneutrale Energietrager fiir Indust-
rieprozesse bereitzustellen, die nicht auf Strom umgestellt werden konnen oder bei denen der
Energietrager zugleich als Kohlenstoffquelle dient. Dariiber hinaus kdénnen so auch treibhausgas-
neutrale Kohlenstofftrager z. B. fiir chemische Synthesen bereitgestellt werden. In einigen Pro-
zessen kann auch CO2 direkt als Kohlenstoffquelle genutzt werden.??

Die erste Prozessstufe von PtG ist die Erzeugung von regenerativem Wasserstoff. Wasserstoff
wird in der chemischen Industrie als Ausgangsstoff fiir die Ammoniakproduktion sowie als wichti-
ger universell einsetzbarer Grundstoff zur Synthese chemischer Verbindungen eingesetzt. In der
Metallurgie kann Wasserstoff als Reduktionsmittel genutzt werden. Auch bei der Verarbeitung
von Roh6l zu Kraft- und Brennstoffen und hochwertigen Chemieprodukten wird Wasserstoff ein-
gesetzt. Wasserstoff wird zurzeit noch in energieintensiven Prozessen erzeugt, kann aber mittel-
und langfristig durch regenerativen Wasserstoff ersetzt werden. Durch Substitution der fossilen
Wasserstoffwirtschaft konnen bei ausschlieBlicher Nutzung von regenerativem Strom ca. 5,8
Mio. t CO2 pro Jahr in Deutschland eingespart werden.28

Umsetzung

» Verstdrkte Nutzung von PtH zur Prozesswarmeversorgung, insbesondere in Verbindung mit
Warmepumpen sowie entsprechend vorlaufende Forschungsférderung

» Forderung von Demonstrations- und Pilotvorhaben zur Umstellung auf treibhausgasneutrale
Energietrdager und Rohstoffe im Industriesektor

» Substitution der fossilen Wasserstoffwirtschaft durch Integration von PtG (Wasserstofferzeu-
gung) und damit Nutzung der Lernkurveneffekte aus der zentralen PtG/PtL-Technik (ab einem
C02-Gehalt im Bezugsstrom von 180 g CO-Aq./kWh

» Entwicklung einer Roadmap zur Umstellung der Industrie auf THG-neutrale Energietrager und
Rohstoffe

» Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen fiir den Umstellungsprozess, z. B. durch Bereit-
stellung von Investitionszuschiissen oder andere 6konomische Anreize
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Umstellung von Prozesstechniken

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Um die THG-Emissionen aus Industrie und GHD deutlich reduzieren zu kénnen, ist teilweise eine
Umstellung von Prozesstechniken und somit ein weitgehender Umbau des bestehenden Anla-
genparks erforderlich. Hierfiir miissen langfristig geeignete Rahmenbedingungen geschaffen
werden.

Ein Grofteil der Emissionen aus Industrieprozessen stammt aus der Verwendung bestimmter
kohlenstoffhaltiger Rohstoffe und Energietrdger wie der Zementherstellung oder des Hochofen-
prozesses. Die daraus resultierenden Emissionen kénnen nicht ohne weiteres durch eine Umstel-
lung auf kohlenstoffarme Rohstoffe, regenerative Energietrager oder Strom gemindert werden.
Gleichzeitig ist innerhalb der bestehenden Prozessketten nur noch eine begrenzte weitere Min-
derung der THG-Emissionen durch Verbesserungen in der Energie- und Materialeffizienz maoglich.
Eine weitergehende Minderung der THG-Emissionen ldsst sich nur durch eine Umstellung der Pro-
zesstechniken erreichen. Beispiele hierfiir werden z. B. in der UBA-Studie THGND 2050 fiir ver-
schiedene Branchen genannt. Dabei zeigt diese Studie, wie die THG-Emissionen aus den betrach-
teten Industriesektoren mit heute bereits bekannten Techniken bis zum Jahr 2050 um bis zu

99,7 % gemindert werden kdnnten, sofern diese gro3technisch in der Breite eingesetzt wiirden.
Der hierfiir notwendige Umbau des bestehenden Anlagenparks ist mit folgenden Herausforderun-
gen verbunden:

1. Daessich bei diesen Anlagen in der Regel um sehr langlebige Investitionsgiiter handelt,
muss friihzeitig (spatestens 2030) mit der Umstellung der Produktionsverfahren begonnen
werden, um diese bis 2050 abschliefien zu kdnnen.

2. Dabeiistin der Umstellungsphase zu gewdhrleisten, dass die kohlenstoffarmen Rohstoffe,
regenerativen Energietrager oder der regenerative Strom im benétigten Umfang zur Verfii-
gung stehen, da sonst im Transformationsprozess nicht die gewiinschte THG-Minderungswir-
kung erfolgt.

3. Es besteht weiterer Forschungs- und Entwicklungsbedarf, um die in Frage kommenden Pro-
duktionsverfahren zur Anwendungsreife zu fiihren oder ihren Anwendungsbereich zu erwei-
tern.

4. DerInvestitionsbedarf fiir den notwendigen Umbau des Anlagenparks wird deutlich grofier
sein als anderenfalls fiir Re-Investitionen bendtigt wiirde.

5. Die Anwendung der weitgehend THG-neutralen Produktionsverfahren ist unter Umstanden in
der Ubergangszeit mit héheren laufenden Kosten fiir Rohstoffe und Energie verbunden, so
dass Betreiber, die friihzeitig ihre Anlagen umriisten, wirtschaftliche Nachteile gegeniiber ih-
ren Konkurrenten haben kénnten.

Umsetzung

» Forderung der Weiterentwicklung von THG-neutralen Produktionsverfahren sowie von ent-
sprechenden Demonstrationsvorhaben

» Entwicklung einer Roadmap, wie die Industrie bis 2050 auf THG-neutrale Produktionsverfah-
ren umgestellt werden soll

» Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen fiir den Umstellungsprozess, z. B. durch Bereit-
stellung von Investitionszuschiissen oder andere 6konomische Anreize
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Flexibilisierung der Stromnachfrage

Schliisselmanahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

In einem Energiesystem, welches zu einem grof3en Teil von fluktuierenden Erneuerbaren ge-
speist wird, ist die Flexibilisierung der Stromnachfrage eine effiziente und wirtschaftliche Maf3-
nahme, um in der Ubergangszeit die nétige Mindesterzeugung aus fossilen konventionellen
(langfristig regenerativ befeuerten) Kraftwerken zu reduzieren, den zukiinftigen Bedarf an erneu-
erbaren Stromerzeugungsanlagen zu begrenzen und gleichzeitig eine hohe Systemsicherheit zu
bewahren.

In zahlreichen Industriellen Bereichen (z. B. Papierindustrie, Chlor- und Aluminiumelektrolyse,
Lichtbogenofen, Zementmiihlen...) bestehen technische Potentiale zur Flexibilisierung der Strom-
nachfrage durch Demand-Side-Management (DSM). Diese Potentiale werden bereits heute teil-
weise zum Ausgleich von Stromerzeugung und -nachfrage sowie zur Behebung von lokalen
Netzengpdssen genutzt. Somit tragt das DSM dazu bei, den Anteil konventioneller Kraftwerke zur
Bereitstellung von Systemdienstleistungen zu reduzieren und folglich insbesondere im Transfor-
mationsprozess Treibhausgasemissionen zu mindern.

Mit dem weiteren Ausbau der erneuerbare Energien ist es notwendig, die technischen Potentiale
zur Flexibilisierung der Stromnachfrage weiter zu erschlieBen. Wesentliche Ursachen weshalb
bestehende DSM-Potentiale noch nicht genutzt werden, sind organisatorische, wirtschaftliche
Hemmnisse sowie regulatorische Hemmnisse, welche aus dem Design der Regelleistungsmarkte
sowie der Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) erwachsen. Der Abbau von Hemmnissen im
Design der Energiemarkte ist ein zentraler Baustein zur Erschlieung von Flexibilitatspotentialen
und damit zur Integration erneuerbarer Energien ins Energiesystem.

Im Laufe des Transformationsprozesses erfolgt eine zunehmende Kopplung des Strom-, Brenn-
stoff-, Kraftstoff- und Rohstoffmarktes, so dass sich einerseits die Stromnachfrage durch neue
Verbraucher, aber andererseits auch das zur Verfiigung stehende technische Flexibilitdtspoten-
tial, z. B. durch die Umstellung der Industrieprozesse auf regenerativen Strom, erhdht. Gleichzei-
tig konnte die Einbeziehung neuer strombasierter Anlagen in die verschiedenen Strommarkte ei-
nen wichtigen Beitrag liefern, um die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen fiir den Umbau der
Industrieprozesse zu verbessern.

Im Zuge der fortschreitenden Digitalisierung des Energiesystems (z. B. Smart-Meter-Rollout)
konnten variable Stromtarife ermdglichen, dass auch kleinere Verbraucher zu einer Flexibilisie-
rung der Stromnachfrage beitragen.

Umsetzung

» Uberarbeitung der StromNEV, um sicherzustellen, dass privilegierten Netznutzer (nach §19)
durch systemdienliche Flexibilitdt keine betriebswirtschaftlichen Nachteile entstehen (so
schnell wie moglich)

» Zeitnahe Umsetzung der Leitlinien zum Strommarkt 2.0, namentlich in Hinblick auf den Ab-
bau von Eintrittsbarrieren fiir EE an der Regelleistungsmarkten

» Erschlieung von Flexibilitdtspotentialen fiir kleine Verbraucher (ab sehr hohen Anteil EE)
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Ausbau der Nutzung industrieller Abwdarme

Schliisselmainahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Abwadrme féllt grundsdtzlich bei nahezu allen industriellen Prozessen an, insbesondere jedoch bei
der Nutzung von Prozesswdrme in z. B. Thermoprozessanlagen. Die breite und konsequente Riick-
gewinnung und Nutzung dieser Abwarme birgt ein erhebliches Energieeinspar- und Treibhausgas-
minderungspotenzial. Aufgrund ungiinstiger wirtschaftlicher und umweltpolitischer Rahmenbe-
dingungen wird dieses aktuell jedoch nur teilweise gehoben.

Hauptstrome der Abwdrme aus industriellen Prozessen sind heif3e Prozessmedien (Abgas, Pro-
zess- und Kiihlwasser) oder heifle Produkte sowie diffuse Verluste iber Wande, Leitungen, Tiiren
und Offnungen an den Anlagen. Bisher wird vorrangig der Ansatz verfolgt, Abwérme aus heifien
Abgasen zu nutzen, indem sie teilweise in den Prozess zuriickgefiihrt wird, z. B. zur Vorwdrmung
von Verbrennungsluft. Bei erdgasbefeuerten Anlagen kann durch Rekuperatoren die im Abgas ver-
bleibende Abwarme bezogen auf Energieinput von ca. 50 % auf 30 % reduziert werden; durch rege-
nerative Warmetauscher sogar auf 15 % .2° Vergleichbare Ansatze zur Abwdarmenutzung gibt es
auch bei koksbefeuerten Thermoprozessanlagen oder fiir die Abwarmenutzung aus Prozesswas-
ser. Aus thermodynamischen Griinden ist die vollstandige Riickfiihrung der Abwdrme in den jewei-
ligen Thermoprozess mittels dieser Masnahmen nicht méglich. Durch zusatzliche nachgeschaltete
Systeme konnte ein Grof3teil der noch verbleibenden Abwarme dennoch genutzt werden, z. B. zur
Bereitstellung von Prozesswdrme mit geringerer Temperatur, von Heiz- und Warmwasser, Fern-
wdrme oder zur Stromerzeugung. Letzteres ermdéglicht am Ort des Anfalls thermisch nicht nutzbare
Abwdrme dennoch einer nahezu universellen Nutzung in Form von elektrischem Strom zuzufiihren.

Bei elektrischen Thermoprozessanlagen, z. B. Induktionséfen, werden 20-30 % der eingesetzten
elektrischen Energie iiber das Kiihlwasser abgefiihrt, welches fiir Heizzwecke (z. B. Fu3bodenhei-
zung) oder Warmwasser verwendet werden kann.

Es gibt zwar viele Einzelbeispiele fiir die Nutzung von industrieller Abwdrme, in der Breite der Anla-
gen wird das Potential aber bei weitem nicht ausgeschopft, u.a. weil es kaum Standardlosungen
gibt und sich die nétigen Investitionen oft nur langfristig amortisieren.

Zur Nutzung der in den heif3en Produkten und Materialien enthaltenen Abwarme (bei allen Ther-
moprozessen 30-60 % der eingesetzten Energie) existieren bisher meist nur Forschungsansatze in
einzelnen Branchen sowie zwei Beispielanlagen zur Verstromung von Abwdrme. Die Riickgewin-
nung und Nutzung dieser Abwdrme gewinnt besonders bei der nétigen Umstellung von fossilen
Brennstoffen auf elektrischen Strom als Energietrdger an Bedeutung, weil der Abwarmestrom iiber
das Abgas entfallt oder extrem minimiert wird.

Umsetzung

» Konkretisierung der Betreibergrundpflicht zur sparsamen und effizienten Energieverwendung
gemafl § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG einschlieBlich einer Verpflichtung zur Umsetzung von Maf-
nahmen zur Abwarmenutzung.

» Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen fiir die Riickgewinnung und Nutzung
industrieller Abwdarme einschlief3lich der Stromerzeugung aus Abwarme bei kaskadenartiger
Abwdrmenutzung

» Erweiterung der KWK-Definition, so dass eine industrielle Thermoprozessanlage inkl. einer Ab-
wdrmeverstromungsanlage als eine KWK-Anlage gilt.
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Effiziente Nutzung von kohlenstoffhaltigen Reststoffen

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Kohlenstoffhaltige Reststoffe von produzierenden Unternehmen in fester und fliissiger Form so-
wie in Abgas- und Abwasserstromen sollten nach Méglichkeit auch zur Energiegewinnung ge-
nutzt werden, wenn héherwertige Verwendungen bzw. Verwertung im Sinne einer Biomassen-
kaskadennutzung ausgeschopft sind. Auch in einer weitgehend treibhausgasneutralen Wirt-
schaft wird dies noch dazu beitragen, den Bedarf an anderen Energietragern zu begrenzen.

Zur Zielgruppe gehoren produzierende Unternehmen, in denen kohlenstoffreiche Reststoff- oder
Abluft- und Abwasserstrome anfallen. Beispielbranchen sind die Nahrungsmittelindustrie, die
holzbasierten Branchen (Zellstoff-, Papier-, Sdge- und Holzwerkstoffindustrie), die Textilindust-
rie, die Chemische Industrie sowie die Abfallwirtschaft. Konkrete Anwendungsbeispiele sind die
anaerobe Behandlung von hochbelasteten Abwasserstromen oder Restflotten aus der Textilin-
dustrie (CSB »2000 mg/l) oder die Vergarung von organischen Reststoffen, z. B. von getrennt er-
fassten Bioabfdllen, zur Gewinnung von Biogas, oder die Nutzung von Produktionsriickstanden
aus den genannten Branchen, z. B. von Rinde, Spanen oder faserhaltigen Sortierreststoffen als
Brennstoff zur Produktion von Prozesswarme und Strom3? 31, Die genannten Reststoffstrome wer-
den zum Teil bereits heute energetisch genutzt. Zum Beispiel werden in der Papierindustrie
12,47 TWh32 pro Jahr aus kohlenstoffhaltigen Reststoffen gewonnen. In allen genannten Bran-
chen werden noch weitere Potentiale gesehen, diese Massenstrome und Energieausbeuten zu
erhohen. Zum Beispiel scheitert eine anaerobe Abwasserbehandlung bei geringeren Kohlenstoff-
gehalten oder bei geringen Volumenstromen bisher oft noch an der Wirtschaftlichkeit. In der Pa-
pierindustrie fallen pro Jahr ca. 4,8 Mio. t feuchte Reststoffe33 an. Der hohe Wassergehalt von
Reststoffschlammen wirkt sich ungiinstig auf die Energieausbeute bei der direkten Verbrennung
aus. Fiir 70% dieser niederkalorischen Schlamme mit hohem biogenem Anteil, wédre die Verga-
rung unter Gewinnung von Biogas die geeignetere Verwertungsmethode.

Getrennt gesammelte Bioabfdlle werden heute zu 75 % direkt kompostiert, obwohlim EEG 2014
Bioabfallvergdrungsanlagen bereits gefordert werden. Nur 25 % werden in Vergdrungsanlagen
zur Biogasgewinnung in Kombination mit der anschlie3enden Kompostierung der Reststoffe ge-
nutzt. Das zusatzliche Potenzial wird vom UBA auf etwa 1,5 bis 3,7 TWh Strom pro Jahr geschatzt.
Um dieses Potenzial zu nutzen, miissen bestehende Kompostierungsanlagen mit einer Verga-
rungsstufe nachgeriistet werden. Diese Nachriistung erfordert erhebliche Investitionen, die nicht
alleine durch die Vergiitung durch das EEG ausgelést werden konnen. Um einen Anreiz fiir die
Nachriistung zu schaffen, ist eine Investitionsforderung sinnvoll.

Umsetzung

» Anreize zum Ausbau und Weiterentwicklung der anaeroben Behandlung von kohlenstoffrei-
chen Abwasserstromen

» Anreize zur Nachriistung von Bioabfallkompostierungsanlagen durch eine Vergdrungsstufe
z. B. durch Investitionshilfe aus Mitteln der Nationalen Klimaschutzinitiative
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4.3 Handlungsfeld Gebdude

Der Gebaudebereich hat einen erheblichen Anteil am gesamten Endenergieverbrauch in Deutsch-
land. Dieser Anteil lag im Jahr 2013 bei 37,6 %. Hierin enthalten sind 29,4 % fiir Raumwéarme und -
kiihlung, 5,5 % fiir die Warmwasserbereitung, 2,6 % fiir Beleuchtung. Im Vergleich zum Basisjahr
2008 hat sich der Endenergieverbrauch im Gebdudebereich von 960,3 TWh um 0,8 % auf 967,8 TWh
erhoht. Mitverantwortlich fiir dieses Ergebnis sind zwei gegenldufige Tendenzen: Im Wohngeb&u-
debereich ist seit 2008 eine Reduzierung des temperaturbereinigten durchschnittlichen auf die
Wohnfldche bezogenen spezifischen Endenergieverbrauchs von 161 kWh/(m2a) auf 141 kWh/(m2a)
festzustellen. Dies entspricht einer Verringerung um ca. 11 %. Gleichzeitig ist die bewohnte Wohnfla-
che von 2,9 Milliarden Quadratmeter (1996) auf fast 3,4 Milliarden Quadratmeter (2013) gestiegen.
Deshalb ist auch nach Wegen zu suchen, den stetigen Zuwachs der Gebdude-Nutzflichen zu damp-
fen indem eine effizientere Nutzung im Bestand gefordert wird.

Der Gebaudebereich ist wegen der nach wie vor bestehenden grofien Energieeinsparpotenziale eine
wichtige Sdule deutscher Klimaschutzpolitik. Ziel der Bundesregierung ist es daher, bis zum Jahr
2050 einen nahezu klimaneutralen Gebdaudebestand zu erreichen. Hierzu sollen die Gebaude nur
noch einen geringen Energiebedarf haben, der iiberwiegend durch erneuerbare Energien gedeckt
wird. Konkret wird eine Senkung des Primédrenergiebedarfs des Gebdudebestands um rund 80 % bis
2050 und eine Verdopplung der Sanierungsrate auf 2 % pro Jahr angestrebt. Das angestrebte Ziel
lasst sich nur mit einem Biindel von Mafinahmen erreichen. Die Darstellung des Emissionsverlaufs
entsprechend der fiir den Klimaschutzplan 2050 abgesteckten Kategorien ist nicht méglich. Ein Teil
der Emissionen (Wohngeb&ude) ist bereits im Handlungsfeld Energiewirtschaft dargestellt. Im Hand-
lungsfeld ,,Gebaude* werden neben Wohngebauden auch die Gebdude des GHD-Sektors adressiert.
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Abbildung 6: Visualisierung der SchliisselmaBBnahmen und Umsetzungsschritte im Handlungsfeld
Gebdude
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Energetische Sanierung von Stadtquartieren

SchliisselmaBBnahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Stadtquartiere eignen sich besonders gut fiir die Anwendung integrierter, gebietsbezogener und
Okologisch nachhaltiger Strategien zur Umsetzung von Ma3nahmen zur Verbesserung des Klima-
schutzes. Durch abgestimmte Ma3nahmen zur Gebdudesanierung und zur effizienten Energiever-
sorgung einschlieBlich des Einsatzes erneuerbarer Energien lassen sich grundsatzlich grof3e Treib-
hausgasminderungspotenziale heben. Allerdings gilt es, in der Praxis mehrere Akteure nicht nur
fiir entsprechende Mafinahmen zu motivieren, sondern auch deren Aktivitaten zu koordinieren.
Hierfiir eignet sich die Einsetzung eines Koordinators. Die Managementleistung wird derzeit von
der KfW tiber maximal drei Jahre gefordert (KFW-Programm 432). Das ist in der Regel nicht ausrei-
chend und kann zur eingeschrankten Umsetzung der geplanten Sanierungsmafinahmen oder so-
gar zum Scheitern fiihren.

Umsetzung

» Anpassung des KfW-Programms 432 durch Forderung der Managementleistung liber den ge-
samten Zeitraum der geplanten SanierungsmaRnahmen.
Zielgruppe: Kommunen, private und 6ffentliche Wohnungsunternehmen
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Langfristige Planung der energetischen Sanierung im Gebdaudebereich

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Gebdude und Gebdudeteile haben eine vergleichsweise lange Lebensdauer. Es ist daher notwen-
dig, bei der energetischen Sanierung von Gebduden langfristige Ziele zu verfolgen, um einen na-
hezu klimaneutralen Gebdudebestand zu erreichen. Um Planungssicherheit fiir die Investoren zu
bieten, muss der rechtliche Rahmen sowie die finanzielle Férderung auf eine verldssliche Grund-
lage gestellt werden.

Umsetzung
Einfiihrung eines Sanierungsfahrplans fiir Gebdude

Der Sanierungsfahrplan wird im Energiekonzept 2010 der Bundesregierung genannt. Eine Konkre-
tisierung fehlt. Ein wirksamer Sanierungsfahrplan sollte folgende Kernelemente enthalten:

» Beschreibung des energetischen Zustands von Gebduden

» Formulierung des Zielniveaus fiir Einzelgebdude und fiir den Gebdaudebestand

» Erarbeitung von Sanierungspfaden fiir Einzelgebdude oder Quartiere

» Erarbeitung von Manahmen und Instrumenten um eine effizientere Nutzung von Gebduden zu
fordern
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Anpassung der finanziellen Forderung im Gebdaudebereich

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Gebdude und Gebdudeteile haben eine vergleichsweise lange Lebensdauer. Es ist daher notwen-
dig, dass auch durch die finanzielle Férderung langfristig ein COz-neutraler Gebdudebestand er-
reicht werden kann. Durch die finanzielle Férderung ist es moglich, zielgenau die notwendigen
Emissionsminderungsma3nahmen anzustof3en. Nicht zuletzt zur Finanzierung von Férderpro-
grammen muss jedoch eine Balance zwischen der Férderung auf der einen Seite und der fiskali-
schen Belastung von COz-Emissionen auf der anderen Seite gewahrt werden. Rechnung zu tragen
ist auch den Verteilungswirkungen und den sozialen Wirkungen der Gebaudesanierung.

Umsetzung
Neugestaltung der Férderprogramme und -moglichkeitenvii

» Gesetzlicher Anspruch auf finanzielle Forderung. Insbesondere fiir die Sanierung des Gebaude-
bestandes sind zusétzliche und verldssliche finanzielle Anreize zu schaffen.

» Fiir Sanierungen sollte der Schwerpunkt der KfW-Férderprogramme mindestens auf dem KfWw-
70-Effizienzhaus (2009) oder besser liegen.

» Fiir Neubauten sollte bei der KfW ein Férderbaustein fiir klimaneutrale Gebdude eingerichtet
werden.

» EinzelmaBnahmen sind nur férderwiirdig, wenn sie aus einem umfassenden Gebdudekonzept
stammen, das zu den Zielen des Sanierungsfahrplans passt, und mittelfristig zu einer vollstan-
digen energetischen Sanierung des Gebdudes fiihren.

» ZurFinanzierung des gesetzlichen Forderanspruches zur Gebdudesanierung sollte kurzfristig
die Energiebesteuerung erhdht werden, um zu einer besseren Internalisierung von Klimakosten
beizutragen (vgl. auch Manahmenblatt zur Weiterentwicklung der Energiebesteuerung).

» Mittelfristig ist zudem eine Gebdude-Klimaabgabe einzufiihren. Sie adressiert zielgerichtet Ei-
gentiimer, die auch fiir die Gebdaudesanierung verantwortlich sind. Ilhre Hohe hdangt vom ener-
getischen Zustand des Gebdudes ab. Wichtig ist auch ein sachgerechtes Zusammenspiel der
Abgabe mit der Energiebesteuerung und anderen klimapolitischen Instrumenten.

» Einkommenssteuervergiinstigung fiir Investitionen zur energetischen Gebdudesanierung als
einkommensunabhdngige Gutschrift. Die steuerliche Vergiinstigungen sollten sich an ver-
gleichbaren energetischen Anforderungen (bspw. die der Férderprogrammen der KfW) orientie-
ren

» Schnellere Absetzbarkeit von Kosten fiir energetisch sinnvolle Instandsetzungs- und Moderni-
sierungsmafinahmen, die in den ersten drei Jahren nach Erwerb eines bestehenden Wohnge-
bdudes entstehen. ,,Anschaffungsnahe Herstellungskosten* sollten sofort oder iiber zwei bis
fiinf Jahre steuerlich beriicksichtigt werden kénnen.

» Finanzielle Verstetigung und Anpassung des Marktanreizprogramms

vili weiterflihrende Literatur: z. B. Konzepte fiir die Beseitigung rechtlicher Hemmnisse des Klimaschutzes im Ge-
baudebereich; UBA: Climate Change 11/13

37




UBA Position zum Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung - Beitrag zur Diskussion im Rahmen des Erstellungsprozesses

Anpassung des Ordnungsrechts

Schliisselma3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Die Bundesregierung strebt bis 2050 einen nahezu klimaneutralen Gebdudebestand in Deutsch-
land an. Hierzu sind ein sehr niedriger Nutzenergiebedarf und eine méglichst vollstindige De-
ckung des verbleibenden Energiebedarfs mit erneuerbaren Energien notwendig. Das ambitio-
nierte Ziel kann aus Sicht des Umweltbundesamtes nur mit einem Biindel von Instrumenten er-
reicht werden, das auch Anpassungen des Ordnungsrechts einschlief3t.

>

Umsetzung

Verschdrfung der Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) (ggf. schrittweise,

dann aber jetzt schon planbar/absehbar, wie die Schritte aussehen werden)

- Einfiihrung des Passivhausstandards fiir Neubauten ab 2020.

- Senkung des Jahresprimdrenergiebedarfs im Bestand auf das Niveau eines Niedrigstener-
giegebdudes (30 kWh/a), Steigerung der Nachriistverpflichtungen fiir Heizkessel bzw. Hei-
zungssysteme im Bestand.

Starkung des Vollzugs der EnEV durch die Bundeslanderix

Flankierend zur Anpassung des Ordnungsrechts sollte der Vollzug der EnEV gestarkt werden.

Hierzu gehoren:

- Verbesserte Kontrolle bzw. Vollzug der Dokumentation nach Abschluss der Arbeiten durch
Unternehmer- oder Eigentiimererkldarungen.

- Hierzu ggf. (finanzielle) Unterstiitzung der Bundesldander durch den Bund. (wegen Budge-
trestriktionen und Personalknappheit).

- Steigerung der Qualifikation von gebdaudeplanenden Architekten und Ingenieure durch
bundeseinheitliche Regelungen zur Fort- und Weiterbildung, um die Qualitat der Energie-
ausweise zu verbessern:

- Als Grundlage fiir die Anderung der EnEV ist im EnEG eine Verordnungserméchtigung zur
»Fachkunde fiir Energieausweise* zu schaffen.

- Entwicklung von alternativen Vollzugskonzepten durch Ubertragung der Verantwortung
und Kontrolle auf private Dritte (Monitoring/Verifizierung), soweit eine wissenschaftliche
Priifung ergibt, dass sich diese fiir die Verbesserung des Vollzugs eignen.

Ausdehnung des Erneuerbare-Energien-Warme-Gesetzes (EEWarmeG) auf Bestandsgebdude

Festlegung von Ausbauzielen fiir die erneuerbaren Energien im Warmebereich iiber 2020 hin-

aus

ix weiterfiilhrende Literatur: Energiebezogene Qualifikation der Planerinnen und Planer fiir Geb4dude Teilbericht 1:

Rechtliche Hemmnisse fir den Klimaschutz bei der Planung von Gebduden Climate Changel4 /2015
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Regionale Beratungsnetzwerke fiir die Gebdudesanierung

Schliisselmanahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Um die Ziele, die die Bundesregierung im Rahmen der Energiewende fiir den Gebdaudebestand
festgelegt hat zu erreichen, reichen Sanierungsquote und Sanierungstiefe nicht aus. Die Ursa-
chen hierfiir sind vielfdltig. Eine wichtige Rolle spielen informatorische Hemmnisse.

Die Verbreitung regionaler Beratungsnetzwerke fiir die Gebdudesanierung kann informatorische
Hemmnisse beheben oder abschwdchen, die vollstandige ,,Beratungskette* von der Erstanspra-
che bis zur Evaluation abdecken sowie die Anzahl und Qualitat energetischer Sanierungen ver-
bessern. Ein Beratungsnetzwerk nimmt eine gewerkeiibergreifende, beratende und qualitatssi-
chernde Funktion wahr, indem es Verbraucherinformationen biindelt, gezielte Offentlichkeitsar-
beit entlang der gesamten Beratungskette durchfiihrt und die Weiterbildung seiner Mitglieder si-
cherstellt.

Solche Netzwerke gibt es bereits in einzelnen Regionen, in denen giinstige Umstdnde zu deren
Griindung und Weiterentwicklung fiihrten; von den positiven Erfahrungen (z. B. konnte in Det-
mold die Sanierungsquote auf 8 % gesteigert werden) sollten auch andere Regionen im Bundes-
gebiet profitieren. Daher sollten regionale Beratungsnetzwerke fiir die Gebdudesanierung mit
zwei Schwerpunkten geférdert werden:

1) Aufbau, Etablierung und Weiterentwicklung eines regionalen Beratungsnetzwerkes,
2) Durchfiihrung von MaBnahmen bei Erstansprache oder Initialberatung.

3) Unterstiitzung von Initiativen zur Férderung des Wohnungstauschs oder neuer Wohnformen,
die eine effizientere Belegung von Wohnraum begiinstigen. *

Umsetzung

» Pilotphase mit der Forderung von z. B. 5 bis 6 Netzwerken, um ausreichend Erfahrung zu sam-
meln (Auswahl in Bewerbungsverfahren).

> Bundesweite Forderung der Netzwerke.

X

weitere Informationen: NABU-Leitfaden zum Aufbau regionaler Beratungsnetzwerke (http://www.nabu.de/im-
peria/md/content/nabude/energie/nabu-leitfaden_energetische_geb_ udesanierung.pdf); Ecofys/Wuppertal Insti-
tut, Wirkungsanalyse bestehender KlimaschutzmaBnahmen und -programme (FKZ 3711 41 118), noch unveréf-
fentlicht; UBA-Bericht ,,Regionale Beratungsnetzwerke fiir die Gebdudesanierung® (August 2015)
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4.4 Handlungsfeld Verkehr

Emissionen im Sektor Verkehr resultieren aus der Kraftstoffverbrennung im Strafen-, Schienen- so-
wie dem nationalen Schiffs- und Flugverkehr. Im Sektor Verkehr ist sowohl der landwirtschaftliche
Kraftstoffeinsatz nicht enthalten®, als auch die THG-Emissionen des internationalen Luftverkehrs
und der Seeschifffahrt nicht erfasst. Fiir letztere wird jedoch ein kontinuierliches Wachstum prognos-
tiziert. Deshalb ist es notwendig, auch diese Bereiche in nationale Zielfestlegungen sowie in die Dis-
kussion der Mafinahmen einzubeziehen. Wesentlichen Einfluss auf die Treibhausgasemissionen in
diesem Sektor haben der Verkehrsaufwand, der Energieverbrauch sowie die eingesetzten Kraftstoffe.

Der nationale Verkehr hatte 1990 mit 163 Mio. t CO2-Aq. einen Anteil von 13 % an den nationalen
THG-Emissionen. Zwischen 1990 und 1999 stiegen die Verkehrsemissionen bis zum Hochstwert von
185 Mio. t CO2-Aq. an. Nach einem zwischenzeitlichen Riickgang, nehmen die Emissionen seit 2010
wieder kontinuierlich zu und haben 2014 mit 160 Mio. t CO2-Aq. das Niveau von 1990 leicht unter-
schritten. Der Anteil an den Gesamtemissionen hat sich — aufgrund der Minderungserfolge in den an-
deren Sektoren — von 13 % auf mittlerweile 18 % erhoht.

Abbildung 7: Entwicklung der Treibhausgasemissionen im Verkehrssektor in der Abgrenzung der
Sektoren des Aktionsprogrammes Klimaschutz 2020 sowie aus dem internationalen
Flug- und Seeverkehr von Deutschland ins Ausland
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Im Gegensatz zu anderen Sektoren sind somit die vom Verkehr ausgehenden CO2-Emissionen in
Deutschland seit 1990 nicht gesunken. Der Anstieg des Verkehrsaufwands kompensierte die Erfolge
fahrzeugspezifischer Emissionsminderungen vollstandig. Speziell der Flugverkehr und der Giiterver-
kehr verzeichnen dauerhaft hohe Wachstumsraten. Die erh6hte Klimawirkung des Flugverkehrs

xi - Dieser wird im Sektor Landwirtschaft bilanziert.
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durch Nicht-CO-Effekte in grofien FlughGhen bleibt bei konventioneller Technik (Verbrennung von
Kraftstoffen in Turbinen) bestehen und verscharft den Handlungsdruck.

Um sektoriibergreifend eine THG-Minderung von 95 % bis zum Jahr 2050 in Deutschland zu errei-
chen, muss der Verkehr nahezu THG-neutral sein. Voraussetzung hierfiir ist erstens, dass der Verkehr
seinen Endenergieverbrauch deutlich senkt. Daher miissen bereits heute weitergehende Maf3inahmen
zur Senkung seines Energiebedarfs ergriffen werden. Das bereits bestehende Endenergieverbrauchs-
ziel fiir den Verkehr in Deutschland (-40% bis 2050 gegeniiber 2005) sollte die Bundesregierung da-
her weiter verscharfen und zusétzliche ambitionierte Zwischenziele fiir die Jahre 2030 und 2040 for-
mulieren. Anspruchsvolle Endenergieverbrauchsziele im Verkehr sind jedoch alleine mit fahrzeugsei-
tigen Effizienzsteigerungen nicht erreichbar. Erst die Kombination mit Mafinahmen zur Verkehrsver-
meidung und -verlagerung im Rahmen einer ,,Verkehrswende“ ermoglicht, die Energienachfrage des
Verkehrs bis 2050 in erforderlicher Weise abzusenken.

Zweitens muss der Verkehr auf treibhausgasneutrale Energietrager umgestellt werden. Fossile Ener-
gietrager wie Benzin, Kerosin und Diesel haben langfristig ausgedient. Die Zukunft liegt bei der direk-
ten Nutzung von regenerativem Strom fiir Elektromobilitdt und —bei der Nutzung von stromgenerier-
ten Kraftstoffen (PtG und PtL), wo Elektromobilitit nicht realisierbar ist (z. B. internationaler Flug-
und Seeverkehr) oder zur Sicherung hoher Fahrweiten zusétzlich zum Elektromotor ein Verbren-
nungsmotor notwendig ist. Mit diesen THG-neutralen Energietrdgern muss jedoch sparsam umgegan-
gen werden, da diese nur begrenzt verfiighar sind und zudem sehr teuer sein werden.

Ein enges Zusammenspiel von Verkehrswende (Vermeiden/Verlagerung/Verbessern der Effizienz)
einerseits und der Energiewende im Verkehr andererseits ist somit entscheidend fiir die Erreichung
anspruchsvoller Klimaschutzziele.
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Abbildung 8: Visualisierung der SchliisselmaBnahmen und Umsetzungsschritte im Handlungsfeld
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Verkehrsvermeidung

Schliisselmaf3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Verkehrsvermeidung steht nicht zwingend fiir Verzicht. Vielmehr sollen Wege durch veranderte
Siedlungs- und Produktionsstrukturen verkiirzt oder die Anzahl der Fahrten durch eine héhere
Fahrzeugauslastung reduziert werden. Weniger und kiirzere Wege tragen nicht nur zum Klima-
schutz bei, sondern erhdhen die Lebensqualitdt gerade in Stadten. Verkehrsvermeidung erfordert
aber auch den richtigen Rahmen: Eine integrierte, flichensparende Stadt-, Raum und Verkehrs-
planung, ordnungspolitische Vorgaben sowie finanzielle Anreize.

Ein bestimmtes Maf3 an Mobilitat und Giiterversorgung lasst sich mit einem hohen oder auch ge-
ringen Verkehrsaufwand erreichen. Entscheidend sind nicht die gefahrenen Kilometer, sondern
alleine die Erreichbarkeit der aufgesuchten Ziele. Aufgabe der Politik ist daher, die Aktivitatsziele
der Menschen wohnortnah zu gestalten (,,Stadt und Region der kurzen Wege“). Denn wo wir woh-
nen, arbeiten und einkaufen bestimmt ganz entscheidend, wie weit unsere taglichen Ziele ausei-
nander liegen. In einer ,,Stadt und Region der kurzen Wege“ kénnen alltagliche Wege mit geringem
Zeitaufwand auch ohne Auto bewiltigt werden — beispielsweise gesund mit dem Rad oder zu Fuf3
oder umweltfreundlich mit Bussen und Bahnen.

Notig ist dazu eine kompakte Siedlungsstruktur, eine umweltvertragliche Nutzungsmischung und
die attraktiven Gestaltung des Wohnumfelds und der 6ffentlichen Rdume — etwa durch Verkehrsbe-
ruhigung, reduzierte Geschwindigkeiten (Regelgeschwindigkeit von 30 km/h in Stadten) und Park-
raummanagement. Neben einer integrierten Stadt-, Raum- und Verkehrsplanung unterstiitzt das
Flachenschutzziel von ,,30 ha/Tag bis 2020“34 das Leitkonzept ,,Stadt und Region der kurzen
Wege*“. Denn neue Siedlungsflachen fiihren i.d.R. zu weiten Wegen und damit zu mehr Verkehr.

Auch im Giiterverkehr entlasten kiirzere Transporte das Klima: Finanzielle Anreize fiir regionale
Produktions- und Versorgungsstrukturen helfen Giiterverkehre zu vermeiden. Die Wirtschaftsfor-
derung sollte so ausgerichtet sein, dass Verkehre vermieden werden. Da Manahmen zur Verande-
rung der Siedlungs- und Produktionsstrukturen nur sehr langsam Wirkung zeigen, ist es erforder-
lich schon heute politisch zu handeln, um langfristig — bis 2050 — Raum- und Produktionsstruktu-
ren, die den Verkehrsaufwand durch kiirzere Wege und Transportweiten mindern, zu schaffen.

Hohere Auslastung reduzieren die Anzahl der Fahrten und Transporte und tragen zur Verkehrsver-
meidung bei. Zwar kann durch eine gezielte Férderung (z. B. von Fahrgemeinschaften oder innova-
tive City-Logistikkonzepte) der Rahmen hierfiir gelegt werden. Entscheidender sind aber finanzielle
Anreize. Eine Erh6hung der Energiesteuer auf Kraftstoffe sowie eine fahrleistungsabhangige Maut,
die Wegekosten und externe Kosten vollstandig anlastet, unterstiitzen nicht nur die Verkehrsverla-
gerung, sondern vermeiden unnotige Fahrten und erhdhen die Auslastung der Fahrzeuge.

Umsetzung

» Neuorientierung der Raum- und Verkehrsplanung hin zur ,,Stadt und Region der kurzen Wege*

» Einfiihrung von Tempo-30 als Regelgeschwindigkeit in Stadten bis 2030

» Stdrkung der Stddte bei der Umsetzung einer weitreichenden Parkraumbewirtschaftung

» Stdrkung regionaler Wirtschaftskreislaufe durch finanzielle Anreize fiir regionale Produktions-
und Versorgungsstrukturen sowie Wirtschaftsforderung mit Verkehrsauswirkungspriifung

» Forderung von Fahrgemeinschaften und innovativen City-Logistikkonzepten

» Handel mit Flachenzertifikaten als bundeseinheitliches Instrument zum Flachensparen

» Erhohung der Energiesteuer auf Kraftstoffe (Bemessung auf Basis des Kohlenstoffgehalts)

» Weiterentwicklung der Maut: fahrleistungsabhdngig, nach Wege- und Umweltkosten gespreizt,
fir Lkw, Reisebus und Pkw auf allen Straf3en
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Verkehrsverlagerung

Schliisselmaf3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Fahrten im Umweltverbund (Fuf3, Fahrrad, Carsharing, Bus, Bahn) verursachen deutlich weniger
Treibhausgasemissionen als mit dem Auto. Giitertransporte mit Schiff und Bahn sind klimafreund-
licher als mit Lkw und Flugzeug. Ziel der Politik muss daher sein, moglichst viele Transporte auf
energiearme und damit THG-arme Verkehrsmittel zu verlagern. Neben attraktiven Angeboten sind
hierzu die notwendigen Kapazitdten — speziell im Schienenverkehr - zu schaffen.

Verkehr kann nur dann verlagert werden, wenn auch die entsprechenden Angebote vorhanden sind
— dies gilt fiir den Personen- und Giiterverkehr gleichermaBen. Speziell der Umweltverbund sollte
starker als bisher gefordert und besser miteinander verkniipft werden. Um den Umstieg vom Pkw
auf Fahrrad, Pedelec oder Lastenrad zu erleichtern, muss die Radverkehrsinfrastruktur in Deutsch-
land besser werden. Es fehlen vielerorts Radschnellwege und gut ausgebaute Radwege in hoher
Qualitat. Parallel kénnen steuerliche und ordnungsrechtliche Anreize — z. B. eine Fahrrad-Stell-
platzpflicht helfen, den Radverkehr attraktiver zu machen.

Ein kostengiinstiger OPNV im Verbund mit FuB- und Radverkehr sowie Car-Sharing sowie ein wett-
bewerbsfahiger Bahnfernverkehr sind unverzichtbare Bestandteile einer klimafreundlichen Mobili-
tdt. Dies setzt eine leistungsfahige Infrastruktur und eine planungssichere und ausreichende Fi-
nanzierung auf Bundes- und Landerebene voraus. Die Empfehlungen der ,,Daehre-Kommission und
der Bodewig-Kommission“ sind daraufhin zu priifen. Konkret schlagen diese einen Infrastruk-
turfond zur Finanzierung fiir Strafle, Schiene und Wasserstrafie vor. Dabei soll sich die Finanzie-
rung kiinftig zuerst auf den Erhalt der Infrastruktur und erst danach auf Neu- oder Ausbaumafinah-
men konzentrieren. Um die verschiedenen Verkehrsmittel wie Bus, Bahn, Carsharing und Fahrrad
besser zu verkniipfen, sind die Fordergelder zur Einrichtung von Schnittstellen und Verbesserung
der Umstiege aus der so genannten ,Kommunalrichtlinie“ bis 2030 zu verstetigen.

Die Verlagerung von Giitertransporten auf die Schiene setzt die Ertiichtigung und den Ausbau des
Schienennetzes voraus. Kurzfristig konnen betriebliche Manahmen (z. B. optimierte Leit- und Si-
cherungstechnik, Blockverdichtungen oder Harmonisierung der Geschwindigkeiten) und kleinere
infrastrukturelle MaBnahmen (z. B. Bau von Uberholgleisen oder Verbindungskurven) die Netzka-
pazitdten erhéhen. Mittelfristig miissten {iber 700 Strecken-km neu gebaut und iiber 800 Stre-
cken-km elektrifiziert werden, um eine Verdopplung des Schienenverkehrs bis zum Jahr 2030 zu
ermoglichen. Dazu sind Finanzmittel von rund 11 Mrd. € notig. Allerdings setzt eine starkere Verla-
gerung auf die Schiene auch Gleisanschliisse und Umschlagsterminals im kombinierten Verkehr
als auch verstarkte Anstrengungen zum Larmschutz voraus (zusatzlich zur Bremsen-Umriistung).

Umsetzung

» Stirkung des Umweltverbundes: Ausbau und Verbesserung des OPNV-Angebots, bessere Ver-
netzung der Verkehrsmittel, Férderung Rad- und FuBverkehr durch Radverkehrsinfrastruktur
und steuerliche Anreize/ordnungspolitische Vorgaben, Einrichtung von Mobilitatszentralen

» Forderung des betriebliches und kommunales Mobilitaitsmanagements

» Netzausbau im Schienengiiterverkehr, Verstetigung der Férderung von Kombinierten Verkehr
und Gleisanschliissen

» Weiterentwicklung der Maut: fahrleistungsabhdngig, nach Wege- und Umweltkosten gespreizt,
fir Lkw, Reisebus und Pkw auf allen Strafien

» Abbau von klimasché&dlichen Subventionen (Befreiung von Kerosin von der Energiesteuer,
Mehrwertsteuerbefreiung im internationalen Flugverkehr, Anpassung der Dienstwagenbesteu-
erung, Abschaffung der Entfernungspauschale)
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Verbesserung der technischen Effizienz der Verkehrstréager

Schliisselmaf3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Die Bundesregierung soll sich dafiir einsetzen, dass ordnungsrechtliche Instrumente dahnlich den
technikneutralen Flottenzielwerten bei neu zugelassenen Pkw und leichte Nutzfahrzeug (LNfz) EU-
weit insbesondere auch fiir schwere Nutzfahrzeuge (SNfz), weltweit fiir Flugzeuge und Schiffe ein-
gefiihrt werden, um deren Effizienzpotenziale auszuschopfen. Das Ziel den Endenergieverbrauch
um 40 % bis 2050 gegeniiber 2005 zu senken ist ambitionierter auszugestalten (-60%) und durch
ein Zwischenziel fiir 2030 zu ergidnzen (-30 % bis 40%).

Im Land-, Luft- und Seeverkehr sollte durch verbindliche Instrumente (z. B. des Ordnungsrechtes)
die Effizienz der Verkehrstrager schon bis 2030 deutlich schneller und zu einem ambitionierteren
Zielwert hin verbessert werden, als nach aktuellem Trend. Die Verbesserung der technischen Effizi-
enz der einzelnen Verkehrstrager spart Energie, vermeidet CO2-Emissionen und ist eine Grundvo-
raussetzung fiir die Erreichung des langfristigen Zieles der Dekarbonisierung des Verkehrs.

Bei Pkw und LNfz mit konventionellen Antrieben besteht langfristig ein Potenzial von bis ca. 50 %
zur Senkung des spezifischen Endenergieverbrauchs. Schliisseltechniken sind eine teilweise
Elektrifizierung des Antriebsstrangs, hocheffiziente Antriebe und konsequenter Leichtbau. Diese
Entwicklungen kdnnen durch eine Verscharfung der Flottenzielwerte gefordert werden. Weiterhin
soll eine umfassende Regulierung des Gesamtenergieverbrauchs bei Neuzulassungen unter realen
Fahrbedingungen erfolgen und ein effizienter Stromverbrauch von (teil-)elektrischen Pkw gefordert
werden. Aufgrund des Wachstums des Stra3engiiterverkehrs muss die technische Energieeffizienz
der SNfz zeitnah verbessert werden. Selbst ohne alternative Antriebe und Kraftstoffe ergeben sich
technische Energieeinsparpotenziale von bis zu 20 % im Fernverkehr gegeniiber Neufahrzeugen
des Jahres 2015. Ansdtze sind z. B. die Optimierung von Antriebstrang, Fahrzeuggewicht und Ne-
benverbrauchern sowie die Verbesserung von Aerodynamik und Rollwiderstand.

Der Flugverkehr verursacht inkl. nicht-CO2-Effekten ca. 5 % des globalen Effektes zur Erderwar-
mung. Im Luftverkehr reicht die Kraftstoffverbrauchsminderung derzeit nicht aus, um die weltweit
wachsende Zahl der Fliige zu kompensieren. Die Internationalen Zivilluftfahrtorganisation ICAO
prognostizierte einen jahrlichen Anstieg des Verkehrsaufwandes von ca. 4 - 5 % bis 2030. Einspar-
potentiale und klimavertraglichere Techniken, wie z. B. klimaoptimierte Flugzeugdesigns, langsa-
meres Fliegen und angepasste Flugrouten werden international nicht hinreichend beriicksichtigt
und kdnnten weitere Minderungen ermoglichen. Der Schiffsverkehr werden die jahrlichen Wachs-
tumsraten fiir den Verkehrsaufwand von der IMO auf 2 bis 3 % geschdatzt. Durch technische und
operative Maflnahmen gibt es noch grof3e Energieeffizienzpotenziale von ca. 40-60 %.

Umsetzung

» Der CO:-Flottengrenzwert fiir die Pkw-Neuwagenflotte sollte EU-weit fiir das Jahr 2025 auf 65
bzw. 75 g CO2 pro km und fiir LNfz auf 95 bis 110 g CO: pro km festgelegt werden (im WLTP)

» Festlegung von ambitionierten CO.-Flottengrenzwerte fiir SNfz bis 2030 (basierend auf VECTO;
-20% geg. 2015) und Differenzierung der Lkw-Maut auf Basis der CO2-Emissionen

» Zur Bewertung der Effizienz von Elektrofahrzeugen sollte die bestehende CO2-Regulierung mit-
telfristig zu einer Energieeffizienzregulierung weiterentwickelt bzw. um diese ergdanzt werdenxi

» Forderung einer ambitionierten Effizienzentwicklung im Luft- und Seeverkehr durch EU-weite/
weltweite Einfiihrung ordnungsrechtlicher Instrumente oder marktbasierte Mainahmen

xii  UBA-Texte 95/2013: Konzept zur zukiinftigen Beurteilung der Effizienz von Kraftfahrzeugen
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Umstellung auf alternative Antriebe (insbesondere Elektromobilitt)

SchliisselmaBnahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Einige alternative Antriebe kdnnen den Endenergiebedarf des Verkehrs deutlich reduzieren. Elekt-
rofahrzeuge ermdglichen neben synthetischen, stromerzeugten Kraftstoffen eine Transformation
hin zu einer treibhausgasneutralen Energieversorgung des Verkehrs. Die direkte Nutzung erneuer-
bar erzeugten Stromes in Elektrofahrzeugen ist im Allgemeinen der effizienteste und kostengiins-
tigste Pfad, so dass landgebundene Fahrzeuge - soweit technisch méglich - auf elektrische An-
triebe umgestellt werden sollten.

Die Elektrifizierung bietet aufgrund der hohen Effizienz der Motoren ein grof3es technisches Minde-
rungspotential des Endenergiebedarfs. Schon heute ergibt sich ein Vorteil fiir Elektrofahrzeuge ge-
geniiber konventionellen Fahrzeugen, solange der CO2-Gehalt im Bezugsstrom unter

700 g C0O2-Aq./kWh liegt. Eine Férderung der Elektromobilitt, die {iber das EmoG hinausgeht, wird
empfohlen, um das Ziel der Bundesregierung von 6 Millionen Elektrofahrzeugen in 2030 sicher zu
erreichen. Die rechtzeitige Elektrifizierung des bodengebundenen Verkehrs ist erforderlich, um
den notwendigen Bedarf an erneuerbar erzeugtem Strom zur Erreichung einer THG-neutrale Versor-
gung des Verkehrs zu minimieren. Auch der Einsatz von Plug-in-Hybriden im Nah- und Lieferver-
kehr mit Lkw soll im Zeitrahmen bis 2030 initiiert werden. Flankierende Mafinahmen z. B. der Auf-
bau einer Ladeinfrastruktur fiir Elektrofahrzeuge sollten intensiv weiter verfolgt werden.

Bis 2030 soll die Technik des Oberleitungshybrid-Lkw (OH-Lkw) fiir den StraBBengiiterfernverkehr
weiterentwickelt und praktische Erfahrungen gesammelt werden, da auch diese eine effiziente
THG-neutrale Versorgung ermdoglicht. Sollte sich die Technik in Feldversuchen bewdhren, sollte der
Aufbau der Oberleitungsinfrastruktur vor 2030 begonnen werden. Die Entwicklung des OH-Lkw
sollte nicht dazu filhren, dass der Schienenverkehr schlechter finanziert wird. Insbesondere diirfen
Investitionen fiir den Aufbau Infrastruktur fiir den OH-Lkw nicht zu Minderinvestitionen in die
Schiene fiihren. Beide Systeme sollten aufgebaut bzw. weiter ertiichtigt werden um das langfristig
zu erwartende, starke Wachstum im Giiterfernverkehr langfristig THG-neutral zu transportieren.

Durch die Elektrifizierung des Verkehrs ergibt sich eine Kopplung mit dem Stromsektor. Diese ist
fiir leitungsgebundene Fahrzeuge deutlich direkter als fiir Elektrofahrzeuge mit Batterien. Der
Strombedarf der Elektromobilitat in all ihren Formen sollte von Anfang an durch zusatzliche erneu-
erbare Energieerzeugungsanlagen bereitgestellt werden, da nur dann verhindert werden kann,
dass der Einsatz von Elektrofahrzeugen zu mehr CO2-Emissionen in Deutschland fiihrt.

Auch fiir andere Verkehrstrager kann eine Umstellung auf alternative Antriebe notwendig werden
(z. B. verfliissigter Wasserstoff oder Erdgas im StraBBengiiterfernverkehr — insoweit OH-Lkw sich
nicht durchsetzen — oder bei der Seeschifffahrt), wenn die THG-neutrale Energieversorgung dieses
Pfades besonders energie- oder kosteneffizient ist.

Umsetzung

» Einfiihrung bzw. Fortfiihrung von finanziellen Férdermafinahmen zum Markthochlauf der Elekt-
romobilitat (Pkw/LNfz/Lkw-Nahverkehr) fiir den Zeitraum bis 2030 (aufkommensneutral z. B. in
Form eines Bonus-Malus-Systems, ggf. in Kombination mit Quoten fiir Neuzulassungen)

» Die Bundesregierung sollte die Weiterentwicklung des OH-Lkw zur umsetzbaren Option fordern
und diese Technik bei weiterhin guten Aussichten umsetzen; dazu sollte mit dem Infrastruktur-
aufbau deutlich vor 2030 begonnen werden (ohne Nachtteile fiir Schieneninfrastruktur)

» Wo notwendig, sollte die Bundesregierung die Umstellung auf alternative Antriebe fiir nicht
elektrifizierbare Verkehrstrager in Abhdngigkeit der Investitionszyklen und Marktdurchdrin-
gungsraten fordern, um diese langfristig THG-neutral versorgen zu kdnnen.
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Umstellung auf eine treibhausgasneutrale Energieversorgung des Verkehrs

Schliisselmaf3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Die THG-Minderungsliicke im Verkehr bis zum Jahr 2050, die sich nach der Anwendung nicht-tech-
nischer Ansédtze und technischer Ma3nahmen zur Effizienz ergibt, sollte durch den Einsatz erneu-
erbar erzeugten Stromes und stromerzeugter, synthetischer Kraftstoffe (PtG und PtL) geschlossen
werden. Unter den THG-neutralen Energieversorgungsoptionen des Verkehrs sollten energie-,
kosten- und ressourceneffiziente Pfade umgesetzt und rechtzeitig vorbereitet werden, dies gilt
national aber auch vor dem Hintergrund globaler Wirtschaftsvernetzungen international.

Im Fall der direkten Stromnutzung sollte die Umstellung auf eine THG-neutrale Versorgung erfol-
gen, indem der Strom fiir Elektrofahrzeuge perspektivisch ausschlieBlich aus erneuerbaren Quel-
len stammt. Fiir andere Verkehrstrdger, die aus technischen Griinden nicht ausschlieBlich direkt-
elektrisch versorgt werden kdnnen, d.h. fiir Plug-in-Hybride, ggf. auch Lkw im Straflengiiterfernver-
kehr sowie den Flug-und Schiffsverkehr werden stromgenerierte synthetische Energietrager (PtG
oder PtL) bendétigt. Als flankierende MaBnahme ist es wichtig die Fahrzeugflotten rechtzeitig auf
die notwendigen, ggf. alternativen Antriebe umzustellen (sieche MaBnahme Umstellung auf alterna-
tive Antriebe). Nach aktuellem Kenntnisstand erscheinen im Verkehr v.a. die Nutzung von PtG-Me-
than und PtL kosteneffiziente Pfade zu sein, die intensiv weiter verfolgt werden sollten. Biogene
Kraftstoffe aus Reststoffen konnen nach aktuellem Kenntnisstand die notwendigen THG-Minde-
rungsraten nicht erfiillen. Kraftstoffe, hergestellt aus Anbaubiomasse, sind zudem aus Sicht des
UBA keine Option fiir eine nachhaltige Energieversorgung des Verkehrs.

Schon heute ist vorherzusehen, dass sich grofle Kraftstoffbedarfe insbesondere fiir den internatio-
nalen Verkehr (Luft- und Seeschifffahrt) ergeben, die durch die nationalen Klimaziele bisher nicht
erfasst werden. Die Bundesregierung sollte auch fiir diese Verkehre eigene Klimaschutzziele erar-
beiten und umsetzen, um diese stark wachsenden Bereiche nicht aus den Bemiithungen um den
Klimaschutz auszuklammern. Auf internationaler Ebene sollte sie sich dafiir einsetzen, dass auch
international ambitionierte Ziele fiir diese Verkehrsmittel vereinbart und Strategien fiir deren treib-
hausgasneutrale Versorgung entwickelt werden.

Der THG-Minderungsbeitrag der Energieversorgungsoptionen ist im hochsten Mafle vom genutzten
Strom abhdngig. Wichtig ist, langfristig die ausschlief3liche Nutzung von erneuerbarem Strom. Die
Entwicklungen von weniger effizienten Techniken zur Bereitstellung von Endenergie, wie PtG und
PtL, ist aufgrund ihrer Notwendigkeit im Verkehr mittelfristig bis 2030 intensiv voranzutreiben, um
deren langfristige Verfiigbarkeit zu gewahrleisten. 35 Gleichwohl kénnen grof3e Anteile der bendti-
gen stromerzeugten Kraftstoffe an EE-Gunststandorten hergestellt und importiert werden.

Umsetzung

» Die Bundesregierung sollte die aus Effizienzgriinden sinnvolle und rechtzeitige Verfiigbarkeit
der stromerzeugten Kraftstoffe und der entsprechenden Verkehrstrager, die diese nutzen kén-
nen, sicherstellen. Siehe auch Férderung der PtG/PtL-Technik in Mainahme ,,Sektorkopplung®.

» Initiierung eines rechtzeitigen Aufbaus der bendtigten Infrastrukturen durch die Bundesregie-
rung (Ladesdulen, Tankstellen), mindestens wie im Rahmen der RL 2014/94/EU empfohlen

» Verstdrkte Integration von PtG und PtL im Verkehr ab einem CO2-Gehalt im Bezugsstrom von
unter 120 g CO2-Aq./kWh.

» Essollten international ambitionierte Ziele fiir den internationalen Verkehr vereinbart, eine
Strategien entwickelt und darauf aufbauend eine internationale treibhausgasneutrale Versor-
gung im Verkehr umgesetzt werden.

47




UBA Position zum Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung - Beitrag zur Diskussion im Rahmen des Erstellungsprozesses

4.5 Handlungsfeld Landnutzung, Land- und Forstwirtschaft

Zu den landwirtschaftlichen Treibhausgasemissionen gehoéren die verdauungsbedingten Methan-
Emissionen aus der Tierhaltung, die Diingerwirtschaft, d.h. Methan und Lachgasemissionen aus der
Wirtschaftsdiingerlagerung sowie Lachgas-Emissionen aus landwirtschaftlich genutzten Béden.
Hierzu gehoren Lachgasemissionen aus der Diingung, aus der Umsetzung von Ernteriickstanden, aus
gasformigen N-Verlusten sowie N-Austrdgen ins Grund- und Oberflichenwasser und Lachgasemissio-
nen aus der Mineralisierung von Moorb6éden. Hinzu kommen Kohlendioxidemissionen landwirt-
schaftlicher Betriebe und des Kraftstoffeinsatzes.

Von 1990 bis 2013 sind die THG-Emissionen im Sektor Landwirtschaft von 88 auf 71 Mio. t CO2-Aq
und damit um 19 % zuriickgegangen. Dies ist vor allem Folge der abnehmenden Tierbestdnde in Ost-
deutschland nach der Wiedervereinigung. Im Jahr 2014 betrugen sie insgesamt rund 72 Mio. t CO2-
Aq. Damit hat sich der Anteil der Landwirtschaft an den Gesamtemissionen an THG von 7 auf 8 % er-
héht. Durch die Reduktion der THG-Emissionen in anderen Sektoren wird der Anteil landwirtschaftli-
cher Emissionen an den Gesamtemissionen kiinftig steigen. Fiir die Landwirtschaft besteht daher
dringender Handlungsbedarf hinsichtlich der Erreichung der Klimaschutzziele.

Abbildung 9: Entwicklung der Treibhausgasemissionen in der Landwirtschaft in der Abgrenzung der
Sektoren des Aktionsprogrammes Klimaschutz 2020
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Die Emissionen aus landwirtschaftlichen B6den (zum Beispiel durch Griinlandumbruch) sowie die
Emissionen und Einbindung durch Kohlenstoffspeicherung in der Forstwirtschaft werden bisher
nicht in die Bewertung der Zielerreichung beim Klimaschutz einbezogen. Mittelfristig sollten die Po-
tenziale fiir zusatzliche Klimaschutzmaf3inahmen in diesem Bereich in den Blick genommen werden.
Dabei sollten solche Mafinahmen im Mittelpunkt stehen, die besonders effizient sind, positive Bei-
trage zu anderen agrarumweltpolitischen Zielen leisten und fiir die bereits politische Ziele festgelegt
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worden sind. Die Bilanzierung der Emissionen in diesem Bereich ist jedoch — verglichen mit den an-
deren Sektoren — mit erheblichen methodischen Schwierigkeiten verbunden.

Effiziente Klimaschutzmafinahmen in der Landwirtschaft zeichnen sich ganz allgemein durch ge-
ringe THG-Minderungskosten bei nachhaltiger Mafinahmenwirkung aus. Besonders effizient sind
Mafinahmen, mit denen die Effizienz des Stickstoffeinsatzes erh6ht wird. Denn dadurch kénnen nicht
nur Produktionskosten eingespart werden, sondern es bestehen aufierdem Synergien mit anderen
grof3en landwirtschaftlich verursachten Umweltproblemen wie der Belastung von Grund- und Ober-
flichengewasser mit Nitrat, Stickstoffemissionen sowie negative Effekte auf die biologische Vielfalt
durch Uberdiingung.

Mafinahmen, die die landwirtschaftliche Flachennutzung und den Torfabbau fokussieren, zielen auf
den Erhalt des Kohlenstoffspeichers und damit auf die Senkenleistung des Bodens ab. Der Erhalt, die
Wiederherstellung bzw. nachhaltige Verbesserung der Kohlenstoff-Senken-Funktion der Boden leis-
ten dariiber hinaus einen wichtigen Beitrag fiir eine verbesserte Struktur und Wasserspeicherfahig-
keit der Boden und somit fiir hohere Ertragspotentiale. Besonders unter den Bedingungen der zu er-
wartenden Klimadnderungen kénnen optimal mit organischer Substanz versorgte Boden den Einfluss
von Witterungsextremen besser abpuffern, als Béden in schlechtem Kulturzustand. Mafinahmen zum
Erhalt des Kohlenstoffspeichers erbringen dariiber hinaus nicht nur positive Leistungen fiir den Kli-
maschutz, vor allem der Boden- und Gewésserschutz sowie die Biodiversitat profitieren davon.

Die Tierhaltung ist in Deutschland einer der Hauptverursacher von landwirtschaftlichen THG-Emissi-
onen. Der schrittweise und konsequente Abbau der Tierbestande birgt entsprechend ein erhebliches
Treibhausgasminderungspotenzial mit weiteren Synergieeffekten zum Schutz weiterer Umwelt-
medien (Boden, Luft, Wasser).

Auch der Okolandbau leistet durch seinen Verzicht auf mineralische Diingemittel, deren Herstellung
sehr energieintensiv ist, einen Beitrag zum Klimaschutz. Gleichzeitig wird durch den Anbau von Le-
guminosen und Zwischenfriichten die Humusanreicherung geférdert und somit gleichzeitig mehr
Kohlenstoff im Boden gespeichert. Die Umstellung auf den Okolandbau bringt sowohl bezogen auf
die Flache als auch (wenn auch in geringerem Maf3e) auf die Produkteinheit Einsparungen bei den
THG-Emissionen. Das in der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie verankerte Ziel von 20% Fldchenan-
teil des Okolandbaus an der gesamten Landwirtschaftsfléiche (LF) geht daher in die richtige Rich-
tung, muss aber mit einem konkreten Zeithorizont unterlegt werden.

Grundsatzlich miissen Instrumente zum Klimaschutz in der Landwirtschaft die Multifunktionalitét
vieler Maf3lnahmen beachten. Viele Mafinahmen, die mit Blick auf nur ein Umweltziel unwirtschaft-
lich erscheinen, sind aus volkswirtschaftlicher Sicht sehr vorteilhaft. Deshalb bediirfen Klimaschutz-
mafinahmen flankierender Instrumente um effektiv und effizient zu wirken. Dabei ist zu beachten,
dass in der Agrarpolitik bislang nicht nur dem Klimaschutz, sondern auch anderen Umweltproble-
men zu wenig Rechnung getragen wurde. Verbesserungen sind vor allem dann méglich, wenn neue
Politikansatze sachgerecht auf dem bestehenden Instrumentarium aufbauen und auf dieses abge-
stimmt sind.
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Abbildung 10 Visualisierung der Schliisselmainahmen und Umsetzungsschritte im Handlungsfeld
Landnutzung, Land- und Forstwirtschaft
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Steigerung der N-Effizienz und Reduzierung von N-Uberschiissen

Schliisselmaf3nahme

Inhaltliche Beschreibung

Lachgasemissionen gehoren zu den wichtigsten Treibhausgasemissionen der Landwirtschaft.
Eine Stickstoffiiberschussvermeidung und die Effizienzsteigerung der eingesetzten Diingemittel
stellen somit einen wichtigen Beitrag zur Treibhausgasminderung dar. Die Nachhaltigkeitsstrate-
gie definiert einen bis 2010 zu erreichenden Gesamtbilanziiberschuss von 80 kg/ha LF. Um den
Zielwert zu erreichen, muss durch ein Biindel an Ma3nahmen der N-Gesamtiiberschuss um 20
kg/ha gesenkt werden. Dies ist kurzfristig erreichbar. Mittelfristig ist ein deutlich niedrigerer
Zielwert anzustreben. Mit einer Reduzierung der Stickstoffiiberschiisse werden weitere positive
Auswirkungen auf andere Umweltziele erreicht und Betriebskosten reduziert.

Die Anwendung von Stickstoffdiingern ist verbunden mit direkten N20-Emissionen aus den ge-
diingten Boden und indirekten N20-Emissionen, die eine Folge des Austrags reaktiver Stickstoff-
verbindungen wie Nitrat und Ammoniak sind. Hinzu kommen Emissionen, die im Zuge der energie-
aufwandigen Herstellung von N-Mineraldiinger entstehen. Die Hohe der Emissionen hdangt neben
der Hohe des N-Eintrags von einer Vielzahl von standortoértlichen, klimatischen, pflanzenbauli-
chen, technischen und managementabhdngigen Faktoren ab, deren Kenntnis Voraussetzung fiir
die Nutzung von Einsparpotenzialen ist. Die Mafinahme zielt auf eine Erh6hung der N-Effizienz und
eine Senkung der N-Uberschiisse ab. Die Anpassung erfolgt u.a. durch die Optimierung der Diinge-
planung und der Diingerausbringungstechniken, -mengen und -zeitpunkte. Wenn die Senkung des
N-Uberschusses iiber den Ersatz von N- Mineraldiinger durch Giille und andere Wirtschaftsdiinger
erfolgt, konnen nach Berechnungen des Thiinen-Instituts (Thiinen Report 11) ca. 330.000t N ein-
gespart werden. Es ergibt sich eine Emissionsminderung von insgesamt 5,77 Mio.t C02-Aq/Jahr.
Auf die N-Mineraldiingerproduktion entfallen dabei knapp 2,5 Mio. t C02-Aq, der gréRere Teil ent-
steht also durch direkte und indirekte N20-Emissionen der landwirtschaftlichen Diingung. Weitere
Minderungspotenziale bestehen in der teilflichenspezifischen Diingung (0,3 t C02-Aq/ha), in der
Stickstoffangepassten Mehrphasenfiitterung bei Gefliigel, Rindern und Schweinen (0,3 t CO2-
Ag/)ahr) und in der Optimierung der Lagerung und Ausbringung von Wirtschaftsdiingern (0,6 t
C02-Ag/Jahr). Auch mit einem effizienten Energieeinsatz in landwirtschaftlichen Betrieben kénnen
etwa 15-20% THG-Emissionen eingespart werden. Fiir die Erreichung der Minderungsziele ist ein
Mix aus ordnungsrechtlichen und 6konomischen Instrumenten sinnvoll.

Umsetzung

» Uberarbeitung und wirksamer Vollzug ordnungsrechtlicher Instrumente (insbesondere Diinge-
gesetz und DiiV), Einfiihrung der Hoftorbilanz

» Gezielter Einsatz von flankierenden 6konomischen Instrumenten (beispielsweise {iber die
Adressierung von N-Aspekten in der gemeinsamen Agrarpolitik der EU oder Einfiihrung einer
Stickstoffiiberschussabgabe)

» Keine Genehmigung von neuen Tierstdllen in Regionen mit Tierbesatzdichten » 2 GVE/ha.
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Erhalt der Vorrdte an organischer Bodensubstanz

SchliisselmaBnahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Der Verlust von organischer Bodensubstanz durch verstédrkte Mineralisation fiihrt zur Emission
der Treibhausgase CO2 und N20. Allein die landwirtschaftliche Nutzung von Moorbdden als
Acker- und Griinland verursacht Emissionen von 27 Mio. t C02-Aq., das entspricht etwa 4 % der
gesamten deutschen Treibhausgasemissionen. Hier besteht erhebliches Minderungspotenzial.
Der Erhalt der organischen Kohlenstoffvorrdte in Boden ist daher eine Schliisselmanahme fiir
den landwirtschaftlichen Klimaschutz.

In der Landwirtschaft treten Verluste an organischer Bodensubstanz insbesondere durch die Ent-
wdsserung hydromorpher Béden (z. B. Moore) sowie durch den Umbruch von Dauergriinland auf.
Zu den zentralen Aktionsfeldern der Verringerung der Treibhausgasemissionen aus der Landwirt-
schaft zdhlen daher der Erhalt von Dauergriinland und die Vermeidung des umwelt- und klimabe-
lastenden Umbruchs dieser Flichen (Minderungspotenzial von 2,5 bis 3,1 Mio. t CO2-Aq/Jahr), so-
wie die Verringerung stark erh6hter CO2- und N20-Emissionen aus landwirtschaftlich genutzten,
entwdsserten Mooren durch Renaturierung und Anheben des Wasserspiegels (Minderungspoten-
zial in Héhe von 30-35 Mio. t CO2-Aq/Jahr bei Wiedervernissung von 75% bzw. 900.000 ha Moor-
fliche). Die Mineralisation des Torfkérpers kann weiterhin auch durch Anderung der Bewirtschaf-
tung verringert werden. Hier sind insbesondere die Umwandlung von Acker zu Griinland sowie die
Griinlandextensivierung in Kombination mit einer Anhebung des Wasserstandes wichtige Mainah-
men. Auch ein saisonales Anheben des Wasserspiegels im Winterhalbjahr in Kombination mit der
Etablierung von Zeitfenstern mit fiir die Bewirtschaftung ausreichend niedrigen Wasserstdanden im
Frihsommer und Herbst ermdglicht eine Reduzierung der CO2-Emissionen. Mit einer Umwandlung
von Acker zu extensiv genutztem Griinland, ohne Veranderung des Wasserstandes kénnen die
Emissionen um ca. 5t CO2Aq/ha/)ahr reduziert werden. Auch der industrielle Torfabbau und die
Verwendung von Torf als Pflanz- und Kultursubstrat fiihren zu Treibhausgasemissionen. Die Ein-
schrankung des Torfeinsatzes als Pflanz- und Kultursubstrat bietet aus Sicht des Klimaschutzes
ebenfalls ein erhebliches Potenzial Emissionen zu reduzieren.

Umsetzung

» Etablierung eines flachenscharfen Umbruchverbots von Dauergriinland. Kontrolle und Sanktio-
nen bei Nichtbefolgung.

» Ausschluss von Torfmoorbdden unter Ackernutzung von den Direktzahlungen. Eine ackerbauli-
che Nutzung von Moorstandorten dient nicht dem Erhalt der Flachen im ,,guten landwirtschaft-
lichen und 6kologischen Zustand".

» Ausrichtung des Moorschutzes auch auf den Klimaschutz und Ausbau von Férderprogrammen
zur Regeneration von Mooren. Bestehende Programme zum Schutz von Hochmooren sollten
um Konzepte zur Bestandssicherung

» und Regeneration von Niedermooren erganzt werden. Realisierung in der Flurneuordnung, Ag-
rar-Umwelt-und Klimaschutzmafinahmen und investiver Forderung. Kofinanzierung des Bundes
z. B. iiber die GAK. Forderung von Pilotprojekten.

» Beratungs- und InformationsmaBnahmen zur Nutzung von Torfersatzstoffen im Gartenbau und
Verbot von Torferden im Hobbygartenbau. Vorgabe der Verwendung von Torfersatzstoffen in
den Vergaberichtlinien fiir 6ffentliche Auftrage im Garten und Landschaftsbau.
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Reduzierung der Tierbestdnde

SchliisselmaBnahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Die Tierhaltung ist in Deutschland einer der Hauptverursacher von landwirtschaftlichen THG-Emis-
sionen. Zu den Emissionen gehdren Lachgas aus Wirtschaftsdiingern und Methan, das insbeson-
dere wahrend des Verdauungsvorgangs von Wiederkdauern entsteht und bei der Lagerung von
Wirtschaftsdiingern (Festmist, Giille) sowie bei deren Ausbringung freigesetzt wird. Der Abbau der
Tierbestande birgt entsprechend ein erhebliches Treibhausgasminderungspotenzial und steht in
engem Zusammenhang mit der Steigerung der N-Effizienz und der Reduktion der N-Uberschiisse.

Die Methan-Emissionen aus der Fermentation sind nahezu vollstdndig auf die Rinderhaltung zu-
riickzufiihren; darunter sind Milchkiihe die bedeutendsten Emittenten. Der Anteil der Methan-
Emissionen aus der Verdauung an der gesamten Methan-Emission aus der deutschen Landwirt-
schaft lag 2013 bei 76,8 %. 2013 machte das Wirtschaftsdiinger-management (Lagern und Aus-
bringen von Giille und Festmist) 19,7 % der gesamten Methan-Emissionen aus der deutschen
Landwirtschaft aus. Der grof3te Anteil des Methans aus Wirtschaftsdiinger geht auf die Exkremente
von Rindern — und in geringerem Maf3e von Schweinen — zuriick. Die anderen Tiergruppen (zum
Beispiel Gefliigel, Esel, Pferde) sind dagegen vernachlassigbar. Im Zuge des Abbaus der Tierbe-
stdnde nach der deutschen Wiedervereinigung verminderten sich die tierhaltungsbedingten Treib-
hausgasemissionen zwischen 1990 und 2013 um rund 37%. Seit 2006 stagnieren sie jedoch bei
etwa 1,24 Mio. Tonnen Methan pro Jahr.

Ein weiteres entscheidendes Minderungspotenzial besteht also im schrittweisen, aber konsequen-
ten Abbau der Tierbestdande in Deutschland. Insbesondere in den Intensivtierhaltungsregionen
Nordwestdeutschlands wiirde dies auch zur Verringerung der N-Uberschiisse und damit zum
Schutz von Wasser und Boden beitragen und THG-Emissionen reduzieren. Auch der Bedarf an N-
haltigen Futtermitteln (v.a. Soja) wiirde sinken. Diese werden in Deutschland zu einem grofen An-
teil aus Ubersee (v.a. Brasilien und Argentinien) importiert. In den Herkunftslindern fehlt der be-
triebseigene Diinger und muss durch kiinstlichen Mineraldiinger ersetzt werden, auBerdem wer-
den hdufig wertvolle Regenwdlder, Griinland oder Savannen fiir den Sojaanbau umgebrochen,
wodurch Kohlenstoff freigesetzt wird. Auch diese Umweltwirkungen wiirden reduziert.

Kurzfristig konnen fiir den Abbau der Tierbestdnde die Exportiiberschiisse der landwirtschaftlichen
Tierproduktion abgebaut werden, mittel- bis langfristig ist eine Anderung der gesellschaftlichen
Erndhrungsgewohnheiten in Richtung der Empfehlungen der Deutschen Gesellschaft fiir Erndhrung
(DGE) (die eine deutliche Reduktion des Konsums tierischer Produkte empfiehlt) essentiell.

Umsetzung

» Umsetzung der Vorgaben der NE(R)C-Richtlinie

» Restriktionen bei der Genehmigung beim Neu- oder Ausbau von Tierhaltungsanlagen

» Verursachungsgerechte Anlastung von Umweltkosten der Tierhaltung durch 6konomische In-
strumente. Z.B ist zu priifen, ob ein Emissionshandel in der Intensivtierhaltung langfristig um-
setzbar ist, um dort die THG-Emissionen zu begrenzen.
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Weitere MaBnahmen in der Landwirtschaft

Erginzende MaBBnahmen flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Neben den beschriebenen Schliisselma3nahmen gibt es eine Reihe weiterer Minderungsmaf3nah-
men mit zahlreichen Synergieeffekten zum Boden-, Gewdsser- und Artenschutz.

Der Erhéhung des Anteils des Okologischen Landbaus (bei einer Ausweitung auf 20% der Fliche
belduft sich das Einsparpotenzial auf 0,4-0,9 Mio.to C02-Aq/Jahr) kommt eine weitere entschei-
dende Bedeutung zu. Okolandbau ist zwar nicht vorrangig als Manahme fiir den Klimaschutz an-
zusehen. Flachenbezogen sind im 6kologischen Landbau die THG-Emissionen und der fossile Ener-
giebedarf aber geringer und auch produktbezogen kénnen niedrigere Werte als in konventionellen
Systemen erzielt werden. Jedoch besteht hier eine enorme Abhdngigkeit vom einzelbetrieblichen
Management. Als besonders positiv sind die N-Bindung mit Leguminosen, die C-Sequestrierung
durch den Weidezwang und der damit verbundene Griinlanderhalt, die vielfdltigeren Fruchtfolgen
(vor allem Kleegrasanbau) im Ackerbau, der niedrigere Energiebedarf in der Vorkette der Produk-
tion, sowie der hohe Anteil hofeigener Futterkomponenten anzusehen. Der Anteil des Okolandbaus
sollte gema Nachhaltigkeitsstrategie auf 20% bis 2030 ausgebaut werden und mittelfristig weiter
erhoht werden.

Weitere THG-Minderungspotenziale mit positiven Synergieeffekten zum Bodenschutz bestehen in
der

» Wiederherstellung, dem Erhalt bzw. nachhaltige Verbesserung des organischen Kohlenstoffge-
halts in Ackerbdden durch eine standortangepasste Bodenbewirtschaftung. Wie z.B. Direkt-
saatverfahren, Anbau von Zwischenfriichten, Fruchtfolgegestaltung und Riickfiihrung von Ern-
teresten von Ackerbdden.

» Vermeidung von Bodenverdichtungen durch Fahrspuren und Unterlassung der N-Diingung in
den Fahrspuren

» Substitution von importierten Sojafuttermitteln durch im Inland erzeugte Kérnerleguminosen.

Diese MaRnahmen zielen auf den Erhalt der Bodenstruktur und auf die Kohlenstoff-speicherung in
landwirtschaftlichen Béden ab. Der Anbau von Leguminosen fordert die Bodenstruktur und ermég-
licht durch die Stickstofffixierung eine Einsparung von Mineraldiingern. Eine Quantifizierung der
Minderungspotenziale fiir den Klimaschutz dieser MaBnahmen wurde aufgrund der Komplexitat
bislang jedoch nicht vorgenommen.

Umsetzung

» Ausbau und Beibehaltung der Férderung des Okolandbaus und Ausweitung auf 20% Flichen-
anteil. Forderung solcher Systeme, die durch Tierhaltung, eine intensive Kreislaufwirtschaft
und durch Futterbau sowie Griinlanderhalt eine C-Bindung im Boden und eine Minimierung von
Futtermittelimporten gewdhrleisten.

» Forderung von Forschungsvorhaben zur Umsetzung, Etablierung und Optimierung ganzheitli-
cher landwirtschaftlicher Betriebe und Systeme

» Stdrkung der Zweiten Saule: Volle Umschichtung der 15% der Gelder von der ersten in die
zweite Sdule und gezielte Forderung von Agrarumweltmafinahmen mit Boden- und Klima-
schutzeffekten.
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4.6 Handlungsfeldiibergreifende Malnahmen

Eine treibhausgasneutrale Wirtschaft und Gesellschaft verlangt eine Transformation des Energiever-
sorgungs- und Energiekonsumsystems unter den Nebenbedingungen einer vorhandenen Energieinf-
rastruktur, Wirtschaftsstruktur und Lebenskultur, die ein soziales Kapital darstellen, das im Wesent-
lichen erhalten bleiben soll.

Neben sektoralen Maf3nahmen sind auch iibergreifende Ma3inahmen erforderlich, die sicherstellen,
dass iiber die verschiedenen Sektoren hinweg verzerrungsarm vor allem die volkswirtschaftlich kos-
tengiinstigen MafSnahmen gewihlt werden. Okonomische Instrumente, insbesondere die Energiebe-
steuerung, klimaschadliche Subventionen und der Emissionshandel pragen die 6konomischen Rah-
menbedingungen fiir den Such- und Findungsprozess fiir technische und soziale Innovationen, fiir
Investitionen in die erforderliche Infrastruktur, und ebenso fiir Standortentscheidungen der Wirt-
schaft sowie fiir Pfadentscheidungen mit Blick auf den individuellen Energiekonsum. Eine langfristig
orientierte Politik vermeidet Strukturbriiche, um gesellschaftliche Kosten zu begrenzen. Stabile Rah-
menbedingungen werden auch durch klare gesetzliche Regelungen, insbesondere gesetzlich veran-
kerte Klimaschutzziele geschaffen. Sie unterstiitzen auch die Bereitschaft von Investoren, Kapitalver-
waltern und auch Biirgern in den Klimaschutz zu investieren sowie die Bereitschaft der Biirger sich
fiir den Klimaschutz im 6ffentlichen und privaten Raum zu engagieren. Ubergreifende Instrumente
diirfen dabei nicht zu einer blo3en Verlagerung von THG-Emissionen (carbon leakage) fiithren. Ge-
rade die Einbettung der nationalen Politik in die européaische Klimaschutzpolitik (insbesondere den
Emissionshandel) erfordert eine angepasste Ausgestaltung, er6ffnet aber auch zusétzliche Spiel-
raume fiir nationale Maf3inahmen.

Die gegenwartige Gestaltung der 6konomischen Instrumente, die Transparenz von Klimarisiken bei
Kapitalgesellschaften, die gegenwartige rechtliche Verankerung von Klimaschutzzielen und die aktu-
ellen Rahmenbedingungen biirgerschaftlichen Engagements erfiillen ihre Potentiale fiir den Klima-
schutz noch nicht. Im Einzelnen werden folgende Mafinahmen und Instrumente vorgeschlagen.
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Abbildung 11:  Visualisierung der Schliisselmafnahmen und Umsetzungsschritte der handlungs-
feldiibergreifenden Maflnahmen
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Weiterentwicklung Emissionshandel

SchliisselmaBnahme mit iibergreifender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Der EU-Emissionshandel (EU-ETS) ist das zentrale europdische Klimaschutzinstrument und erfasst
den iiberwiegenden Teil der Emissionen in den Handlungsfeldern Energiewirtschaft (vgl. Ab-
schnitt 4.1) und Industrie (vgl. Abschnitt 4.2). Fiir die Realisierung der deutschen und européi-
schen THG-Minderungsziele ist ein starker EU-ETS damit von zentraler Bedeutung.

Mit dem Beschluss zur Einfiihrung der Marktstabilitdtsreserve (MSR) ist ein erster, wichtiger
Schritt zur Starkung des EU-ETS getan. Das kurz- und mittelfristig zu erwartende Preissignal des
EU-ETS wird aber voraussichtlich allein nicht geniigen, um insbesondere in der fossilen Stromer-
zeugung ausreichende Minderungsbeitrdge zu den nationalen THG-Zielen anzureizen. Daher muss
der EU-ETS auf europdischer Ebene konsequent weiterentwickelt und mit ambitionierten Obergren-
zen (Caps) ausgestattet werden. Flankierende nationale Klimaschutzinstrumente sollten so ausge-
staltetet werden, dass sie keine Verwerfungen im EU-ETS verursachen (vgl. Abschnitte 4.1 und
4.2). Insbesondere mit flankierenden Instrumenten einhergehende Nachfrageausfalle im EU-ETS
sollten entsprechend ihrer zusdtzlichen Emissionsminderung kompensiert werden, um eine
Schwiéchung der Anreizwirkung des EU-ETS zu verhindern (vgl. Abschnitt 3). Der vom BMWi im
Marz 2015 vorgeschlagene Klimabeitrag fiir die Stromerzeugung zeigt, wie sich der EU-ETS sinn-
voll um ein sektorspezifisches Instrument ergdnzen lief3e. Ferner sollte gepriift werden, ob liber
die MSR hinaus Moglichkeiten zur Kompensation flankierender, nationaler Instrumente innerhalb
des EU-ETS zu schaffen sind.

Umsetzung

» Méglichkeit zur Ambitionssteigerung im Emissionshandel verankern
Der Ratsbeschluss von Oktober 2014 zur europdischen Klima- und Energiepolitik fiir 2030 bie-
tet die Moglichkeit zur Anhebung des EU-weiten THG-Minderungsziels fiir 2030 (mind. 40 %
ggii. 1990). Im Rahmen des Paris Abkommens von Dezember 2015 wurde ein fiinfjahriger
Uberpriifungszyklus der nationalen freiwilligen Minderungsverpflichtungen (INDCs) festge-
schrieben. Eine Ambitionssteigerung sollte auch im EU-ETS verankert werden. Im Zuge der lau-
fenden Novellierung der EH-Richtlinie empfehlen wir der Bundesregierung sich dafiir einzuset-
zen, dass in der Richtlinie eine Moglichkeit zur Anhebung des linearen Kiirzungsfaktors (LKF)
verankert wird. Der LKF legt die jdhrliche Senkung des Cap im EU-ETS fest. Er soll ab 2021
2,2 % betragen. Eine Fortschreibung bis zum Jahr 2050 wiirde im EU-ETS lediglich zu einer Min-
derung von etwa 84 % ggii. 2005 fiihren. Laut Klima-Roadmap der Kommission sollten die
Emissionen der ETS-Sektoren bis 2050 jedoch um mindestens 90 % ggii. 2005 reduziert wer-
den, um zumindest eine EU-weite THG-Emissionsminderung von 80 % ggii. 1990 zu erreichen.
Bei einer 95 %-Minderung bis 2050 miisste der Beitrag der ETS-Sektoren daher héher ausfal-
len. Ein LKF von 2,2 % ist in keinem Fall ausreichend, um einen hinreichenden Beitrag der ETS-
Sektoren fiir die Absicherung der deutschen und europdischen Klimaschutzziele zu leisten.

» Ubertragung von Uberschiissen vermeiden
Eine Ausschiittung von Emissionsberechtigungen aus der MSR gefdhrdet die Erreichung der
mittel- und langfristigen Klimaziele, da hierdurch die kiinftig verfiigbaren Emissionsbudgets im
EU-ETS erh6ht wiirden. In der MSR gebundene Emissionsberechtigungen sollten daher in signi-
fikantem Umfang stillgelegt werden. Wir empfehlen, dass sich die Bundesregierung im Rahmen
der bis 2021 vorgesehenen Uberpriifung der MSR fiir eine anteilige Léschung von Uberschiis-
sen einsetzt. Dies starkt das Preissignal am Kohlenstoffmarkt und kann damit einen Beitrag zur
Erreichung der deutschen Klimaziele leisten.
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» Stdrker Minderungsanreize in den Industriesektoren setzen
Mit dem Ratsbeschluss vom Oktober 2014 vereinbarten die EU-Mitgliedstaaten fiir die Industri-
etatigkeiten im EU-ETS eine Fortschreibung der kostenlosen Zuteilung bis mindestens 2030
und die stdrkere Beriicksichtigung wechselnder Produktionsniveaus bei der Zuteilungshohe
(dynamische Allokation). Durch die Dynamisierung der Allokation wird das Opportunitatskos-
tenprinzip erheblich geschwacht, da fiir die Unternehmen Anreize verloren gehen, die CO2-Kos-
tenkomponente ihrer Produkte, auf ihre Kunden zu iiberwdlzen. Dies schiitzt einerseits effektiv
vor der Abwanderung von Produktionen und der damit verbundenen Emissionen in Lander
ohne strikte Klimaschutzregime (Carbon Leakage — CL). Andererseits gehen hierdurch auf den
Produktmdrkten Anreize zur Produktsubstitution verloren. Wir empfehlen daher, dass sich die
Bundesregierung bei der Novellierung der EHRL fiir eine starkere CL-Differenzierung bei der Zu-
teilung einsetzt, um so zumindest in den weniger CL-gefdhrdeten Branchen eine teilweise CO2-
Einpreisung zu ermdoglichen. Um mittelfristig starkere Minderungsanreize in den Industrietatig-
keiten zu setzen, sollte fiir den Zeitraum ab 2030 kritisch gepriift werden, welche Spielrdume
fuir eine weitere Reduzierung der kostenlosen Zuteilung bestehen.

58




UBA Position zum Klimaschutzplan 2050 der Bundesregierung - Beitrag zur Diskussion im Rahmen des Erstellungsprozesses

Weiterentwicklung Energiebesteuerung

SchliisselmaBnahme mit iibergreifender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Ein effektiver und effizienter Klimaschutz erfordert, dass der Ausstof3 von CO:ausreichend be-
preist wird. Eine weiterentwickelte Energiebesteuerung kann hierzu, insbesondere fiir die nicht
vom EU-ETS erfassten Bereiche, einen Beitrag leisten.

Die aktuelle Besteuerung von Energietrdgern bietet fiir die nicht vom EU-ETS erfassten Bereiche
Ansatzpunkte, Anreize fiir einen effizienteren Energieeinsatz zu setzen. Um die langfristigen Min-
derungsziele fiir THG-Emissionen effizient zu erreichen, sind jedoch analog zur Weiterentwicklung
des EU-ETS Anpassungen der Energiebesteuerung erforderlich, so dass sich der Preis fiir den Aus-
stof3 von CO2 an ambitionierten Zielszenarien fiir Deutschland und die EU orientiert. Zudem sollte
der Preis von CO2 sektoriibergreifend konsistent festgelegt werden — dabei ist zu beriicksichtigen,
dass die Energiebesteuerung neben dem Klimaschutz auch anderen Zielen dient. Deshalb ist es zu
begriien, dass die Bundesregierung in Folge der G7-Beschliisse von Elmau die Frage der CO2-Be-
preisung auch im internationalen Kontext vorantreibt.

Fiir eine effiziente Reduktion von THG-Emissionen ist es erforderlich, die Struktur der Energie-
steuer zu dndern. Derzeitig sind die Steuersdtze nicht nach einheitlichen, konsistenten Kriterien
bemessen. Energietrager mit einem hohen CO2-Gehalt werden teilweise erheblich geringer besteu-
ert als solche mit einem niedrigen CO2-Gehalt. Dies gilt z. B. fiir die Energiebesteuerung von Heizol
im Vergleich zu Gas. Daher ist eine Anderung erforderlich, die systematisch Anreize zur Senkung
der spezifischen CO2-Emissionen gibt. Hierfiir empfehlen wir, die Steuersdtze nach dem Energie-
und CO2-Gehalt der Energietrager zu bemessen. Eine solche Reform wiirde u.a. auch die steuerli-
che Begiinstigung von Diesel im Vergleich zu Ottokraftstoff aufheben. Sinnvoll wédre es auch, diese
Bemessungsgrundlage nach dem Energie- und CO2-Gehalt der Energietrdager in der EU-Energiesteu-
errichtlinie festzuschreiben. Ein dementsprechender Vorschlag von 2011 wurde jedoch nicht be-
schlossen.

Mittelfristig ist es notwendig, die Energiebesteuerung an aktuelle Entwicklungen wie der zuneh-
menden Energieeffizienz und der verstarkten Sektorkopplung, beispielsweise durch Elektromobili-
tdt, anzupassen. Um ungewollte Verteilungswirkungen zu vermeiden, sind ggf. flankierende Maf3-
nahmen sinnvoll.

Umsetzung

» Automatische, regelmdfiige Anpassung der Energiesteuer an die Inflation, da die Anreizwir-
kung der Okologische Steuerreform 1999 bis 2003 durch die Inflation inzwischen erheblich
abgenommen hat.

» Reform bestehender Ausnahmeregelungen von Unternehmen bei der Energiesteuer (zielgerich-
tete Begiinstigung der Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb stehen und durch die
Energiesteuer unzumutbar belastet wiirden, so dass ihre Existenz gefahrdet wére).

» Bemessungsgrundlage der Energiesteuer an dem Energie- und CO2-Gehalt der Energietrager
ausrichten.

» Ambitionierte Preise fiir den Ausstof3 von CO2 im Zusammenspiel mit anderen Instrumenten.

» Anpassung der Energiebesteuerung an zukiinftige Entwicklungen (Energieeffizienz, Elektromo-
bilitat)
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Abbau klimaschédlicher Subventionen

SchliisselmaBnahme mit iibergreifender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

In Deutschland gibt es zahlreiche Regelungen, die den Verbrauch oder die Gewinnung von fossi-
len Energietragern begiinstigen. Der Abbau oder die Reform dieser klimaschddlichen Subventio-
nen wiirde nicht nur das Klima, sondern auch die 6ffentlichen Kassen entlasten.

Im Jahr 2010 beliefen sich die umweltschddlichen Subventionen in Deutschland auf mehr als 52
Mrd. Euro, wobei ein Grof3teil der Subventionen direkt klimaschddliche Wirkungen entfaltet. Be-
trachtet man die Verteilung der analysierten Subventionen auf einzelne Sektoren, so stand der Ver-
kehr — insbesondere wegen der Steuerbefreiungen fiir den Luftverkehr — mit 24,2 Mrd. Euro an der
Spitze, gefolgt vom Bereich Energie mit 21,6 Mrd. Euro.

Klimaschadliche Subventionen belasten die 6ffentlichen Haushalte zum einen direkt durch Minder-
einnahmen oder Mehrausgaben, zum anderen aber auch indirekt, denn es entstehen Folgekosten
fiir den Staat durch die verursachten Klima- und Gesundheitsschadden. Sie verzerren zudem den
Wettbewerb zu Lasten klimafreundlicher Techniken und Produkte, so dass der Staat in erh6htem
MafRe klimagerechte Techniken und Produkte fordern muss, damit sie im Wettbewerb eine faire
Chance haben und sich im Markt durchsetzen kénnen. Der Abbau klimaschéddlicher Subventionen
entlastet somit nicht nur das Klima, sondern auch die 6ffentlichen Kassen in mehrfacher Hinsicht
Wir empfehlen, umgehend eine verbindliche Roadmap zum systematischen Abbau klimaschadli-
cher Subventionen zu erarbeiten und umzusetzen.

Dariiber hinaus empfehlen wir, auch Bemiihungen auf internationaler Ebene verstarkt zu unterstiit-
zen. Dies ist notwendig, da die Rahmenbedingungen einiger nationaler klimaschddlicher Subven-
tionen international oder auf EU-Ebene gedndert werden miissten, um einen Abbau zu erméglichen
(dies ist z. B. im Luftverkehr der Fall). Fiir internationale Aktivitdten gibt es bereits verschiedene
Ansatzpunkte:

» Das Kyoto-Protokoll fordert explizit die Abschaffung von Subventionen, die die Reduktion von
Treibhausgasen behindern.

» Im Rahmen der G20-Beschliisse in Pittsburgh im September 2009 verpflichteten sich die Re-
gierungschefs, Subventionen fiir fossile Energietrdger, die den verschwenderischen Verbrauch
fordern, mittelfristig auslaufen zu lassen.

» |m Abschlussdokument der Rio+20 Konferenz im Jahr 2012 steht das Bekenntnis zum Abbau
umweltschddlicher und ineffizienter Subventionen fiir fossile Energietrager.

» Die Abschlusserkldarung des G7-Gipfels in Elmau 2015 bekraftigt, dass die beteiligten Staaten
der Abschaffung ineffizienter Subventionen fiir fossile Brennstoffe verpflichtet bleiben.

Umsetzung

» Erarbeitung und Umsetzung einer verbindlichen Roadmap zum Abbau klimaschddlicher Sub-
ventionen.

» Im Energiesektor sollten vorrangig pauschale Ausnahmeregelungen fiir Unternehmen bei der
Energie- und Stromsteuer reduziert werden.

» Im Verkehrsbereich sollte die Energiesteuerbegiinstigung fiir Diesel, die Entfernungspauschale
und das Dienstwagenprivileg reformiert werden.

» Unterstiitzung von Aktivitdten zum Abbau klimaschddlicher Subventionen auf europdischer
und internationaler Ebene, insbesondere um dann die Subventionen fiir den Luftverkehr ab-
bauen zu kénnen.
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Finanzierungshemmnisse bei klimafreundlichen Investitionen abbauen

SchliisselmaBnahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Finanzwirtschaftliche Leistungsindikatoren miissen Finanzrisiken, welche aus Klimarisiken resul-
tieren (wie die sog. Carbon Bubble) addquat erfassen, so dass sie Eingang in das Risikomanage-
ment finden. Auch die Ausgestaltung der Klimaregulierung hat erheblichen Einfluss auf eine
volkswirtschaftlich effiziente Bewdltigung von Finanzierungsrisiken.

Ein grofRer Teil der bereits erkundeten fossilen Reserven darf nicht geférdert und verbrannt wer-
den, wenn die globale Erwdarmung langfristig auf 2 °C begrenzt werden soll. Trotzdem flief3t weiter-
hin der iiberwiegende Teil des weltweit investierten Kapitals entweder direkt in Unternehmen der
fossilen Energiebranche oder in solche Unternehmen, deren Produktion auf der Nutzung fossiler
Energietrager beruht. Dies fiihrt zur Entstehung der sog. ,,Carbon Bubble“. Einer der Griinde fiir de-
ren Entstehung ist, dass bis dato die Preise fiir fossile Energietrager geringer sind als deren ge-
samtgesellschaftliche Kosten, und dadurch die Renditen fiir Investitionen in fossile Energien oft-
mals hoher liegen als die von Investitionen in klimafreundliche Projekte.

Die Umsetzung der weiter oben genannten regulatorischen Instrumente zur Internalisierung exter-
ner Klimaeffekte (Emissionshandel, Energiebesteuerung, Abbau umweltschadlicher Subventionen)
hdtte eine Verlagerung von Kapitalstromen weg von klimaschadigenden hin zu klimafreundlichen
Aktivitaten zur Folge, und damit eine Verringerung des Ausstof3es von Treibhausgasen.

Eine solch ambitionierte Klimapolitik muss durch geeignete Praktiken und Regulierungen der Fi-
nanz- und Realwirtschaft flankiert und erméglicht werden. Eine wichtige Funktion kénnen dabei

Leistungsindikatoren in der Unternehmensberichterstattung, sowie Anforderungen an Risikoma-
nagement und Eigenkapitalunterlegung bei Banken und Versicherungen iibernehmen.

Daneben gewinnen Ausgestaltungsfragen des klimapolitischen Instrumenten-Mix an Bedeutung.
Sei es im Strommarktdesign, beim Ausschreibungsdesign von Forderansdtzen oder bei iiberlap-

penden Regulierungen: Uberall gilt es eine volkswirtschaftlich giinstige Finanzierbarkeit von Kli-
maschutzinvestitionen zu erreichen und vermeidbare regulatorische Risiken zu begrenzen.

Umsetzung

» Klima- und umweltbezogene Leistungsindikatoren verpflichtend berichten: Die Umlenkung
von Kapitalstromen hin zu klimafreundlichen Investitionsprojekten kann geférdert werden, in-
dem Unternehmen dazu verpflichtet werden, klima- und umweltbezogene Leistungsindikatoren
(key performance indicators, KPI) quantitativ, umfassend und standardisiert zu berichten. Dies
wiirde es Investoren und Kapitalverwaltern erleichtern, umweltbezogenen Risiken und Chan-
cen von Investitionen einzuschdtzen und ihre Anlageentscheidung (auch) daran auszurichten.

» Carbon Bubble Risiken im Risikomanagement und bei den Eigenkapitalanforderungen beriick-
sichtigen: Einen dhnlichen Effekt hdtte die Beriicksichtigung umweltbezogener KPI in den An-
forderungen an Risikomanagementsysteme und Eigenkapitalunterlegung bei Banken und Ver-
sicherungen. Das finanzielle Risiko, welches in Folge der,,Carbon Bubble* aus Anlagen in fos-
sile Energietrdger resultiert, wiirde bei entsprechenden Eigenkapitalanforderungen zu hohen
Kosten und damit zu einem Abzug von Kapital aus klimaschadlichen Anlagen fiihren.

» Finanzierung von Klimaschutz als Querschnittsaufgabe begreifen: Zu priifen ist, durch wel-
chen institutionellen und regulatorischen Rahmen die Beteiligung eines moglichst groRen Krei-
ses an Investoren bei der Finanzierung klimafreundlicher Projekte erreicht werden kann. Dazu
zahlt nicht zuletzt die Entwicklung innovativer Finanzierungsinstrumente, die es sowohl Unter-
nehmen als auch bspw. Kleinanlegern und Kommunen ermdéglichen, sich im Rahmen ihrer je-
weiligen Anforderungen und Méglichkeiten an klimafreundlichen Investitionen zu beteiligen.
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Zusammenfassendes Klimagesetz

SchliisselmaBnahme mit iibergreifender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Ein einheitliches, harmonisierendes Klimagesetz wiirde eine gute Orientierung und stabile Rah-
menbedingungen fiir die Politik, Gesetzgeber, Wirtschaft und Offentlichkeit zur Klimapolitik des
Bundes bieten und klare gesetzliche Regelungen, inshesondere gesetzlich verankerte Klima-
schutzziele schaffen sowie den Vollzug klimarelevanter Regelungen erleichtern.

Trotz wachsender Bedeutung ist das deutsche Klimaschutzrecht auf viele Einzelgesetze verteilt
und damit heterogen und uniibersichtlich. Die Weiterentwicklung, aber auch das Auffinden, An-
wenden und Vollziehen der Vorschriften wird hierdurch erschwert. Das UBA beflirwortet deshalb,
ein Klimagesetz zu schaffen. Ein solches Gesetz wiirde als ordnender Rahmen fungieren, welcher
auf das gesamte klimaschutzrelevante Fachrecht (z. B. Energierecht, Baurecht, Planungsrecht)
ausstrahlt. Inhalt des Gesetzes sollen allgemeine und {ibergreifende Vorschriften sein, die fiir alle
Klimaschutzregelungen Geltung haben — also auch fiir Regelungen aufierhalb eines Klimageset-
zes.

Ein Klimagesetz sollte — neben allgemeinen Grundédtzen - eine zeitlich gestaffelte, gesetzliche Fest-
legung von Klimaschutzzielen (als Reduktionsziele fiir Treibhausgasemissionen, ggf. auch sek-
torbezogen) umfassen, iiber deren Einhaltung die Bundesregierung regelmafiig berichten muss.
Dies wiirde eine verbindliche Orientierung fiir die Politik, Gesetzgeber und die Offentlichkeit sowie
Planungssicherheit fiir Investoren schaffen. In Zusammenarbeit mit Bundeslandern und Kommu-
nen kann der Bundesgesetzgeber auch Klimaschutzziele fiir Gebietskorperschaften festlegen. Das
Klimagesetz sollte Malnahmen fiir deren Umsetzung, Vorgaben fiir die Zielkontrolle und das Moni-
toring sowie fiir die Kommunikation der Ergebnisse des Monitorings umfassen. Es soll zudem ein
klimafreundliches Verwaltungshandeln auf allen Ebenen festschreiben (z. B. Klimaneutralitdt bis
zu einem bestimmten Zeitpunkt). Eine Verpflichtung, den Klimaschutzplan — unter Beteiligung der
Offentlichkeit — fortzuschreiben, soll auch in dem Klimagesetz verankert werden.

Da Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel zwei wichtige und komplementdre Sdulen der
Klimapolitik sind, sollte in einem Klimagesetz neben Klimaschutz auch die Anpassung an den Kli-
mawandel verankert werden. Risiken fiir nachteilige Auswirkungen des Klimawandels sind Reali-
tdt. Daher sollte ein deutsches Klimagesetz auch Anforderungen zur Anpassung an diese Risiken
beinhalten. Ein solches Gesetz konnte den Rahmen setzten fiir Strategien und Maflnahmen zur Kli-
mawandelanpassung — als klassische Querschnittsaufgabe fiir gemeinsame Anstrengungen von
Bund, Ldndern und Kommunen -, wiirde Orientierung fiir die Politik, Wirtschaft und die Offentlich-
keit schaffen, notwendige Reformen in anderen Umweltrechtsbereichen und in deren Vollzug — wie
Bau- und Planungsrecht — beférdern und Fehlinvestitionen in Infrastrukturen vorbeugen. Wichtiges
Ziel des Gesetzes sollte sein, dass verpflichtend vom Bund Strategien und Instrumente erarbeitet
werden, die darauf abzielen, die Verwundbarkeit natiirlicher, gesellschaftlicher und 6konomischer
Systeme zu vermindern. Die Umsetzung solcher Strategien und Instrumente sollte regelmafiig beo-
bachtet, evaluiert und iiber die Ergebnisse sollte berichtet werden.

Umsetzung

» Im Zuge der Verabschiedung des Klimaschutzplans 2050 sollte die Erarbeitung eines Klimage-
setzes angestof’en werden.
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Biirgerschaftliches Engagement

SchliisselmaBnahme mit flankierender Wirkung

Inhaltliche Beschreibung

Biirgerschaftliches Engagement ist essentiell fiir den Klimaschutz. Seine Potenziale werden bis-
her von der Klimaschutzpolitik nur unzureichend genutzt. Biirgerschaftliches Engagement muss
deshalb als eigenstandige Saule der Klimaschutzpolitik ausgebaut werden.

Biirgerschaftliches Engagement spielt schon heute beim Klimaschutz eine wichtige Rolle. Die Po-
tenziale des biirgerschaftlichen Engagements in seinen vielfdltigen Ausprdagungen sind aber bis-
her nur unzureichend als strategisches Element der nationalen Klimaschutzpolitik aufgegriffen
worden.3¢ Wahrend Klimaschutz im Alltag fiir immer mehr Biirgerinnen und Biirger ,,normal“ ist,
setzen sich bisher nur 2,8 % der Bevdlkerung gesellschaftsiibergreifend - z. B. durch Mitwirkung
an Projekten und Initiativen - fiir Belange des Klima- und Umweltschutzes ein (BMFSF) 2012).37 Fuir
eine Erh6hung dieses Anteils miissen die strukturellen Rahmenbedingungen zur Férderung des
biirgerschaftlichen Engagements gedndert werden. Es bedarf der Etablierung neuer institutioneller
Arrangements (z. B. durch die Schaffung zentraler Anlaufstellen zur Vernetzung, Aktivierung und
Koordination oder durch die Bereitstellung 6ffentlicher Raume und Ressourcen fiir Klimaschutzini-
tiativen), die biirgerschaftliches Engagement als eigenstdandige Saule der Klimaschutzpolitik aus-
bauen. Mit den vorhandenen Instrumenten — wie z. B. der Nationalen Klimaschutzinitiative und
Verbandeforderung — kdnnen erste Schritte in diese Richtung gestdrkt werden.

Umsetzung

Kurzfristig

» Erweiterung des Klimaschutzplans 2050 um eine ,,Strategie und Allianz des biirgerschaftlichen
Engagements fiir Klimaschutz*

» Schaffung einer zentralen Anlaufstelle zur ErschlieBung neuer gesellschaftlicher Kreise und
Bevdlkerungsteile, z. B. durch Schaffung eines landesweiten Netzwerks von Teilhabestruktu-
ren auf unterschiedlichen Ebenen

» Weiterentwicklung des bestehenden Forderinstrumentariums zum Aufbau notwendiger Rah-
menbedingungen und Infrastrukturen des biirgerschaftlichen Engagements

Mittelfristig

» Entwicklung und Institutionalisierung neuer Finanzierungsinstrumente und Kooperationsmo-
delle fiir das biirgerschaftliche Engagement, z. B. Innovationsfonds ,,Zivilgesellschaft und Kli-
maschutz®, um geeignete soziale Innovationen fiir mehr Klimaschutz voranzubringen

» Rechtliche/6konomische Besserstellung des biirgerschaftlichen Engagements im Spannungs-
feld zwischen Ehrenamt und Profession

» Stirkung und Aufwertung spezifischer Engagementformate (z. B. Freiwilliges Okologisches
Jahr) als Baustein fiir ein System von Angeboten des lebenslangen Engagements (professionel-
les Volunteering)
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Ziel dieses Positionspapiers ist es, aus dem derzeitigen Kenntnisstand des Umweltbundesamts die Rolle und
Perspektive von Power to Gas/Power to Liquid (PtG/PtL) in einem vollstindig regenerativen Energiesystem
einzuschéitzen und insbesondere die Herausforderungen bei der Integration und Weiterentwicklung dieser
Technik im laufenden Transformationsprozess in den nachsten Jahren zu benennen. Dabei wird auch der Ver-
gleich zu anderen Power to X-Optionen und deren Treibhausgasminderungswirkung dargestellt. Der geografi-
sche Fokus der Betrachtungen liegt dabei auf Deutschland, wohlwissend, dass eine vollstdndige regenerative
Energieversorgung Deutschlands insbesondere aus 6konomischen Griinden langfristig in eine internationale
Energiepolitik eingebettet sein muss.

Unsere zentralen Botschaften sind:

Um die bestehenden langfristigen deutschen Klimaschutzziele (Reduktion der Treibhausgase um 95 Prozent
gegeniiber 1990) sicher zu erreichen, ist eine regenerative treibhausgasneutrale Energieversorgung iiber
alle Sektoren und Anwendungen in Industrie, Haushalten und Verkehr notwendig. Zur Bestimmung, wann
und in welchem Maf3e PtG/PtL-Techniken notwendig und sinnvoll sind, ist eine ganzheitliche Betrachtung
des Energiesystems und seiner Entwicklung notwendig.

In einem Energiesystem, das ausschliefilich regenerative Energietrager nutzt und in dem gleichzeitig An-
baubiomasse nicht energetisch genutzt wird, miissen zur Erreichung eines 95-prozentigen Klimaschutzzie-
les auch der Warmebereich und der Verkehrssektor mit strombasierter Energie versorgt werden. Die kli-
mafreundliche Integration der neuen Verbraucher in das Gesamtenergiesystem sollte oberste Pramisse sein.

Nur durch die Nutzung von PtG/PtL besteht langfristig die Moglichkeit, eine vollstandige regenerative Ener-
gieversorgung ohne die energetische Nutzung von Anbaubiomasse zu realisieren. Die langfristige Verfiig-
barkeit der PtG/PtL-Technik ist daher von zentraler Bedeutung und muss bei der Gestaltung des Transfor-
mationsprozesses bedacht werden. (siehe Abschnitt 4, S.8)

Perspektivisch miissen die EE-Ausbauziele und die im Energiekonzept der Bundesregierung gesetzten
Stromeinsparziele so an die Integration der neuen zusatzlichen Stromverbraucher angepasst werden, dass
die Klimaschutzziele sicher erreicht werden. (siehe Abschnitt 6, S.13 ff)

Fiir eine regenerative, strombasierte Energieversorgung im Bereich Warme und fiir Teile des Verkehrsberei-
ches stehen bereits jetzt Techniken wie Power to Heat (PtH) und Elektromobilitét zur Verfiigung. Diese sind
marktreif, erzielen héhere CO,-Einsparungen pro kWh bereitgestellte Endenergie und sind zumindest kurz-
und mittelfristig kostengiinstiger als PtG/PtL. (siehe Abschnitt 6, S.13 ff)

Die derzeitigen EE-Uberschiisse reichen bei weitem nicht fiir den wirtschaftlichen Betrieb von PtG/PtL-An-
lagen aus. Unter den derzeitigen Rahmenbedingungen wiirde der Betrieb grofitechnischer PtG/PtL-Anlagen
in Deutschland daher zu einer héheren Auslastung der konventionellen Stromerzeugung und zur Verbesse-
rung der Wirtschaftlichkeit fossiler Kraftwerke fiihren. Dies wiirde faktisch einer Energiewandlung fossiler
Energietrédger zu Gas (Coal/Gas-to-Gas) oder fliissige Kraftstoffe (Coal/Gas to Liquid) gleichkommen. Die
CO,-Belastung der aus Strom erzeugten Brenn-, Roh- und Kraftstoffe wiirde ein Mehrfaches im Vergleich zur
direkten Nutzung der fossilen Energietrager betragen. Dies wiirde die Erreichung der Klimaschutzziele im
erheblichen Maf3e gefihrden und muss vermieden werden. Daher empfehlen wir, dass PtG/PtL-Anlagen in
den néchsten Jahren, insbesondere in Deutschland, nur dann grofitechnisch zum Einsatz kommen wenn
sie die Klimaschutzziele nicht gefdhrden. (siehe Abschnitt 6, S.13 ff)



Um eine hohere fossile Stromerzeugung zu vermeiden und die Erreichung der Klimaschutzziele zu gewadhr-
leisten, sollten PtG/PtL-Anlagen zur Bereitstellung von Brenn-, Roh- und Kraftstoffen nur Strom aus zusitz-
lichen erneuerbaren Energieanlagen beziehen. (siehe Abschnitt 6, S.13 ff)

Der rechtliche Rahmen fiir Steuern und Umlagen sollte so gesetzt werden, dass er Marktverzerrungen zwi-
schen Techniken zur Stromspeicherung und solchen zur Bereitstellung von Kraft-, Brenn- und Rohstoffen
verhindert, unter anderem indem er unterschiedliche Bedingungen fiir Anlagen als Speicherlésung und
solche als Stromverbraucher zur Bereitstellung von Brenn-, Roh- und Kraftstoffen setzt. (siehe Abschnitt 7,
S. 16 ff)

Wir empfehlen, in den nichsten Jahren die PtG/PtL-Technik mithilfe von Pilot- und Demonstrationsanla-
gen im energiewirtschaftlichen Maf3stab iiber alle Anwendungsbereiche hinweg weiterzuentwickeln. Es ist
sinnvoll, hierfiir Kriterien zu deren Férderwiirdigkeit zu entwickeln. Wir schlagen auf3erdem vor, bei der
Integration von PtG mit der Substitution der fossilen Wasserstoffwirtschaft zu beginnen. (siehe Abschnitt 7,
S. 16 ff)

Insbesondere im Flugverkehr, wo die International Civil Aviation Organisation (ICAO) sich das Ziel ge-

setzt hat, den Zuwachs des Flugverkehrs ab 2020 treibhausgasneutral zu gestalten, besteht dringender
Handlungsbedarf. Neben einer globalen marktbasierten Mafinahme verfolgt die ICAO derzeit als zentrale
Strategie zur Erreichung des treibhaugasneutralen Wachstums den Einsatz von Biokraftstoffen aus Anbau-
biomasse. Dies lehnen wir aus klima- und umweltpolitischen Griinden ab und sprechen uns im Flugverkehr
zur Erreichung der langfristigen Klimaschutzziele fiir PtL als Kraftstoff aus. Unseres Erachtens kann die
PtL-Technik als prinzipielle Alternative hierzu fiir den Zeithorizont 2020 jedoch nur einen kleinen Beitrag
leisten. Um zu verhindern, dass Anbaubiomasse mittelfristig im Flugverkehr genutzt wird, ist es dringend
notwendig Pilot- und Demonstrationsvorhaben zu fordern, eine Markteinfiihrung zu ermdéglichen und die
langfristige Verfiigbarkeit der Technik zu gewéhrleisten. (siehe Abschnitt 7, S.16 ff)

Wir empfehlen, bei der Integration von PtG schrittweise mit der Substitution der fossilen Wasserstoffwirt-
schaft, ggf. mit einer zeitnahen Fokussierung auf die Petrochemie, zu beginnen. Die regenerativen PtG/
PtL-Produkte konnen durch die Beimischung zu fossilen Brenn- und Kraftstoffen einen ersten Schritt hin zu
einem treibhausgasneutralen Verkehr darstellen. (siehe Abschnitt7, S.16 ff)

Wir empfehlen, eine Substitution fossilen Erdgases durch PtG-Methan zur Warmeversorgung in den nédchs-
ten Jahren nicht zu unterstiitzen, da dieser Pfad energetisch und im Hinblick auf die Substitutionswirkung
ineffizient ist. (sieche Abschnitt 4, S.9)

Generell sollten die iibergreifenden nationalen, europdischen und internationalen Rahmenbedingungen
vor allem im Klimaschutz weiterentwickelt werden, um der langfristigen hohen Bedeutung der PtG/PtL-
Technik in einer globalen regenerativen Energiewirtschaft gerecht zu werden. (siehe Abschnitte 2, S. 5 und
Abschnitt 7, S. 16 ff)



Fiir die Erreichung der Klimaschutzziele ist die
Umstrukturierung der Energieversorgung hin zu
einem nachhaltigen, umweltschonenden und treibh-
ausgasneutralen Gesamtenergiesystem von zentraler
Bedeutung.

Mit diesem Transformationsprozess sind gewichtige
Herausforderungen verbunden, wie z. B. technische
Entwicklungen, Anpassung der rechtlichen Rah-
menbedingungen oder Strategieentwicklungen auf
europdischer und internationaler Ebene.

In der Studie ,,Treibhausgasneutrales Deutschland im
Jahr 2050 hat das Umweltbundesamt gezeigt, dass
eine vollstdndige regenerative Energieversorgung
aller Anwendungsbereiche technisch méglich ist.! Es
wird dargestellt, dass die einzelnen Sektoren (Er-
zeugung und Verbraucher sowie die Anwendungen
Strom, Warme, Verkehr, Rohstoffe) zukiinftig in einer
bisher noch nicht dagewesenen Art und Weise mit
einander verkniipft werden. Eine zentrale Rolle haben
zukiinftig samtliche Power to X-Techniken, insbeson-
dere Power to Heat (PtH, direktelektrisch oder indi-
rekt mit z. B. Warmepumpen) und Power to Gas/Pow-
er to Liquid (PtG/PtL). Diese Techniken ermoglichen
als neue zusatzliche Stromverbraucher eine regene-
rative Energieversorgung aller Anwendungsbereiche.
Aufgrund dieser vielschichtigen Verkniipfungen ist
nur eine ganzheitliche konzeptionelle Betrachtung
der Energieversorgung sinnvoll, die auf die einzelnen
Bediirfnisse der Anwendungsbereiche aber auch auf
die klimafreundliche Umstrukturierung und Ausge-
staltung des Energiesystems an sich ausgerichtet ist.
Fiir das Umweltbundesamt spielen diese Techniken
somit eine Schliisselrolle.

Verkniipfungen zwischen den einzelnen Bereichen
bestehen im Energiesystem bereits seit langem, z. B.
Strom/Verkehr, Strom/Wéarme. Durch die starkere
Auspragung der Sektorkopplung in einem zukiinf-
tigen Energiesystem werden voraussichtlich auch
immer starker die gleichen Erzeugungstechniken,
gleichen Infrastrukturen und gleichen Importwege
genutzt. Vor diesem Hintergrund ist eine ganzheit-
liche Betrachtung und Strategieentwicklung fiir die
zukiinftige Energieversorgung notwendig. Im Trans-
formationsprozess ist jedoch zu beriicksichtigen, dass
in den verschiedenen Bereichen unterschiedliche

technische Optionen bestehen, die dariiber hinaus
unterschiedliche technische Entwicklungsstande und
Marktdurchdringungen sowie Emissionsminderungs-
potentiale aufweisen. Vor diesem Hintergrund sollte
die klimafreundliche Integration neuer Stromverbrau-
cher im Laufe des Transformationsprozesses prioritar
sein.

Die UBA-Studie zeigt, dass alle Anwendungsbereiche
mit der regenerativen Stromerzeugung (genau: Netto-
stromerzeugung) verbunden werden und die daraus
resultierenden grof3en Erzeugungskapazititen ins-
besondere aus 6konomischer Sicht aller Voraussicht
nach nicht inldndisch bereitgestellt werden. Vielmehr
miisste zur Erreichung globaler Klimaschutzziele ein
globaler Markt fiir regenerative Energietréager reali-
siert werden. Dabei wiirden die globalen Potentiale
regenerativer Quellen (Windenergie, Solarenergie,
Wasserkraft, Rest- und Abfallbiomasse und Geo-
thermie) in Abhdngigkeit ihrer Wirtschaftlichkeit
erschlossen werden. Fiir den Brenn-, Roh- und
Kraftstoffmarkt ist es von grof3er Bedeutung, dass
sich ein internationaler regenerativer Markt ent-
wickelt, da hier bereits heute in hohem Maf3e eine
landeriibergreifende Struktur besteht. Deutlich wird
dies im Verkehr, wo Verkehrstrager wie Flugzeuge,
Seeschiffe aber auch Fernverkehrs-Lkw international
auf vor Ort kompatible Infrastrukturen und Kraft-
stoffe angewiesen sind. Vor diesem Hintergrund wird
die internationale Dimension einer regenerativen
Gesamtenergieversorgung Deutschlands deutlich, die
neben den nationalen Strategien auch eine internatio-
nale Einbettung benoétigt. Eine wichtige Rolle bei den
strategischen Fragen zur Energieversorgung spielen
die Importabhangigkeit, die Diversifizierung der
Lieferlinder und Energiequellen sowie der Ausbau
internationaler Infrastrukturen.

Ziel dieses Papiers ist es, aus dem aktuellen Kenntnis-
stand des Umweltbundesamts die Rolle und Pers-
pektive von Power to Gas/Power to Liquid (PtG/PtL)
in einem vollstdndig regenerativen Energiesystem
einzuschéatzen und insbesondere die Herausforderun-
gen bei der Integration und Weiterentwicklung dieser
Technik im laufenden Transformationsprozess zu
benennen.



Unter Power to Gas (PtG) verstehen wir die Bereitstel-
lung von Wasserstoff sowie Methan und unter Power
to Liquid (PtL) die Bereitstellung fliissiger Kraftstoffe
mithilfe von Strom.

Ihnen gemeinsam ist die Wasserelektrolyse als erstem
technischem Schritt. Hierbei wird mit Strom Wasser
(H,0) in Wasserstoff (H,) und Sauerstoff (O,) gespal-
ten. Der bereitgestellte Wasserstoff kann direkt oder
als Speichermedium fiir energetische und stoffliche
Anwendungen genutzt werden. Dariiber hinaus kann
aus Wasserstoff in einer katalytischen Synthese - oder
in einer biologischen Synthese in Biogasanlagen - mit
Kohlendioxid (CO,) Methan erzeugt werden.

Zur Herstellung wird zunéchst ein Wasserstoff/
Kohlenmonoxid oder Wasserstoff/Kohlendioxid
-Gemisch erzeugt und in einer Synthese zu Kohlen-
wasserstoffen umgewandelt. Hierfiir stehen verschie-
dene Synthesen, z.B. die Fischer-Tropsch-Synthese

Abbildung 1

oder die Methanolsynthese zur Verfiigung. Bei der
Fischer-Tropsch-Synthese entsteht eine Mischung aus
verschiedenen langkettigen Kohlenwasserstoffen,
welche weiter aufbereitet werden muss. Die Metha-
nolsynthese verlauft bei moderaten Bedingungen und
besonders selektiv mit sehr hoher Produktreinheit.
Der energetische Wirkungsgrad der verschiedenen
Techniken nimmt dabei von Wasserstoff iiber Methan
hin zu den fliissigen Kraftstoffen ab.

Perspektivisch sind auch andere technische Lo-
sungen denkbar, um synthetische Energietrager
herzustellen, bei denen der Wasserstoff nicht an den
Kohlenstoff, sondern anderweitig gebunden wird. Das
kann u. a. die chemische Bindung des Wasserstoffs in
der etablierten Ammoniaksynthese sein. Eine andere
Moglichkeit, die sich derzeit im Demonstrationsstadi-
um befindet, besteht in der reversiblen Bindung des
Wasserstoffs in LOHC-Substanzen (Liquid Organic
Hydrogen Carriers).

Funktionsweise PtG und PtL

A
HzO

2H,0 «»2H,+0, AH=+571,8k]/mol

>
v
H.O
nCO+(2n+1)H, <> C,H,,,,+nH,0 [Alkane]

nCO+(2n)H, <> C,H,,+nH,0 [Alkene]
nCO+(2n)H, «» C,H,,,;OH+(n-1)H,0 [Alkohole]

Quelle: Umweltbundesamt 2016



Wie die UBA-Studie ,,Treibhausgasneutrales Deutsch-
land im Jahr 2050“ (THGND) zeigt, ist fiir die Errei-
chung von ambitionierten Klimaschutzzielen - also
einer Reduktion der THG-Emissionen bis 2050 um

95 Prozent gegeniiber 1990 - eine vollstandige rege-

nerative Energie- und Rohstoffversorgung notwendig.

Durch die Nutzung von PtG/PtL besteht die Moglich-
keit, solch eine vollstandige regenerative Versorgung
zu realisieren. Dariiber hinaus kann PtG/PtL mittel-
und langfristig den zunehmenden Konkurrenzdruck
auf die Biomassenutzung grundlegend entschérfen.
Daher ist die langfristige Verfiigbarkeit der PtG/PtL-
Technik entsprechend dieses Szenarios von zentraler
Bedeutung. Da die energetische Nutzung von An-
baubiomasse ausgeschlossen? wird (ebenso wie CCS
und Kernenergie) stellen PtG/PtL derzeit die einzige
Alternative fiir eine vollstandig treibhausgasneutrale
Energieversorgung dar.

Im THGND-Szenario gehen wir fiir Deutschland im
Jahr 2050 von einem Endenergiebedarf von rund

Tabelle 1

1600 TWh aus, der sich zu anndhernd gleichen Teilen
auf Strom, Methan und fliissige Kraftstoffe aufteilt
(siehe Tabelle 1). Hierfiir ist eine Nettostromerzeu-
gung' von rund 3000 TWh notwendig. Fiir die beno-
tigten Mengen stehen zwar prinzipiell ausreichend
nationale technische EE-Potentiale zur Verfiigung.
Wir gehen jedoch davon aus, dass die regenerativen
Brenn-, Roh- und Kraftstoffe an international giinsti-
gen Standorten fiir erneuerbare Energien erzeugt und
somit {iberwiegend importiert werden.

Durch die Nutzung von PtG/PtL ist im THGND-Szena-
rio der Bedarf an regenerativen Stromerzeugungsan-
lagen (Nettostromerzeugung) sehr hoch.

In einem laufenden Prozess wird die Studie ,,Treib-
hausgasneutrales Deutschland im Jahr 2050“ fort-
geschrieben. Dabei soll die Nutzung von Ressourcen
analysiert werden. Auch sollen die Pfade, die Not-
wendigen Ausbauten der Technologien in den Jahren
2030 und 2040, hergeleitet werden.

Endenergiebedarf im THGND-Szenario im Jahr 2050

Strom in TWh

regeneratives Methan

fliissige regenerative
Kraftstoffe in TWh

private Haushalte 104,7 44,5 ‘ 0
GHD 90,3 62,4 18,6
Industrie 179,7 198,8 0
Verkehr 91,1 0 : 533,3
Summe energetisch 465,8 305,7 551,9

1323,4
Industrie stofflich 282
ftt:)r;lf[ril:henergetlsch und 1605,4

Quelle: Umweltbundesamt 2014
Strom PtG mit Riickverstromung werden in Abhadngigkeit

Im Strombereich werden kurz- und mittelfristig vor
allem flexiblere fossile Kraftwerke, Lastmanagement,
insbesondere bei Grof3verbrauchern in der Industrie,
sowie nationaler und europaischer Netzausbau beno-
tigt. Kurz- und mittelfristig besteht vornehmlich ein
Bedarf an Kurzzeitspeichern. Langzeitspeicher wie

| Beriicksichtigung der Umwandlungs- und Transportverluste.

u. a. vom europdischen Netzausbau, der ErschlieBung
von Lastmanagement und der Flexibilisierung fossi-
ler Stromerzeugung ist nach jetzigem Kenntnisstand
erst bei einem sehr hohen Anteil (ca. 70 bis 80 Pro-
zent)? erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung
zur Systemstabilitdt bendtigt.



Generell werden in einem regenerativen Stromsystem
Kurzzeitspeicher zur Uberbriickung von stunden- und
tageweisen Erzeugungsdefiziten sowie zur Stabilisie-
rung des Stromsystems auf Grund der zu erwartenden
sehr steilen Erzeugungsflanken! der fluktuierenden
Energien und Langzeitspeichern zur Uberbriickung
von Einspeisedefiziten der regenerativen Energien
iiber mehrere Tage und Wochen bendtigt.

Waéarme

Fiir den Bereich der Warmeversorgung gilt es gene-
rell, das sehr hohe Einspar- und Effizienzpotential
schnell zu heben. Kurz- und mittelfristig gibt es in
der Raumwiarmeversorgung ausreichend regenerative
Alternativen zu PtG. Hier ist inshesondere Power to
Heat in Verbindung mit Warmepumpen und Solar-
thermie zu nennen. Wie die Abbildung 4 zeigt, ist
eine derzeitige Substitution fossilen Erdgases durch
PtG-Methan ineffizient (energetisch und im Hinblick
auf die Substitutionswirkung), so dass dies in den
nichsten Jahren nicht unterstiitzt werden sollte.

Abbildung 2

Im Hinblick auf eine klimafreundliche Warmever-
sorgung ist eine Integration von PtG in den nachsten
Jahren nicht zweckmafig. Langfristig hat PtG fiir
die regenerative Prozesswarmeversorgung eine sehr
grof3e Bedeutung.

Wie im THGND-Szenario gezeigt wird, spielt PtH
langfristig eine zentrale Rolle bei der Warmeversor-
gung. Dies betrifft nicht nur die Raumwéarmeversor-
gung, sondern auch die Prozesswarmeversorgung in
der Industrie, wo die direkte Nutzung von erneuer-
baren Strom durch Anderungen der Prozessfiihrung
ermoglicht werden kann. Dennoch wird PtG/PtL
langfristig zur Prozesswarmeversorgung in der Indus-
trie insbesondere zur Substitution von Prozessen mit
festen, fossilen Energietragern/Kohlenstofftragern
bendtigt. Wir empfehlen in diesem Kontext, kurz- und
mittelfristig iiberwiegend Forschungs- und Entwick-
lungsarbeit bei der Umgestaltung der Prozesswar-
meversorgung hin zu strombasierten Verfahren und
regenerativen gasférmigen Brennstoffen (erzeugt
durch PtG) zu fordern.

Uberblick fiir eine regenerative Wiarmeversorgung

Beispiel Beispiel Beispiel
Verbrennungsprozesse, Elektrokessel in zur Raumwdrmever-
insbesondere dort, wo Fernwdarmenetzen, sorgung in Gebduden,
eine C-Quelle notig Elektroschmelzofen, zur Bereitstellung von

Elektroheizer fiir Prozess-
warme in Industrie

Niedertemperaturwarme
in GHD und Industrie

Quelle: Umweltbundesamt 2016

1 Abhdngig von Wetter und Tageslauf konnen in kiirzester Zeit hohe Leistung von EE-Anlagen in oder auBer Betrieb gehen.



Verkehr

Auch fiir den Verkehr gilt es, den Endenergiever-
brauch durch Verkehrsvermeidung und -verlagerung
sowie durch Effizienzmafinahmen weiter zu reduzie-
ren. Um den Verkehr langfristig treibhausgasneutral
zu gestalten, ist neben dieser Verkehrswende (Ver-
meiden, Verlagern, Verbessern) auch eine Energie-
wende im Verkehr notwendig. Fiir den Verkehr stellt
zwar die direkte Nutzung des regenerativen Stroms
in Elektrofahrzeugen die energieeffizienteste Einsatz-
moglichkeit dar, in manchen Anwendungsfeldern ist
aber eine Elektrifizierung nicht moglich.

Zudem wird bei Elektrofahrzeugen zur Erzielung ho-
her Reichweiten ein zusétzlicher, regenerativ erzeug-
ter fliissiger oder gasformiger Energietrager benétigt
(z. B. bei Plug-in-Hybriden). Unter Beriicksichtigung
der eingeschriankten Verfiigbarkeiten von Rest- und
Abfallbiomasse wird daher PtG/PtL zur vollstindigen
regenerativen Energieversorgung des Verkehrs beno-
tigt.* Insbesondere fiir den Flugverkehr sind fliissige
regenerative Kraftstoffe notwendig. Diese kénnen mit
PtL bereitgestellt werden. Auch fiir den Schiffs- und
Straflengiiterfernverkehr erméglichen PtL und PtG
eine regenerative, treibhaugasneutrale Energieversor-
gung. Bei PKW, leichten Nutzfahrzeugen, Busse und
beim Strafiengiiternahverkehr wird dagegen voraus-
sichtlich die Elektromobilitat allein oder in Kombi-
nation mit PtG oder PtL eine zentrale Rolle spielen.
Insgesamt haben PtL und PtG (Methan) aus synthe-
tischer Produktion eine deutlich héhere Qualitit als
herkdmmliche Kraftstoffe auf Rohdélbasis. Das fiihrt
zu einer Entlastung der iiblichen Schadstoffminde-
rungstechnik (Katalysatoren, Partikelfilter).

Im Energiekonzept der Bundesregierung sowie durch
verschiedene EU-Richtlinien (z. B. national umgesetzt
im Biokraftstoffgesetz) sind kurz- und mittelfristige
sektorale Ziele festgelegt. Um die kurz- und mittelfris-
tigen EU-Ziele fiir das erneuerbare Endenergieziel®
und die Verringerung der Lebenszyklustreibhaus-
gasemissionen der Kraftstoffe® fiir das Jahr 2020 zu
erreichen, sind PtG/PtL-Kraftstoffe jedoch keine kurz-
fristig verfiigbare Alternative. Hierfiir konnen derzeit
weder die EE Strommengen (in Form von Uberschiis-
sen oder durch zusétzliche Anlagen) national bereit-
gestellt, noch die notwendigen PtG/PtL-Anlagen in
Deutschland kurzfristig errichtet werden. Besonderer
Handlungsbedarf besteht international derzeit beim

Flugverkehr. Die International Civil Aviation Orga-
nisation (ICAO) hat sich das Ziel gesetzt, den zusitz-
lichen Energiebedarf des wachsenden Flugverkehrs
ab 2020 treibhausgasneutral zu gestalten. Neben
einer globalen marktbasierten Mafinahme verfolgt
derzeit die ICAO als wesentliche Strategie zur Min-
derung der Treibhausgasemissionen den Einsatz von
Biokraftstoffen aus Anbaubiomasse. Dies lehnen wir
aus klima- und umweltpolitischen Griinden ab. Hier
konnte durch zusitzliche, hauptsidchlich internatio-
nale EE-Stromerzeugungskapazitiaten PtL-Kraftstoffe
produziert und den fossilen Treibstoffen mittelfristig
beigemischt werden.

Unabhéngig von dieser kurz- und mittelfristigen Per-
spektive haben fiir die regenerative Versorgung des
Verkehrs - neben der direkten Stromnutzung in Elek-
trofahrzeugen - PtG/PtL-Kraftstoffe langfristig eine
sehr grofie Bedeutung. Nahere Informationen sind in
der UBA-Studie ,,Treibhausgasneutrales Deutschland
im Jahr 2050*! sowie in der UBA-Vero6ffentlichung
,Klimaschutzbeitrag des Verkehrs — Notwendigkeit
und Realisierungsoptionen einer regenerativen Ener-
gieversorgung im Verkehr*’ zu finden.

Industrie

In diesem Bereich besteht keine dringende kurzfris-
tige Notwendigkeit zur Nutzung von strombasierten
regenerativen Rohstoffen in den nachsten Jahren zur
Erfiillung sektoraler Ziele. Langfristig hat PtG/PtL fiir
die Versorgung der chemischen Industrie mit regene-
rativen Rohstoffen und dem damit moglichen THG-
Minderungsbeitrag eine sehr grof3e Bedeutung, wie
im THGND-Szenario fiir das Jahr 2050 deutlich wird.!
Vor dem Hintergrund langfristiger Investitionen,
langen Zeitzyklen zur Erneuerung und Ertiichtigung
von Produktionsanlagen sind kurz- und mittelfristig
entsprechende Umstrukturierung der Produktions-
prozesse insbesondere zu verstirkter direkter Nut-
zung (Power to Heat) und indirekten Nutzung von
regenerativem Strom (PtG, PtL) zu adressieren.

Weiterhin konnen mit PtG/PtL regenerativ erzeugte
Ausgangsstoffe fiir die chemische Industrie bereit-
gestellt werden, so dass auch hier ein wesentlicher
Beitrag zur Reduzierung prozessbedingter Treibh-
ausgasemissionen geleistet werden kann. Durch die
Nutzung von PtG/PtL besteht auch in diesem Bereich
kein zwingender Bedarf, Biomasse zu verwenden.



Zurzeit ist keine wirtschaftliche Nutzung von PtG/
PtL-Anlagen in Deutschland méglich. Griinde dafiir
sind die hohen Investitions- und Betriebskosten
bedingt durch den derzeitigen Entwicklungsstand
und hohe Umwandlungsverluste sowie die geltenden
Rahmenbedingungen (z. B. Steuern und Umlagen).

Ein Uberblick iiber die derzeitigen Gestehungskosten
regenerativer Gase bei Variation der Strombezugskos-
ten und der Anlagenbetriebszeit ist in Abbildung 3
gegeben. Der obere Bereich eines Balkens stellt
kleine PtG-Anlagen, der untere grofie PtG-Anlagen
dar. Es wird deutlich, dass die Gestehungskosten

von durchgehend laufenden Anlagen selbst bei der
Grenzbetrachtung von ausnahmslos kostenlos zur
Verfiigung stehenden Strom um ein Mehrfaches iiber
konventionellen Brenn-, Roh- und Kraftstoffen liegen.
Dies gilt umso mehr und auch fiir Biogas, wenn man
fiir durchgehend laufende Anlagen Grofshandelsprei-
se von 5 Cent/kWh annimmt.™"

Abbildung 3

Eine wesentliche Ursache sind die hohen Umwand-
lungsverluste. Bei Wasserstoff sind diese deutlich
geringer als bei Methan. Die Abbildung 3 zeigt auch,
dass die Kosten stark steigen, wenn die Produkti-

on (von Wasserstoff oder Methan) nicht mit hoher
Auslastung iiber das ganze Jahr gefahren wird (Zahl
der Nutzungsstunden), sondern auf die Nutzung von
Stromiiberschiissen beschréankt bleibt. Derzeit auftre-
tende Uberschiisse sind auf relativ wenige Stunden
beschrankt. Dariiber hinaus werden sie sich durch
den Netzausbau in den ndchsten Jahren tendenziell
verringern.

Ein wichtiger Teil der Kosten wird durch die Héhe
staatlicher oder staatlich bestimmter Abgaben fiir
den Bezug von Strom und dariiber hinaus auch die
Abgaben fiir die in den PtG/PtL-Anlagen hergestell-
ten Produkten bestimmt.

Kostenvergleich von Power to Gas zu anderen Kraftstoffen®
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Generell werden PtG/PtL-Anlagen gemaf ihrer Nut-
zung in Stromspeicheranlagen einerseits und Letzt-
verbraucher zur Bereitstellung von Brenn-, Roh- und
Kraftstoffen andererseits unterschieden.

PtG-Stromspeicheranlagen sind derzeit — wie andere
Speicheranlagen (z. B. Pump-, Druckluftspeicher) —
von der EEG-Umlage und den Netzentgelten fiir den
Bezug des zu speichernden Stroms (einschliefilich der
Speicherverluste) befreit. In der Regel sind die derzeit
in Betrieb, Bau oder Planung befindlichen PtG-
Anlagen jedoch keine Stromspeicheranlagen. Es sind
Anlagen, die Brenn-, Roh- und Kraftstoffe fiir andere
Zwecke als die Riickverstromung bereitstellen oder
gar eine reine Wasserstofferzeugung und -anwendung
vornehmen.

Diese Anlagen miissen wie andere Letztverbraucher
von Strom sowohl Netzentgelte und Anschlusskosten
als auch EEG-Umlage zahlen, es sei denn, es handelt
sich um Eigenerzeuger/-verbraucher. Dies verringert
die Wirtschaftlichkeit von netzgekoppelten Anlagen
zur Bereitstellung von Brenn-, Roh- und Kraftstoffen
gegeniiber nichtnetzgekoppelten Anlagen. Lediglich
fiir PtG-Anlagen, die Wasserstoff und Methan weit
iiberwiegend aus erneuerbaren Energiequellen erzeu-
gen und in das Gasnetz einspeisen, gibt es Privilegie-
rungen bei Gasnetzanschluss-, Gasnetzzugangs- und
Gasnetzentgeltregelungen.

Die Endprodukte (Pt-Gase sowie Pt-Liquids) behan-
delt das Energiesteuerrecht bei Verwendung als Kraft-
oder Heizstoff wie , konventionelle“ Energietrager,

d. h. sie unterliegen der Energiesteuer. Sofern der zur
Erzeugung von PtG/PtL eingesetzte Kohlenstoff aus
emissionshandelspflichtigen Anlagen stammt, unter-
liegt dieser grundsatzlich den Berichts- und Abgabe-
pflichten des europdischen Emissionshandels.!V Dies
kann einen weiteren Kostenfaktor darstellen.

Die kiinftige Kostenentwicklung ist jedoch nicht

nur von den staatlichen oder staatlich bestimmten
Abgaben und den direkten Investitions- und Betriebs-
kosten abhingig sondern auch von vielen weiteren
Faktoren, etwa der globalen Nachfrage nach PtG/
PtL-Anlagen, die wiederum bestimmt wird durch die
weltweite Entwicklung der treibhausgasneutralen
Energieversorgung, den Entscheidungen beziiglich

der internationalen Energie- und Klimapolitik und
den daraus resultierenden Kohlenstoffpreisen, den
technischen Fortschritten bei PtG/PtL-Anlagen, der
Entwicklung der Strompreise, der Verfiigbarkeit von
Quellen konzentrierten Kohlendioxids u.v.m..

Es ist jedoch davon auszugehen, dass PtG/PtL auch
kurz- und mittelfristig héhere Kosten aufweisen als
effizientere Techniken zur Nutzung erneuerbarer
Energien (z. B. PtH, Elektromobilitit).

v Welcher Anlagenbetreiber Abgabepflichten zu erfiillen hat, hdngt von den rechtlichen und technischen Randbedingungen im Einzelfall ab.



Bei der Transformation des Energiesystems hin zu
einer nahezu vollstandigen regenerativen Versorgung
wird eine zunehmende Kopplung der einzelnen Ener-
giemdrkte bzw. Anwendungsbereiche durch verschie-
dene Techniken erfolgen.

Durch verstirkten Einsatz von PtH wird insbeson-
dere der Warmebereich stdrker mit dem Stromsektor
verkniipft. Durch Elektromobilitat erfolgt eine direkte
Kopplung des Stromsektors mit dem Verkehr. Lang-
fristig werden bei Nutzung von PtG/PtL dariiber
hinaus alle Energieméirkte (Strom, Warme und Kraft-
stoffe) sowie der Markt fiir regenerative Rohstoffe fiir
die chemische Industrie miteinander verbunden. Dies
stellt enorme Herausforderungen an die volkswirt-
schaftlich sinnvolle und klimafreundliche Ausgestal-
tung des Transformationsprozesses.

Zur Erreichung der Klimaschutzziele und fiir das
Voranschreiten des Klimaschutzes iiber die gesamte
Breite im Energiebereich wurden verschiedene politi-
sche Ziele in Europa und Deutschland definiert.

Wir empfehlen, die bestehenden und zukiinftigen
sektoralen Klimaschutzziele darauf auszurichten,
dass sie eine moglichst hohe Minderung der Ge-
samttreibhausgasemissionen und eine effektive
Nutzung regenerativer Energien bewirken.

Fiir eine teilweise regenerative, strombasierte Ener-
gieversorgung im Bereich Warme und Verkehr stehen
Techniken wie PtH und Elektromobilitdt bereits jetzt
marktreif zur Verfiigung, die gréf3ere CO,-Einsparun-
gen pro eingesetzter EE-Strommenge erméglichen
und kostengiinstiger als PtG/PtL sind. Somit sollten
insbesondere im Transformationsprozess kurz- und
mittelfristig prioritdr die Potentiale erschlossen wer-
den, welche mittels dieser energetisch effizienteren
Techniken versorgt werden kénnen.

Da jedoch PtG/PtL langfristig eine zentrale Rolle
in einem regenerativen, umweltschonenden und
nachhaltigen Energiesystem einnimmt, sollten in den

ndchsten Jahren Pilot- und Demonstrationsprojekte
iiber alle Anwendungsbereiche hinweg ermdéglicht
und geférdert werden.

Substitutionswirkung von neuen Stromver-
brauchern im Transformationsprozess

Der maximale Anteil erneuerbarer Energien an der
Stromversorgung in Deutschland lag im Jahr 2012 bei
60 Prozent. Auftretende Uberschiisse sind entweder
regional auf Netzengpdsse im Verteilnetz bei der
Aufnahme des Stroms aus Windenergie- und PV-
Anlagen oder auf Netzengpisse im Ubertragungsnetz
beim Transport von Nord nach Siid zuriickzufiihren.
Diese Situationen sind auf relativ wenige Stunden
beschrankt.V Durch den kurz- und mittelfristig abseh-
baren Netzausbau ist tendenziell mit einer Verringe-
rung von Engpasssituationen in den niachsten Jahren
zu rechnen. Daher ist die Verfiigbarkeit von regenera-
tivem Uberschussstrom fiir den Betrieb von PtG/PtL-
Anlagen derzeitig nicht gegeben.

In Deutschland wiirde eine zu friihe und zu intensive
Integration von PtG/PtL-Anlagen — iiber das Maf3 von
Demonstrations- und Pilotanalgen hinaus — zu einer
stdarkeren Auslastung fossiler (und bis 2022 auch aus
nuklearer) Stromerzeugung und erhéhtem Ausstof3
von Treibhausgasemissionen fiihren.

Die Beurteilung der Substitutionseffekte durch neue
zusitzliche Verbraucher aller Anwendungsbereiche
ist im hohen Maf3e vom Zeitpunkt der Stromnut-
zung abhdngig. Damit ist nicht nur der Zeithorizont
im Transformationsprozess gemeint, sondern auch
der unmittelbare Zeitpunkt. Die wissenschaftliche
Ermittlung der Treibhausgasminderungseffekte von
zusatzlichen Stromverbrauchern ist komplex. Dabei
sind auch die regulatorischen Rahmenbedingungen,
u. a. die Wirkmechanismen des Emissionshandels, zu
beriicksichtigen.

Um falsche Vorstellungen des Minderungseffektes
im Laufe des Transformationsprozess zu vermeiden,
wird vereinfachend davon ausgegangen, dass aus-

Vv Um diese Uberschiisse im Transformationsprozess zu verringern, sollte vorrangig die Erzeugung aus konventionellen Kraftwerken sowie von Biomasseanlagen einschlie-
lich der KWK-Anlagen flexibilisiert und der Bedarf an netztechnisch erforderlicher Mindesterzeugung aus konventionellen Kraftwerken gesenkt werden. Generell sollte die
Stromnachfrage durch die Nutzung von Lastmanagement von vorhandenen Verbrauchern flexibilisiert werden.



schlief3lich regenerativer Strom genutzt wird. Damit
konnen folgende Aussagen zur technikbezogenen
Substitutionswirkung neuer Stromverbraucher getrof-
fen werden (siehe Abbildung 4):

Die Integration neuer zuséatzlicher Verbraucher im
Bereich Warme mittels Power to Heat (indirekt —
Wirmepumpen oder direktelektrisch) bietet das
beste Substitutionsverhaltnis''. Im Falle der War-
mepumpe konnen mit Hilfe 1 kWh regenerativen
Stroms etwa 3,3 kWh Erdgas eingespart werden.
Dariiber hinaus besteht {iber PtH die Moglichkeit
insbesondere die Grofiverbraucher in der Industrie
im Rahmen von Lastmanagement einzubinden
und damit die Integration der EE zu unterstiitzen.

Abbildung 4

Im Bereich Verkehr wird das gréf3te Substituti-
onsverhaltnis durch die direkte Stromnutzung
(Elektromobilitit) erreicht. Auch hier kénnen
Synergieeffekte mit Hilfe von Lastmanagement zur
Integration der EE genutzt werden. Dieses Potenti-
al ist jedoch auf einige Verkehrstrager begrenzt.
Hinsichtlich PtG/PtL wird das gr6f3te Substi-
tutionspotential aufgrund der energetischen
Wirkungsgrade bei der Substitution der fossilen
Wasserstofferzeugung erreicht.

Zur Erreichung der Klimaschutzziele, ist es sinn-
voll Techniken mit hohem Substitutionspotential
im Laufe des Transformationsprozesses’" friih-
zeitiger in die Stromversorgung zu integrieren als
Techniken mit geringerem Substitutionspotential.

Substitutionswirkung""" durch PtH, PtG und PtL*

Nutzung regenerativer Strom Substitution fossiler Bereitstellung
regenerative Bereitstellung fossile Einsparung Substitutions-
Technik bereitgestellte End-/Nutzenergie | Technik Input (rund) verhgltnis
1 kWh PtH 3,3 kWh 3,3 kWh Brennwert- 3,14 kWh - A ittel
, mitte
reg. Strom Wdrmepumpe Wadrme Warme kessel (105 %) Erdgas
1 kWh PtH 0,95 kWh 0,95 kWh Brennwert- 0,91 kWh Lo
. . . . 0,91 niedrig U
reg. Strom : direktelektrisch Wirme Wérme kessel (105 %) Erdgas
1 kWh PtG-H, 0,74 kWh 0,74 kWh Dampfreforming | 0,87 kWh e hoch O
reg. Strom ' stofflich Wasserstoff Wasserstoff (85,2 %) Erdgas ’
1 kWh 0,58 kWh 0,58 kWh 0,58 kWh
PtG - CH, 0,58 sehr hoch
reg. Strom Methan Methan Erdgas
1 kWh 0,5 kWh 0,5 kWh 0,5 kWh
PtL ‘ ¢ 0,5 sehr hoch 0
reg. Strom fl. Kraftstoff fl. Kraftstoff fl. Kraftstoff

Bei ganzheitlicher Analyse des Stromversorgungssys-
tems ist unter den aktuellen Rahmenbedingungen fiir
netzgekoppelte* PtG/PtL-Anlagen in Deutschland da-
von auszugehen, dass diese zu einer héheren fossilen
Stromerzeugung fithren. Damit wiare das in PtG-Anla-
gen erzeugte Gas faktisch ein ,,Coal-to-Gas/Liquid“*!
oder ,,Gas-to-Gas/Liquid“*" mit einem Wirkungsgrad
weit unter 50 Prozent und wiirde eine mehrfach
hohere CO,-Emissionen als die direkte Nutzung von
fossilem Erdgas verursachen. Derzeit planen Anla-

Quelle: Umweltbundesamt 2016

genbetreiber meist Bérsenstrom zu nutzen und diesen
mit dem Kauf von EE-Zertifikaten zu ,,veredeln®. Auf
die Stromproduktion aus fossilen Kraftwerken hat
dies allerdings keinen Effekt.

Um eine hohere fossile Stromerzeugung zu vermeiden
und die Erreichung der Klimaschutzziele zu gewahr-
leisten, sollten PtG/PtL-Anlagen zur Bereitstellung
von Brenn-, Roh- und Kraftstoffen nur Strom aus
zusatzlichen erneuerbaren Energieanlagen beziehen.

Vi Als Substitutionsverhdltnis wird das Verhéltnis von eingesparter fossiler Energie zu eingesetztem regenerativem Strom zur Bereitstellung der gleichen Energiemenge
bezeichnet. Zum besseren Verstdndnis ein einfaches Beispiel: zur Bereitstellung von 1 kWh fliissigem Kraftstoff werden grob 2 kWh regenerativer Strom gegeniiber 1 kWh

fossil bendtigt. Das Substitutionsverhdltnis liegt also bei 0,5.

VIl Also auch schon bei geringerem EE-Anteil in der Stromerzeugung (unter 80 Prozent - grobe Ndherung, Wert ist modelltechnisch nicht verifiziert).

VIl Ingrober Ndherung.

IX Die Einordnung der Kosten basiert auf einer qualitativen Einschdtzung von Investitionskosten pro installiertem kW.

X Anschluss ans Netz der Allgemeinen Versorgung.

X1 Hierbeiist zu bemerken, dass die CO2-Belastung bei der direkten Umwandlung von Kohle zu Gas ohne den Umweg der Stromerzeugung deutlich niedriger ist.

XIl  Bedeutet: Verstromung des Brennstoffes mit einer anschlieBenden Elektrolyse und Synthese.



Sollten PtG/PtL-Anlagen geférdert werden, muss
sichergestellt sein, dass hierfiir ein tatsdchlicher zu-
sdtzlicher Ausbau erneuerbarer Energien erfolgt. Die
EE-Ausbauziele miissten entsprechend angehoben
werden.

Um unter den derzeitigen Rahmenbedingungen eine
hohere fossile Stromerzeugung zu vermeiden, sollten
geforderte PtG/PtL-Anlagen zur Bereitstellung von
Brenn-, Roh- und Kraftstoffen nur durch zusétzliche
erneuerbare Energieanlagen versorgt werden. Ande-
renfalls wiirden die CO,-Emissionen aus der Stromer-
zeugung steigen und die Erreichung der Klimaschutz-
ziele wire gefihrdet.

Dies kann auch erreicht werden durch Nutzung nicht
netzgekoppelter Anlagen. Zwar ist dann die effizi-
enteste Nutzung (direkte Substitution von fossilen
Energietrdgern durch eine zusétzliche EE-Anlage)

fiir diese EE-Anlagen nicht mehr gegeben, die PtG/
PtL-Anlage verursacht dann jedoch keine zusitzliche
fossile Stromerzeugung. Fiir die Wirtschaftlichkeit
der PtG-Anlage ist eine hohe Auslastung entschei-
dend. Allerdings konnen entsprechend konzipierte
Schwachwindanlagen in Norddeutschland auch ca.
4,000 Vollaststunden erreichen. An guten Standorten
konnen nichtnetzgekoppelte Anlagen wirtschaftli-
cher sein als netzgekoppelte Anlagen, da Kosten fiir
den Netzanschluss, die Netznutzungsentgelte sowie
die EEG-Umlage entfallen. Zudem kénnen ausldndi-
sche Standorte genutzt werden, an denen sich deut-
lich hohere Ertrage bzw. diese mit niedrigeren Kosten
als in Deutschland erzielen lassen.

Mittel- und Langfristig ist selbstverstandlich eine
gemeinsam genutzte Infrastruktur fundamental.
Hierfiir sind entsprechende politische Weichenstel-
lungen notwendig, die die neuen Stromverbraucher
beriicksichtigen und damit gewéahrleisten, dass auch
andere Anwendungsbereiche mit regenerativem
Strom klimafreundlicher ausgebaut werden konnen.

Perspektivisch halten wir es fiir notwendig, die EE-
Ausbauziele nicht ausschliefllich unter Beriicksichti-
gung des bisherigen klassischen Strombereiches fest-
zulegen. Es ist eine Anpassung notwendig, die neue
Stromverbraucher im Sinne einer volkswirtschaftlich
sinnvollen und klimafreundlichen Ausgestaltung des
Transformationsprozesses iiber alle Anwendungsbe-
reiche hinweg besser integriert.

Kohlenstoffquelle fiir PtG/PtL-Anlagen

Bei der Bereitstellung von strombasiertem regenera-
tivem Methan/Methanol und hoheren Kohlenwasser-
stoffen ist eine Kohlenstoffquelle notwendig.

Es stehen verschiedenen Kohlenstoffquellen zur
Verfiigung:

Zum einen kann biogenes CO, aus regenerativen
Prozessen genutzt werden, etwa durch Kopplung
mit Biogasanlagen. Die aus Umweltgriinden auf
Rest- und Abfallstoffe auszurichtende energetische
Biomassenutzung kann mittel- und langfristig die
Verfiigbarkeit von biogenem CO, stark einschran-
ken.’

Zum anderen die Nutzung von CO, aus fossilen
Verbrennungsprozessen oder Industrieprozessen.
Dieses CO, ist weder regenerativ erzeugt noch
treibhausgasneutral, es wiirde aber zumindest
doppelt genutzt werden. Die CO,-Quelle bzw. der
Anteil von CO, im Trdgergasstrom von z. B. Rauch-
gas beeinflusst wesentlich die energetischen
Aufwendungen und damit die Gesamteffizienz so-
wie die anfallenden Kosten. Die Kombination mit
fossilen Kraftwerken oder industriellen Prozes-
sen als CO,-Quelle ist eine aus technischer Sicht
sinnvolle Option und im Transformationsprozess
unter Umstidnden eine zur Entwicklung der PtG/
PtL-Technik effektive Kombination. Die technisch
sinnvolle Nutzung von CO, aus fossilen Quellen
darf jedoch keine Pfadabhidngigkeit suggerieren,
eine hohere Auslastung fossiler Stromerzeugung
begriinden und damit das Erreichen der Klima-
schutzziele gefahrden. Energetisch vorteilhaft ist
die Nutzung von Oxyfuelverfahren (Verbrennung
mit reinem Sauerstoff), die in Deutschland in
manchen Industriebranchenprozessen eingesetzt
werden. Bei der Verbrennung entsteht fast reines
CO,, das die Aufbereitung des Abgasstromes weni-
ger aufwandig macht als bei der Verbrennung mit
Luftsauerstoff.

Auch die Atmosphére kann als mégliche CO,-
Quelle dienen. Der hierfiir notwendige Energiebe-
darf muss dabei in die Gesamtbilanz eingerechnet
werden. So ist zum Beispiel im Vergleich zur
CO,-Abscheidung aus Abgasen von Oxyfuelver-
brennungsprozessen ein Mehrfaches an Energie
notwendig.



Generell empfehlen wir, regenerative CO,-Strome aus
stationdren Verbrennungen mit PtG/PtL-Anlagen

zu verkniipfen. Da allerdings die Produktion und

der Verbrauch von Methan iiblicherweise ortlich
getrennt sind und weiterhin ein grof3er Anteil davon
im Verkehr verbraucht wird (diffuse, nichtstationare
Quellen), ist dieses Ziel in der Praxis nur schwie-

rig erreichbar. Langfristig ist davon auszugehen,
dass — auch bei Realisierung oben genannter CO,-
Riickfiihrung aus Verbrennungsprozessen — nur iiber
Luftzerlegung aus der Atmosphére ausreichend CO,

Wir empfehlen, fiir die Erreichung der Klimaschutz-
ziele Techniken mit hohem Substitutionspotential im
Laufe des Transformationsprozesses*!! frithzeitiger in
die Stromversorgung zu integrieren als Techniken mit
geringerem Substitutionspotential (siehe Abschnitt
Substitutionswirkung von neuen Stromverbrauchern
im Transformationsprozess, S.13 ff).

Um eine nahezu treibhausgasneutrale Volkswirt-
schaft zu realisieren ist es notwendig, PtG/PtL
sektoriibergreifend verfiighar und wettbewerbsfiahig
zu machen. Hierfiir werden schon in den ndchsten
Jahren Pilot- und Demonstrationsanlagen gebraucht,
um Lernkurveneffekte zu erzielen, Wissenstransfer
zu gewdahrleisten und die erforderliche technische
Weiterentwicklung anzuregen.

Entsprechend empfehlen wir, in den néchsten Jahren
die Forschung und Weiterentwicklung der Technik
voranzutreiben. Hierzu sind innovative Pilotprojekte
und Demonstrationsanlagen im energiewirtschaftli-
chen Maf3stab fiir alle Anwendungsbereiche von PtG/
PtL notwendig. Neben der PtG/PtL-Anlagentechnik
sollten auch die verschiedenen Anwendungsbereiche
weiter beforscht und entwickelt werden.

Die Forderung sollte in den ndchsten Jahren auf
Demonstrationsvorhaben von zuséatzlicher erneuer-
bar erzeugter Energie gespeisten Anlagen auf eine
deutschlandweit installierte Leistung von insgesamt
bis zu 500 MW beschrankt bleiben. Eine zu starke in-
landische Konkurrenz bei der Erschliefiung giinstiger
EE-Standorte fiir direkte Stromnutzung wird dadurch

bereitgestellt und der Kohlenstoffkreislauf geschlos-
sen werden kann.

In diesem Zusammenhang wird auf den Vorteil der
direkten Nutzung von Wasserstoff hingewiesen: auf
eine CO,-Quelle und die damit verbundenen zusétzli-
chen Energieverbrauche kann verzichtet werden. Der
Strombedarf fiir seine Erzeugung ist deutlich geringer
als fiir Methan oder fliissige Kraftstoffe. Daher ist es
sinnvoll in einigen Anwendungsbereichen, verstarkt
Wasserstoff direkt als Energietrdger einzusetzen.

vermieden. Aus Umwelt- und Klimaschutzgriinden
sollten weitere Forderkriterien vorgegeben werden.
Strom sollte nur aus erneuerbaren Energiequellen
bezogen und durch PtG/PtL-Anlagen keine zusétzli-
che fossile Stromerzeugung verursacht werden (siehe
Absatz Substitutionswirkung von neuen Stromver-
brauchern im Transformationsprozess, S.13 ff).

Dariiber hinaus sollten weitere Forderbedingungen
formuliert werden, die sich auf die Verkniipfung von
Stoff- und Energiestromen mit der Industrie, die Stei-
gerung von Effizienz, die Flexibilisierung von einzel-
nen Anlagenteilen oder die Verbindung mit diversen
Anwendungstechniken beziehen.

Ein entscheidender Vorteil von Energietragern, die
iiber Elektrolyse und weitere Synthesen erzeugt wur-
den gegeniiber Strom ist, dass sie besser speicherbar
und leichter zu transportieren sind. Daher ist es sinn-
voll, hierfiir vor allem an giinstigen EE-Standorten
im Ausland Erzeugungskapazititen in einem Umfang
aufzubauen, der es z. B. ermdglicht, den Verkehrs-
sektor (insbesondere den See- und Flugverkehr)*'V zu
dekarbonisieren.

Eine umfassende und iiber Demonstrationsanlagen
hinausgehende Férderung inldndischer PtG/PtL-An-
lagen ist wegen vergleichsweise teurer EE-Potentiale
in Deutschland derzeitig nicht zielfiihrend. Vielmehr
betonen wir, dass gegeniiber Deutschland bereits
heute Regionen im Ausland mit sehr hohem Anteil
regenerativer Energien an der Stromversorgung exis-
tieren. Besonders bei einer erweiterten Betrachtung

XIIl  Also auch schon bei geringerem EE-Anteil in der Stromerzeugung (unter 80 Prozent - grobe Ndherung, Wert ist modelltechnisch nicht verifiziert
XIV  Siehe auch UBA (2015): ,,Klimaschutzbeitrag des Verkehrs — Notwendigkeit und Realisierungsoptionen einer regenerativen Energieversorgung im Verkehr“, Dessau-Rof3lau.



globaler Wirtschaftsvernetzungen und internationa-
ler Energiestrategien sind diese Standorte besonders
geeignet, zeitnah eigene PtG/PtL-Kapazititen aufzu-
bauen.

Die deutsche Forderpolitik sollte dem Rechnung
tragen und durch einen gezielten Einsatz von For-
dermitteln fiir Forschung und Entwicklung sowie
der Forderung von Demonstrationsanlagen Lernpo-
tentiale vor allem im Bereich Learning-by-doing und
Learning-by-using adressieren.XV

Es sind internationale Strategien zur Umstruktu-
rierung der Energieversorgung zu entwickeln, um
den globalen Herausforderungen zum Klimawandel
entgegen zu treten. Dabei kann auch PtG/PtL eine
zentrale Rolle fiir die regenerative globale Versorgung
von Brenn-, Kraft- und Rohstoffen und fiir einen inter-
nationalen regenerativen Energiemarkt darstellen.

Schrittweise Integration in bestehende
Strukturen

Um sektorale mittelfristige Klimaschutzziele kon-
sequent zu erreichen und parallel dazu einzelne
Wirtschaftsbereiche weiter zu entwickeln, kann eine
erhohte Nachfrage an regenerativen strombasierten
Brenn-, Roh- und Kraftstoffen entstehen. Dies betrifft
insbesondere den Verkehr und die chemische Indus-
trie. So hat sich zum Beispiel die International Civil
Aviation Organisation (ICAO) das Ziel gesetzt, den
zusatzlichen Energiebedarf des wachsenden Flugver-
kehrs ab 2020 treibhausgasneutral zu gestalten. Der-
zeit verfolgt die ICAO fiir das global prognostizierte
Wachstum des Flugverkehrs als wesentliche Strategie
neben einer globalen marktbasierten Maf3inahme
den Einsatz von Biokraftstoffen aus Anbaubiomasse.
Dies lehnen wir aus klima- und umweltpolitischen
Griinden ab. Damit besteht in diesem Bereich drin-
gender Handlungsbedarf. Unseres Erachtens kann
die PtL-Technik als prinzipielle Alternative hierzu
fiir den Zeithorizont 2020 jedoch nur einen kleinen
Beitrag leisten.

Wir halten es generell fiir notwendig, der ganzheit-
lichen langfristigen Bedeutung der PtG/PtL-Technik
gerecht zu werden. Wir schlagen vor, bei der Integra-
tion von PtG mit der Substitution der fossilen Wasser-
stoffwirtschaft zu beginnen, ggf. mit einer zeitnahen

Fokussierung der Substitution fossiler Wasserstoff-
wirtschaft in der Petrochemie.

Fiir die kurz- und mittelfristige Minderung der Treib-
hausgasemissionen von Kraftstoffen, inshesondere
Emissionen die bei der Kraftstoffherstellung anfal-
len, sollten auch die Potentiale jetziger Techniken in
Verbindung mit PtG/PtL beriicksichtigt werden. Das
bedeutet konkret, dass bei der speziellen Integration
von PtG/PtL im Verkehrsbereich insbesondere die
Petrochemie konzeptionell zu beriicksichtigen ist.
Hier ist im besonderen Mafie die Integration von PtG
gegeben. Bei nahezu jedem Raffinerieprozess be-
steht Bedarf an Wasserstoff. Dieser wird sowohl zur
Entschwefelung der einzelnen Fraktionen (Kerosin,
Diesel und Benzin), als auch zum Hydrocracken —
also Aufspalten von langkettigen Kohlenwasserstof-
fen (z. B. Wachse) in kiirzerkettige Kohlenwasserstoffe
(z. B. Kerosin) — benétigt.

Bei der kurzfristigen Integration von PtG {iberwiegen
Vorteile der direkten Substitution fossilen Wasser-
stoffs in der chemischen Industrie (also auch Petro-
chemie). Hier konnen effektive Minderungsbeitrige
technisch leicht erschlossen werden. Die existierende
Gasinfrastruktur sowie seit Jahrzehnten vorhande-
nes Know-how im Umgang mit dem Medium bilden
dafiir eine solide Ausgangsbasis. Aus der verstarkten
Nutzung dieser Technik im Transformationspro-

zess ergebend sich Synergie- und Lerneffekte, die
eine Weiterentwicklung und breite Anwendung von
PtG/PtL unterstiitzen. Unter der Voraussetzung der
ausschliefllichen Nutzung von regenerativem Strom
konnten mit aktuellem Stand der Technik ca. 5,8 Mio.
Tonnen CO, pro Jahr in Deutschland eingespart wer-
den.®

Bei der schrittweisen Integration der regenerativen
Wasserstofferzeugung in bestehende Strukturen
kann nur ein Anteil der Treibhausgasemissionen der
Kraftstoffbereitstellung substituiert werden. Ent-
sprechend der UN-Regeln zur internationalen Klima-
berichterstattung wiirden diese Minderungen der
Quellgruppe Industrieprozesse zugeordnet. Bei der
im Verkehr fachlich sinnvollen integrierten Betrach-
tung der Potentiale (Well-to-Wheel) wiirden damit die
Minderungen bei der Kraftstoffherstellung beriick-
sichtigt werden. Konkret bedeutet dass, das durch die

XV Fiireine ausfiihrliche Diskussion zu Lernkurveneffekten vergleiche (PIK 2012) Kosten des Ausbaus erneuerbarer Energien: Eine Metaanalyse von Szenarien.



Nutzung von regenerativ erzeugtem Wasserstoff die
Treibhausgasemissionen der Kraftstoffe also auch der
Flugtreibstoffe reduziert werden.

Um zu verhindern, dass Anbaubiomasse mittelfristig
im Flugverkehr genutzt wird ist es notwendig Pilot-
und Demonstrationsvorhaben zu férdern, eine Markt-
einfiihrung der PtL-Technik zu ermo6glichen und die
langfristige Verfiigharkeit der Technik zur treibhaus-
gasneutralen Gesamtversorgung des Flugverkehrs zu
gewdhrleisten. Auch hier wire in einem ersten Schritt
die Beimischung zum fossilen Flugtreibstoff realisier-
bar.

Dariiber hinaus halten wir es im Verkehrsbereich fiir
notwendig, — wo immer moglich — den regenerativ
erzeugten Strom direkt zu nutzen (z. B. Elektromobili-
tat, Oberleitungs-Lkw), da dies der energieeffizientes-
te und 6konomischste Weg darstellt. Ebenso sollten
auch bestehende Antriebstechniken optimiert und
die PtL-Technik selbst fiir spezifische verkehrsbezo-
gene Anwendungen wie den Flugverkehr erschlossen
werden. Haufig fehlen je nach Katalysatormaterial
beispielsweise aromatische Verbindungen im PtL-
Kraftstoff. Damit ist dieser derzeit als vollstandiges
Substitut fiir Diesel einsetzbar, nicht jedoch fiir Ben-
zin oder Kerosin.*V! Hier ist es mittelfristig notwen-
dig, entweder auf Verkehrstragerseite die Turbinen
technisch weiter zu entwickeln und zu optimieren,
oder die PtL-Technik anzupassen.

Wir empfehlen, die bestehenden Klimaschutzinst-
rumente und rechtlichen Rahmenbedingungen so
weiterzuentwickeln, dass die PtG/PtL-Technik mittel-
und langfristig sicher integriert werden kann. Dazu
gehoren beispielsweise weitere Schritte zur Reform
und Weiterentwicklung des Emissionshandels, um
seine Anreizwirkung zur Emissionsminderung weiter
zu stdrken, oder die Einbeziehung der national verur-
sachten Anteile an internationalen Verkehrsstromen
in die internationalen Klimaverhandlungen und
Berichterstattungen.

Fiir eine zielfiihrende und umfassende Klimaschutz-
strategie im Verkehrsbereich sollten zusitzlich

zur Elektromobilitédt strombasierte Kraftstoffe bei
verkehrspolitischen Instrumenten und rechtlichen
Rahmenbedingungen starker beriicksichtigt werden.

Wegen der ansteigenden Nutzungskonkurrenz und
eingeschrankten Flachenverfiigbarkeit fiir Biomas-
seanbau sollte langfristig keine Beschrankung auf
Biokraftstoffe erfolgen, sondern die direkte Nutzung
von erneuerbarem Strom und PtG/PtL-Kraftstoffen
integriert werden. Weiterhin gehort dazu z. B. eine
aus systemischer Sichtweise zielfiihrende Mehrfa-
chanrechnung von Elektromobilitdt und PtG/PtL in
den europidischen und nationalen Richtlinien oder
entsprechend zweckmaflige Beriicksichtigung bei der
Festlegung von Flottengrenzwerten. Fiir Industrie-
prozesse sind entsprechende Normen und Standards
weiter zu entwickeln.

Die bereits national bestehende Unterscheidung von
PtG-Anlagen als Speicherl6sung (bei Riickverstro-
mung) und als Stromverbraucher zur Bereitstellung
von Brenn-, Roh- und Kraftstoffen (ohne Riickverstro-
mung) sollte beibehalten werden.

PtG-Anlagen konkurrieren als Speicherlsung mit
anderen Speichersystemen und Lastmanagement.
Eine Weiterentwicklung der rechtlichen Rahmen-
bedingungen fiir Steuern und Umlagen sollte dem
Rechnung tragen und einen Wettbewerb um die aus
okologischer und volkswirtschaftlicher Sicht giins-
tigsten Speichersysteme ermoglichen. Angesichts

der sektoriibergreifenden Herausforderung und der
Konkurrenz zu anderen Stromspeichersystemen miis-
sen die verschiedenen Instrumente dabei sachgerecht
aufeinander abgestimmt sein.

Um ineffiziente Anreize mit Marktverzerrungen bei
der Erschlieflung von Flexibilitidten (fiir die Integrati-
on der EE) im Strommarkt zu vermeiden, sollten PtG/
PtL-Anlagen zur Bereitstellung von Brenn-, Roh- und
Kraftstoffen bei den Netzentgelten und der EEG-Um-
lage gleichbehandelt werden mit PtH-Anlagen und
industriellem Lastmanagement. Diese {ibernehmen
im Gesamtsystem die gleiche Funktion und sind bei
Analyse ihrer Bedeutung im Energiesystem sogar
effizienter.

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der PtG-
und PtL-Technik sind weiterzuentwickeln. Dazu
miissen die Rahmenbedingungen des Energiesys-
tems insgesamt in den Blick genommen werden. Die
vorliegenden Handlungsempfehlungen betreffen die

XVl Nach dem aktuellen weltweit giiltigen Kraftstoffstandard (ASTM) sind im Flugverkehr ohne Anpassungen der Turbinen nur Kraftstoffe zugelassen, die einen maximalen

Anteil an Fischer-Tropsch-Kerosin von 50 Prozent enthalten.



ndchsten Jahre und miissen weiterentwickelt werden.
So ist z. B. auch zu iiberlegen, in welchem Maf3e die
strombasierten Energietrdger steuerlich belastet wer-
den sollen. Das iibergreifende Ziel dabei muss es sein,
eine moglichst effiziente Sektorkopplung zu erreichen
und Fehlanreize zu vermeiden.

Forschungsbedarf

PtG und PtL stehen erst am Beginn ihrer Entwick-
lung. Derzeit sind in Deutschland mehrere Demonst-
rationsanlagen in Bau und in Betrieb. In Island wird
bereits eine Power to Liquid-Anlage zur Erzeugung
von Methanol kommerziell betrieben. Kommerzielle
Anlagen fiir die Erzeugung langerkettiger Kohlenwas-
serstoffe gibt es derzeit in Deutschland noch nicht.

Bis zum grofitechnischen Markteinsatz der PtG-/PtL-
Technik bestehen noch erhebliche Forschungsfragen
und Entwicklungsbedarf, die/der in den nichsten
Jahren bearbeitet werden sollte/n:

Was sind die Folgen der durch PtG/PtL zunehmen-
den Verkniipfung der Energiemérkte und die dar-
aus resultierenden Wechselwirkungen im Hinblick
auf die klimaschonende Integration, sektorale
Klimaschutzziele sowie 6konomische Aspekte und
juristischen Herausforderungen?

Wie ist die weltweite Entwicklung und was sind
die Auswirkungen unterschiedlicher energiepoli-
tischer Klimaschutzoptionen? Dazu gehoren auch
die sozialen und entwicklungspolitischen Auswir-
kungen der Nutzung von PtG/PtL in Lindern mit
giinstigen EE-Potenzialen.

Wie entwickeln sich die Kosten von PtG und PtL
bei verschiedenen weltweiten energiepolitischen
Entwicklungen und Bedarfen?

Wie sollten die staatlichen oder staatlich bestimm-
ten Abgaben fiir eine klimafreundliche und sys-
temdienliche Integration neuer Stromverbraucher
entwickelt und umgestaltet werden?

Welche weiteren Umwelteffekte sind mit der
Nutzung der PtG/PtL-Technik verbunden (z. B.

XVII  proton exchange membrane oder polymer electrolyte membrane.
XVIII Hochtemperaturelektrolyse.

Verbrauch von Wasser, seltenen Erden)?

Technische Entwicklung sind vor allem in folgen-
den Bereichen notwendig:
¢ Anpassung an die fluktuierende Einspeisung
der erneuerbaren Energien und Verfiigbarkeit
neuer effizienter Techniken (PEM*V!, HTELXV™");
¢ Identifizierung, Verfiigharkeit und Erschlie-
Bung geeigneter CO,-Quellen;
¢ Identifikation neuer, preiswerterer Katalysato-
ren unter Beriicksichtigung von Ressourcen-
verfiigbarkeit;
¢ Energetische und wirtschaftliche Optimierung
der CO,-Abtrennung aus Luft.

Wie entwickeln sich perspektivisch weitere Syn-
thesen zur Bereitstellung regenerativer Brenn-,
Roh- und Kraftstoffe? Zum Beispiel alternative
Verfahren zur Bereitstellung erneuerbaren Was-
serstoffs, etwa die lichtinduzierte Wasserspaltung.

Welche Einsatzmdglichkeiten fiir Wasserstoff als
Endenergietrdger bestehen in den verschiedenen
Anwendungsbereichen (Strom-, Warme-, und
Kraftstoffversorgung) sowie beim Transport im
Gasnetz und welche technischen Anpassungen
sind erforderlich?

Es besteht erheblicher Forschungsbedarf bei der
Umstellung auf eine strombasierte und gasbasier-
te regenerative Warmeversorgung in der Industrie.
Dies gilt inshesondere bei Prozessen, bei denen
Kohlenstofftrager notwendig sind. Auf Grund der
langen Investitionszyklen in der Industrie ist dies
von hoher Dringlichkeit.



Um die bestehenden langfristigen deutschen Klimaschutzziele (Reduktion der Treibhausgase um 95 Prozent
gegeniiber 1990) sicher zu erreichen ist es notwendig, die gesamte Energieversorgung (Strom, Warme, Kraft-
stoff) nachhaltig, umweltschonend und nahezu treibhausgasneutral zu gestalten. Die direkte und indirekte
Nutzung von regenerativem Strom mit Hilfe von Power to Heat, Power to Gas, Power to Liquid und Elektromobi-
litat als zentrale Techniken bieten diese Losungsmoglichkeit. Im Transformationsprozess sind mit der Integra-
tion neuer zusatzlicher Verbraucher jedoch enorme Herausforderungen verbunden. Dies betrifft sowohl eine
klimafreundliche Integration, die Gewahrleistung der technischen Verfiigbarkeit, die Auswirkungen auf den
Strommarkt und auch die regulatorischen Rahmenbedingungen.

Wir halten es fiir richtig und notwendig, PtG/PtL in Form von Pilotprojekten und Demonstrationsvorhaben
in Deutschland zu férdern. Die Férderung sollte in den nachsten Jahren auf eine deutschlandweit installierte
Leistung von insgesamt bis zu 500 MW beschrankt bleiben. Dabei muss jedoch gewdhrleistet werden, dass
PtG/PtL-Anlagen nicht zu einer erhGhten fossilen Stromerzeugung fithren und nur Strom aus zusétzlichen
erneuerbaren Energieanlagen beziehen. Anderenfalls wiirden die CO,-Emissionen aus der Stromerzeugung
steigen und die Erreichung der Klimaschutzziele wire gefahrdet.

Wir halten es weiterhin fiir zwingend erforderlich, dass die Zielvorgaben an die neuen Stromverbraucher und
den damit verbundenen Méglichkeiten andere Anwendungsbereiche regenerativ zu versorgen, angepasst wer-
den. Dies bedeutet konkret, dass die nationalen EE-Ausbauziele anzupassen sind, das Stromeinsparziel hin-
sichtlich der klassischen Stromverbraucher zu konkretisieren ist und die {ibergreifenden (auch europadischen
und internationalen) Klimaschutzinstrumente und Rahmenbedingungen weiter zu entwickeln sind, damit die
Integration der neuen Stromverbraucher und insbesondere PtG/PtL gewihrleistet werden kann.
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Deutschland im Jahr 2050: 1 Tonne CO,; pro Kopf und Jahr

Die Industriestaaten tragen eine sehr grof3e Verant-
wortung fiir den globalen Umweltschutz. Sie haben
ihr heutiges Wohlstandsniveau durch die Nutzung
fossiler Energietrager erreicht, sie haben die welt-
weiten Ressourcen ausgebeutet und intensive Land-
nutzung betrieben und sind damit Hauptverursacher
eines Grofiteils heutiger Umweltprobleme wie der
globalen Klimaerwdrmung.

Der Klimawandel ist bereits im Gange. Die internati-
onale Staatengemeinschaft hat sich unter der Klima-
rahmenkonvention der Vereinten Nationen das Ziel
gesetzt, eine gefdhrliche Storung des Klimasystems

mit nicht mehr beherrschbaren Folgen zu verhindern.

Das globale Klima soll sich in diesem Jahrhundert
nicht um mehr als 2 °C gegeniiber dem vorindustriel-
len Zeitalter erwdrmen.

Das gemeinsam gesetzte Klimaschutzziel wird nur
erreichbar sein, wenn alle Staaten ihre Treibhausgas-
emissionen (THG), also z. B. von Kohlendioxid (CO,),
Methan oder Lachgas, ihren eigenen Kapazitdten
entsprechend so weit wie moglich reduzieren. Dies
bedeutet fiir heutige Industrieldnder wie Deutsch-
land, dass sie nahezu treibhausgasneutral werden
miissten: sie miissen ihre Emissionen um etwa 80—
95 % gegeniiber 1990' reduzieren.

Ein treibhausgasneutrales Deutschland mit einem
jdhrlichen Pro-Kopf-Ausstof$ von einer Tonne CO, ” im
Jahr 2050 ist technisch maglich. Dies entspricht einer
Minderung um rund 95 % gegeniiber 1990.
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Das folgende Szenario" zeigt ein mogliches treibhaus-
gasneutrales Deutschland im Jahr 2050. Es enthalt
keine Aussage dariiber, mit welcher Wahrschein-
lichkeit diese Entwicklung eintritt — und es ist keine
Prognose. Wir zeigen, dass Deutschland prinzipiell
bis 2050 seine Treibhausgasemissionen um 95 % ge-
geniiber 1990 senken kann. Das gilt fiir ein Deutsch-
land, das auch im Jahr 2050 ein hoch entwickeltes
Industrieland mit heutigem Lebensstil und dhnlichen
Konsum- und Verhaltensmustern ist. Die Studie stellt
keine Prognose der kiinftigen Entwicklung dar, son-
dern beschreibt eine von verschiedenen Moglichkei-
ten, wie ein treibhausgasneutrales Deutschland aus-
sehen konnte. Es wird immer deutlicher, dass es bei
der Umstellung des Energiesystems auf ein treibhaus-
gasneutrales Wirtschaftssystem betrachtliche Gestal-
tungsspielraume gibt. In jedem Fall wird der Umstieg
des Energiesystems auf erneuerbare Energien eine
Schliissestellung einnehmen. Die Energiewende und
die Umsetzung ambitionierter Klimaschutzziele sind
damit eine politische und gesellschaftliche Aufgabe,
die vom Ende her gedacht und gestaltet werden muss:
eine praktisch vollstandig treibhausgasneutrale Wirt-
schafts- und Lebensweise.

Wesentliche Schritte hin zu einem treibhausgasneut-
ralen Deutschland haben hohe Interdependenzen mit
der Entwicklung innerhalb der EU und setzen eine
europdische Politik voraus, die mindestens sehr hohe
Treibhausgasminderungsziele fiir die gesamte Union
verfolgt und nationale Politiken zur Treibhausgasneu-
tralitdt unterstiitzt.



Die Szenarioanalyse fiir ein treibhausgasneutrales Deutsch-

land im Jahr 2050

Das Umweltbundesamt (UBA) untersucht seit einigen
Jahren, wie das Klimaziel ,,Treibhausgasneutrales
Deutschland” erreicht werden kann. Um diese Frage
zu beantworten hat das UBA einen interdisziplindren
Prozess gestartet. Die Stromerzeugung wurde wegen
ihrer hohen Emissionen als Erstes untersucht, und es
wurde 2010 gezeigt, dass eine Stromerzeugung aus
100 % erneuerbaren Energien moglich ist.!

Schon damals war klar, dass eine Energieversorgung
mit erneuerbaren Energien allein nicht ausreichen
wird, um die Treibhausgasemissionen nahezu voll-
standig zu vermeiden. Auch andere Wirtschaftsbe-
reiche miissten sich deutlich verandern und verstarkt
THG-arme Techniken einsetzen.

Die nun vorgelegte Studie ,,Treibhausgasneutrales
Deutschland — kurz: THGND - 2050 bezieht daher

alle relevanten Emissionsquellen in die Untersuchung

ein, die im jahrlich erstellten Nationalen Inventarbe-
richt (NIR)? zum Treibhausgasinventar beschrieben
werden. Betrachtet werden also neben der kompletten
Energieversorgung einschliellich des Warme- und
Verkehrssektors auch die THG-Emissionen von In-
dustrie, Abfallwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft
sowie aus Landnutzungsanderungen.Wir entwickeln
hierzu ein Zielszenario, Transformationspfade zu
diesem Ziel und die damit verbundenen Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtungen und die Auswahl geeigneter
politischer Instrumente sind nicht Gegenstand der
Untersuchung.

Fiir die Szenarioanalyse gehen wir davon aus, dass
Deutschland im Jahre 2050 ein exportierendes
Industrieland mit einem bis dahin durchschnittli-
chen jahrlichen Wirtschaftswachstum von 0,7 % des
Bruttoinlandsprodukts ist.

Ein treibhausgasneutrales Deutschland in europdischer und internationaler Perspektive

Mit der Studie wird gezeigt, dass Treibhausgasneutralitdt in Deutschland in der Zukunft technisch mach-
barist. Das Szenario betrachtet dies aus einer rein nationalen Perspektive und bezieht Wechselbezie-
hungen zu anderen Landern nicht mit ein. Grundlage der Untersuchung ist ein nationales Treibhausgas-
Minderungsziel von 95 %, das — nach den getroffenen Annahmen — durch technische MaBnahmen in
Deutschland erreicht werden kann. Dem folgend basieren die Berechnungen allein auf den Treibhausgas-
emissionen, die innerhalb Deutschlands entstehen. Deutschland ist jedoch sowohl tiber Handelsstréme
als auch liber internationale Vertrdge mit anderen Staaten verbunden. Das wirkt sich sowohl auf die
Verursachung von Treibhausgasen als auch auf die Handlungsoptionen fiir den Klimaschutz aus.

Nicht betrachtet wurde aufgrund des in dieser Studie gesetzten Untersuchungsrahmens die fiirimpor-
tierte Giiter im Ausland anfallende Emissionsmenge. Umgekehrt werden Emissionen fiir exportierte Giiter
nicht herausgerechnet. Ebensowenig werden unter bestimmten Umstanden mdgliche Produktionsver-
lagerungen ins Ausland betrachtet (carbon leakage). Verlagert zum Beispiel eine grofie Industrieanlage
ihren Standort von Deutschland nach Portugal und beliefert von dort den deutschen Markt, werden ihre
Treibhausgasemissionen nicht mehrin den deutschen Emissionen, sondern im portugiesischen Inventar
erfasst. Im deutschen Emissionsinventar werden entsprechend weniger Emissionen ausgewiesen. Rech-
nerisch ergibt sich dadurch fiir Deutschland eine Emissionsminderung, obwohl die Produkte der Indust-
rieanlage nach wie vor in Deutschland konsumiert werden und so zusétzliche Treibhausgasemissionen in

Portugal verursacht werden.

>




Fiir diese Studie wurde die Annahme getroffen, dass die bisher in Deutschland ansdssigen Industriezwei-
ge auch weiter hier tatig sind. Ausgehend von der heutigen Industriestruktur wurden die notwendigen
technischen Anpassungen in den Prozessen beschrieben. Bei einer Untersuchung der wirtschaftlichen
und regulatorischen Voraussetzungen fiir ein treibhausgasneutrales Deutschland sollte die Gefahr der
Emissionsverlagerung mit untersucht werden. Einzelne augenfillige Verlagerungseffekte wurden in der
Studie adressiert (vgl. Fazit/Diskussion, S. 27).

Grundsatzlich ist denkbar, Treibhausgasneutralitdt neben technischen Manahmen und Verhaltensan-
derungen innerhalb Deutschlands auch durch Anrechnung von Emissionsminderungsmafnahmen im
Ausland zu flankieren. Da Emissionsminderung zur Bekdmpfung des Klimawandels eine globale Heraus-
forderung ist, kann eine Finanzierung von Minderungsmafinahmen im Ausland ékonomisch vorteilhafter
sein als die Beschrankung auf nationale Minderungsaktivitdaten. Die erzielten Emissionsminderungen
konnen dabei dem Geldgeber angerechnet werden. Solche Instrumente sind unter den Bezeichnungen
Joint Implementation (JI) und Clean Development Mechanism (CDM) zum Beispiel im Kyoto-Protokoll
bereits vereinbart. Dabei betont aber das Kyoto-Protokoll den Anspruch, Minderungen hauptsachlich im
eigenen Land zu erreichen und auswartige Minderungen nur erganzend anzurechnen. Die Fortsetzung
und Anpassung mengenbasierter ,,flexibler” Instrumente hangt allerdings auch stark von der Ausgestal-
tung eines neuen Klimaschutzabkommens auf internationaler Ebene ab. Die Verhandlungen dazu sollen
2015 abgeschlossen werden.

Als Mitgliedsstaat der Europdischen Union unterliegt Deutschland im Bereich der Umweltpolitik und des
europdischen Binnenmarkts den EU-Regeln. Deshalb ist es wichtig, neben nationalen Anstrengungen

auch gemeinschaftsweit, giinstige Rahmenbedingungen fiir Treibhausgasneutralitdat zu schaffen. Die EU
hat sich selbst ebenso wie alle Mitgliedsstaaten zum 2°-Ziel bekannt. In weiteren Schritten sollte daher

untersucht werden, wie sich ein treibhausgasneutrales Europa realisieren lieRe und welche Synergie-
effekte zwischen den Staaten sich dabei erschliefen lassen. Auch hierbei ist die globale Perspektive,
insbesondere die Gefahr bloer Emissionsverlagerungen aus der EU ins Ausland, zu beriicksichtigen.

Das Ziel der folgenden Ausfiihrungen ist es, die tech-
nische Machbarkeit einer treibhausgasneutralen Ge-
sellschaft in dem angenommenen Zieljahr (,,2050%)
in Deutschland darzustellen. Zudem basieren die
Berechnungen darauf, dass Technologien, mit denen
Treibhausgase vermieden und die Energieeffizienz
gesteigert werden kann und die heute noch in der
Erprobungsphase sind, im Jahr 2050 flaichendeckend
eingesetzt werden. Entsprechend geht die Darstel-
lung von erheblichen technischen Fortschritten und
Veranderungen aus.

Verhaltensanderungen wie Entwicklung und Ver-
breitung anderer Lebensstile oder die Entwicklung
verdnderter Konsummuster werden in dieser Studie
weitgehend nicht unterstellt, auch wenn sie aus Sicht
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des Umweltbundesamtes aus Nachhaltigkeitsgriin-
den fiir wiinschenswert und notwendig gehalten wer-
den. Der Schwerpunkt der Studie liegt damit bewusst
auf dem Einsatz technischer Lésungen, mit denen die
Klimaziele unter Beriicksichtigung 6kologischer und
gesundheitlicher Grenzen erreicht werden kénnen.
Zusammenhédnge zwischen technischen Losungen
und verhaltensbedingter Treibhausgasvermeidung
gehen gleichwohl unter anderem in den Kapiteln
Verkehr, Landwirtschaft und Abfall in die Betrach-
tung ein.

Dabei verwenden wir in der Analyse den Stand der
besten heute verfiighbaren Techniken und setzen keine
neuen Erfindungen, wohl aber Weiterentwicklung
und Innovationen bei heutigen Techniken voraus.



Die Studie basiert desweiteren auf der Annahme, dass
die Bevolkerungszahl in Deutschland von 82,5 Mio.
Einwohnern im Jahr 2005 bis 2050 um nahezu

12,5 % abnimmt. Im Jahr 2050 werden demnach
noch etwa 72,2 Millionen Menschen in Deutschland
leben. Dieser Annahme! liegen eine anndhernd
gleichbleibende Geburtenrate von 1,4 Kindern je
Frau, ein moderater Anstieg der Lebenserwartung
und eine durchschnittliche jahrliche Nettozuwande-
rung von 150.000 Menschen zugrunde.?

Neben Klimaschutz gibt es weitere Leitplanken einer

nachhaltigen Entwicklung in Deutschland™, zum

Beispiel:

> die Senkung der Ressourcennutzung um 50 % bis
2020 und um 90 % bis 2050,

» den erhaltenden Umgang mit Béden und eine auf
30 Hektar taglich gesenkte Neuversiegelung bis
2020 mit dem Ziel insgesamt langfristig keine
Bbdden mehr zu versiegeln.

Auf diese Leitplanken geht die Studie jedoch nicht
im einzelnen ein, wohl wissend, dass dies genauer
untersucht werden muss.

Es ist unser Anliegen so weit wie in den verschiede-
nen Sektoren moglich, Lésungsrdaume zu beschreiben
und damit verschiedene Alternativen aufzuzeigen,
etwa durch Variationen der Parameter und Techniken
oder durch unterschiedliche Szenarioansatze.




Treibhausgasemissionen im Jahr 2050

Der in dieser Studie verwendete Begriff ,,treibhaus-
gasneutral” besagt in einer engen Auslegung, dass
ein bestimmtes Produkt oder ein bestimmter Prozess
keine Treibhausgase freisetzt. In dieser Publikation
verwenden wir den Begriff auch fiir niedrigste, ten-
denziell klimavertrdagliche Emissionsmengen. Einem
Htreibhausgasneutralen“ Deutschland billigen wir
dementsprechend ein Emissionsbudget von rund 60
Mio. t CO, i 2U. Das entspricht einem Minderungs-
niveau von 95 % gegeniiber 1990 fiir 2050. Dies be-
deutet, dass der gegenwartige Pro-Kopf-Ausstof3 von
Treibhausgasen in Deutschland von etwa elf Tonnen
pro Jahr und Kopf auf ungefdhr eine Tonne reduziert
werden miisste. Dabei sind ausschlief3lich Treibhaus-
gasemissionen erfasst, die in Deutschland entstehen
und im Nationalen Emissionsinventar erfasst werden.
Indirekte Emissionen, die durch importierte Giiter in
anderen Landern verursacht werden, werden nicht
einbezogen.

Wie sich die im Jahr 2050 verbleibenden Emissionen
auf die einzelnen Verursacher aufteilen, zeigt

Tabelle 1. Aus Praktikabilitatsgriinden wurden hier
abweichend von der NIR-Systematik die Industriepro-
zesse (Sektor 2 nach dem Common Reporting Format
(CRF) der internationalen Klimaberichterstattung)
sowie Losemittel und andere Produktverwendungen
(CRF Sektor 3) zusammengefasst. Abbildung 1 veran-
schaulicht die Senkung der Treibhausgase um 95 %
gegeniiber dem Bezugsjahr 1990.

Tabelle 1

Verteilung der Treibhausgasemissionen im
UBA THGND 2050 - Szenario

Emissionsquelle

Energie' 0
Industrieprozesse, Losemittel und
14
andere Produktverwendungen
Landwirtschaft 35
LULUCF" 8
Abfall
Summe 60
I Inklusive Verkehr, verarbeitendes Gewerbe etc. Quelle:
Il Landnutzung, Landnutzungsdnderung und Forst- Umweltbundesamt, 2013

wirtschaft

Abbildung 1:
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Senkung der Treibhausgasemissionen in den einzelnen

Sektoren

Tabelle 2

Gesamter Endenergieverbrauch im Jahr 2050 im UBA THGND 2050 - Szenario

Strom in TWh regeneratives Methan fliissige regenerative
in TWh Kraftstoffe in TWh

private Haushalte 104,7 44,5 0

Gewerbe, Handel, Dienstleistungen (GHD) 90,3 62,4 18,6

Industrie energetisch"" 179,7 198,8 0

Verkehr 91,1 0 533,3

Summe energetisch 465,8 305,7 551,9
1.323,4

Industrie stofflich 282

Summe stofflich und energetisch 1.605,4

| Exklusive der 15,1 TWh aus internen Produktstrémen in der Papierindustrie.

Quelle: Umweltbundesamt, 2013

Il Uber den Strombedarf fiir Prozesse hinaus (siehe Absatz Industrie) wird Strom fiir die Bereitstellung von Raumwarme,

Beleuchtung und Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) benétigt.

Energie

Die Emissionen im Energiesektor sinken von 1.028
Mio. t CO, iq im Jahr 1990 auf nahezu Null im Jahr
2050. Dies ist moglich, indem vollstandig auf erneuer-
bare Energien umgestellt wird und die Effizienzpoten-
ziale zugleich weitgehend ausgeschopft werden. Uber
eine vollstandige regenerative Stromversorgung '’
hinaus, wird auch eine vollstandig regenerative Ver-
sorgung mit Brenn- und Kraftstoffen aufgezeigt.

Die Folge davon ist ein sehr stark ansteigender Strom-
verbrauch um alle Sektoren zu versorgen: Der lang-
fristige Endenergiebedarf an Strom in einem treib-
hausgasneutralen Deutschland wurde mit ca. 466
TWh/a, an Brennstoffen mit 305 TWh/a, an Kraftstof-
fen mit 552 TWh/a und an regenerativen Einsatzstof-
fen fiir die chemische Industrie mit 282 TWh/a abge-
schétzt (siehe Tabelle 2 sowie Absatz Verkehr und
Industrie). Werden diverse Verluste bei Bereitstellung
und Transport der Endenergietrager beriicksichtigt,
ergibt sich in einer groben Ndherung eine notwendige
Nettostromerzeugung von rund 3.000 TWh/a.

Fiir eine nachhaltige Energieversorgung orientieren

wir uns an folgenden Leitplanken:

> Das Umweltbundesamt hdlt den Anbau von
Biomasse zum alleinigen Zweck einer energeti-
schen Nutzung fiir nicht vertretbar — insbesondere
wegen Nutzungskonkurrenzen um Anbauflachen
und negativen Auswirkungen auf Wasser, Boden,

Biodiversitdt und Naturschutz.” Der Einsatz von
Biomasse erfolgt in dieser Studie im Jahr 2050
daher nur insoweit sie aus Abfallen und Reststof-
fen gewonnen werden kann (Kaskadennutzung).
Aus diesem Grund kann die Biomassenutzung nur
einen sehr geringen Beitrag fiir das Gesamtsystem
leisten.

» Dariiber hinaus wird die Nutzung fossiler Energie-
trager in Verbindung mit CCSY aufgrund verschie-
dener Umweltauswirkungen und Nutzungskon-
kurrenzen im Untergrund nicht beriicksichtigt.

» Die Nutzung von Atomkraft wird in dieser Studie
ausgeschlossen.

Wir gehen stattdessen davon aus, dass Strom iiber-
wiegend aus Wind- und PV-Erzeugungsanlagen
bereitgestellt wird, entsprechend der inlandischen
und globalen Potentiale. Wasserkraft- und Geother-
mieanlagen tragen in geringerem Maf3e zur Stromver-
sorgung bei.

Zentraler Baustein einer vollstandig regenerativen
Energieversorgung ist die Erzeugung von Wasserstoff
durch Wasserelektrolyse mit Hilfe von erneuerbar
erzeugtem Strom. Aus Wasserstoff konnen durch wei-
tere katalytische Prozesse Methan und weitere Koh-
lenwasserstoffe erzeugt werden. Die strombasierte
Erzeugung von Wasserstoff oder Methan aus Strom
wird im Folgenden als Power-to-Gas (PtG), die von
fliissigen Kohlenwasserstoffen als Power-to-Liquid
(PtL) bezeichnet.




Entsprechend der technischen Moglichkeiten in den
Anwendungsbereichen ergeben sich verschiedene
Losungen im Endenergietragermix. Der jeweilige
Anteil dieser drei Energietrager im Endenergietrager-
mix ist aus technischen Griinden begrenzt. Eine qua-
litative Darstellung des denkbaren Losungsraums fiir
diese Zusammensetzung ist zum besseren Verstidndnis
in Abbildung 2 dargestellt. In Abbildung 8 sind der
mogliche Anwendungsbereich von Power to Gas und
Power to Heat dargestellt.

Eine Versorgung allein mit regenerativem Strom als
Endenergietrager ist nicht moglich. Strom kann vor
allem im Verkehrsbereich, insbesondere im Flug- und
Seeverkehr, nicht iiberall direkt eingesetzt werden.
Strom ist als Endenergietrdager in vielen Anwendungs-
bereichen, zum Beispiel in der Kommunikations-
technik oder Beleuchtung, aber nicht verzichtbar. In
einem regenerativen Energiesystem ist ein sehr hoher
Anteil von Strom als Endenergietrager realistisch. So
erwarten wir langfristig, dass sich die Warmeversor-
gung und Prozesswarmebereitstellung hin zu einer
strombasierten Versorgung verschieben. Der mogliche
Anteil von Wasserstoff im Endenergietrdgermix ist
nach oben hin ebenfalls technisch begrenzt, so ist er
zum Beispiel fiir Langstreckenfliige nicht einsetzbar.
Am anderen Ende des Losungsraums ist eine treib-
hausgasneutrale Energieversorgung ohne Wasserstoff
als Endenergietrager zwar denkbar. Ein hherer Was-
serstoffanteil ist jedoch vorteilhaft, weil er gegeniiber

Methan und anderen Kohlenwasserstoffen energetisch
effizienter erzeugt werden kann und weil keine Koh-
lenstoffquelle bendétigt wird, um ihn zu erzeugen. Hier
besteht jedoch vor allem bei der Nutzung von Was-
serstoff noch Forschungs- und Entwicklungsbedarf.
Der Einsatz von Wasserstoff als Kraftstoff wurde in
unserer Studie aus Kapazitatsgriinden nicht quanti-
tativ modelliert. Seine direkte Nutzung ist teilweise
als sinnvoll anzusehen. Hierzu sind weitere Analysen
notwendig.

Regenerativ erzeugte Kohlenwasserstoffverbindungen
sind als Brenn- und Kraftstoffe in einem treibhausgas-
neutralen Energiesystem sowie in der Industrie unab-
dingbar. Dafiir muss jedoch eine treibhausgasneutrale
Kohlenstoffquelle in ausreichender Menge verfiighar
sein. Wichtige Einflussgr6f3en fiir den Anteil der
einzelnen Energietrager sind energetische Verluste,
Wirtschaftlichkeit, Verfiigbarkeit von Ressourcen und
die Erschlief3barkeit von Anwendungsbereichen bzw.
Technikentwicklungen.

In der Studie wird gezeigt, dass der Endenergiever-
brauch 2050 gegeniiber 2010 halbiert”! werden kann
(siehe Abbildung 3). Vor allem bei den privaten Haus-
halten sind erhebliche Verbrauchsminderungen beim
Strom- und Warmeverbrauch méglich. Auch in der
Industrie und im Sektor Gewerbe, Handel, Dienstleis-
tungen (GHD) ergibt sich entsprechend der Annahmen
mindestens eine Halbierung des Endenergiebedarfes.

Abbildung 2:
Qualitative Darstellung des Endenergietragermixes im UBA THGND-Szenario in einem Drei-
ecksdiagramm.
Strom
100%
Kohlenwasserstoffe
Wasserstoff (Methan, Kraftstoffe)

100%

100%
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Quelle: Umweltbundesamt 2013



Abbildung 3:

Vergleich der Endenergie im Jahr 2010 und 2050 im UBA THGND 2050-Szenario
(links: Darstellung nach Anwendungen, rechts: Darstellung nach Sektoren)""
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I Im Verkehr werden bei der Bilanzierung fiir den Seeverkehr bisher nur die inlandischen Bunkermengen einbezogen und nicht der deutsche Anteil
am internationalen Seeverkehr. Ahnlich wird im Flugverkehr verfahren. Im Rahmen dieser Bilanzgrenzen wird eine erhebliche Minderung erreicht.

Quelle:
Umweltbundesamt, 2013

Bezieht man jedoch den deutschen Anteil am internationalen See- und Flugverkehr mit ein, ergibt sich im Vergleich zu 2010 nur eine geringe

Senkung des Endenergieverbrauchs.

Il Ohne Endenergie in Form von regenerativem Methan als Einsatzstoff in der chemischen Industrie (aufgrund der derzeitigen Bilanzierungsweise).

Die Endenergie wird vornehmlich durch regenerati-
ven Strom bereitgestellt. Zum besseren Verstandnis
ist der mogliche Energiefluss auf Basis der vorange-
gangen Beschreibungen qualitativ in der folgenden
Abbildung 4 dargestellt. Nicht mit abgebildet werden
die weiteren Transportverluste beim Import von rege-
nerativen Gasen und Kraftstoffen. Auch Wasserstoff
haben wir als Endenergietrdager in unserem Szenario

Abbildung 4:

zunédchst nicht eingesetzt (s. 0., Ausfiihrungen zum
Wasserstoff im Losungsraum). Der mogliche Umfang
der Wasserstoffnutzung sollte in weiteren For-
schungsprojekten erkundet werden, die die bessere
energetische Effizienz der Wasserstoffnutzung abwa-
gen gegen die Notwendigkeit, eine neue Infrastruktur
fiir diesen Energietrager aufzubauen.

Qualitative Darstellung des Energieflusses im UBA THGN D 2050 Szenario""

Regenerativer Strom

Elektrolyse

Wasserstoff

Synthese

Verluste"

Verluste"

Verluste"

I Inklusive des Bedarfs an regenerativen Einsatzstoffen fiir die chemische Industrie.

Il Die Darstellungen der Energiestréme sind proportional zu den notwendigen Energiestromen.

Quelle: Umweltbundesamt, 2013

11l einschlieBlich Leitungsverluste, der Verluste aus der Methan-Riickverstromung und der Verluste der Biomassenutzung

und Strombereitsstellung)
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Wir gehen davon aus, dass im Jahr 2050 der direkt
als Endenergie genutzte Strom (466 TWh/Jahr) vor
allem im Inland produziert wird. Die technischen
Potenziale den gesamten Strombedarf (rund 3.000
TWh/Jahr) national zu erzeugen, sind zwar vorhan-
den, da aber zum Beispiel aus 6kologischen oder
Okonomischen Griinden nur ein Teil dieser Potenziale
sinnvoll genutzt werden kann, gehen wir davon aus,
dass ein grofierer Teil des in Deutschland bendétigten
Stroms im Ausland erzeugt werden wiirde. Dies wird
zum einen voraussichtlich wirtschaftlicher sein, zum
anderen konnen vor Ort die energetischen Verluste
gemindert werden. Beim Transport der Energie, egal
ob in Form von Strom, Methan oder Kraftstoffen, fal-
len ebenfalls energetische Verluste an, die ebenfalls
die notwendige Erzeugungsleistung weiter erh6hen.

Abbildung 5:

Eine dem heutigen Stand vergleichbare Importquote
scheint realistisch.

Prinzipiell ist festzustellen, dass sich in einem rege-
nerativen Energiesystem die Umwandlungsverluste
bei der Bereitstellung von Brenn- und Kraftstoffen
im Vergleich zum fossilen System erhéhen. Im Jahr
2010 betrugen die statistischen Verluste'" im Ener-
giesystem rund 27 %. Unter den vorangestellten
Annahmen wiirden sich in einem solchen regene-
rativen Energiesystem Verluste'™ von etwa 44 %™
ergeben. Allerdings sei darauf hingewiesen, dass hier
die Umwandlung eines endlichen fossilen Potenzials
verglichen wird mit der Umwandlung eines erneuer-
baren Potenzials.

Sektoraler Energieverbrauch 2010 und im UBA THGND 2050 - Szenario
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Verkehr

Ein treibhausgasneutraler Verkehrssektor ist bis
zum Jahr 2050 realisierbar. Die energiebedingten
Emissionen des Verkehrs konnen auf nahezu Null
reduziert werden. Diese ist moglich, wenn der Sektor
vollstandig auf erneuerbaren Strom umgestellt wird.
Der Losungsweg ist jedoch mit einem hohen zusatzli-
chen Strombedarf fiir Fahrstrom und stromerzeugte,
synthetische Kraftstoffe verbunden. Es ist daher
unumganglich, den Endenergiebedarf des gesamten
Verkehrssektors deutlich zu senken — trotz des prog-
nostizierten Verkehrsanstiegs.

Damit ein treibhausgasneutraler Verkehrssektor reali-
siert werden kann, ist eine Vielzahl von Mafinahmen
innerhalb und aufderhalb des Verkehrssektors notig.
Einerseits miissen Anreize fiir technische Innovati-
onen gesetzt werden, andererseits tragen auch iiber
technische Losungen hinausgehende Mafinahmen
zur Verkehrsvermeidung und -verlagerung sowie
Effizienzsteigerung wesentlich zur Losung bei. Der
Verkehrssektor kann seinen Endenergiebedarf nur
durch einen Mix aus allen drei genannten Bereichen
deutlich senken.

Verkehrsvermeidung ist die direkteste Moglichkeit
um den Endenergiebedarf zu reduzieren. Verkehr zu
vermeiden und Mobilitdt zu ermoéglichen, miissen
dabei nicht notwendigerweise gegensatzliche Ziele
sein. Ein Beispiel hierfiir sind Siedlungsstrukturen,
die Arbeiten, Einkaufen und Freizeit im Nahraum
zusammenbringen und dadurch Wege verkiirzen:
Der Verkehr ist geringer — die Mobilitat ist hoch.

Verkehrsverlagerung auf umweltgerechte Verkehrstra-
ger ist ein weiterer wichtiger Baustein eines energieef-
fizienten Verkehrssektors. Den motorisierten Indivi-
dualverkehr (MIV) auf den Umweltverbund (Fahrrad/
Fuf3/Bus & Bahn/Car-Sharing) oder den Giiterverkehr
von der Strafle auf die Schiene oder Wasserstrafle zu
verlagern tragt in hohem Maf3e dazu bei, den End-
energiebedarf zu senken.

Der dritte Baustein ist die Effizienzsteigerung der
eingesetzten Fahrzeuge.

Als vierte Komponente kommt der Einsatz von nahe-
zu CO,-freien Kraftstoffen ins Spiel.

In unserem Szenario fiir einen treibhausgasneutralen
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Abbildung 6:

Endenergiebedarf nach Energietragern im Verkehr im UBA THGND 2050 - Szenario*?
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Verkehr liegt der Endenergiebedarf des Verkehrssek-
tors bei 2.248 P] bzw. 624 TWh* (inkl. Seeschifffahrt)
und damit um rund ein Viertel unter dem Endener-
giebedarf des Trends — also ohne Umsetzung zusatz-
licher Mainahmen. Wesentliche Griinde hierfiir sind
neben der etwas geringeren Verkehrsleistung und der
Verlagerung zu energiedrmeren Verkehrstragern vor
allem der hohere Anteil von elektrisch betriebenen
Fahrzeugen im Straflenverkehr.

Im dargestellten Szenario betragt der Anteil der

stromerzeugten Kraftstoffe iiber 80 %. Bei der Berech-

nung des Strombedarfs fiir die Kraftstofferzeugung
wurde davon ausgegangen, dass alle Kraftstoffe iiber
die PtL-Technik erzeugt werden. Es muss hervorgeho-
ben werden, dass es sich um eines von einer ganzen
Reihe moglicher Szenarien handelt. Die Strombe-
darfsrechnung stellt in dem vorgestellten Szenario
gezielt die Obergrenze des notwendigen Bedarfes dar
und markiert einen Extrempunkt im Lésungsraum.
Es bedarf einer umfassenden Analyse, ob und wenn
ja, in welcher Form strombasierte Kraftstoffe fiir die

einzelnen Verkehrstrager bereitgestellt werden sollen.

Nur 20 % des Stroms finden direkten Einsatz (ohne
Seeschifffahrt, siehe Abbildung 6). Dies liegt vor al-
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Quelle: Blanck et al. (2013)

lem daran, dass zwar bei den Pkw bis zum Jahr 2050
57 % der Fahrleistung elektrisch erbracht werden,
die Restriktionen beim Schwerlastverkehr sowie der
Einsatz von stromgenerierten Kraftstoffen bei den
iibrigen Verkehrsmitteln (insbesondere bei Flugzeu-
gen) aber zu einem hohen Anteil von Fahrzeugen mit
konventionellen Antrieben fiihren.

Gegeniiber dem direkten Einsatz von Strom in Elek-
trofahrzeugen gibt es jedoch Umwandlungsverluste
wenn stromgenerierte Kraftstoffe erzeugt werden.

Der gesamte Strombedarf (Nettostromerzeugung) des
Verkehrssektors — einschlief3lich dieser Umwand-
lungsverluste — liegt daher deutlich héher. Unter

dem Gesichtspunkt der Energieeffizienz je gefahre-
nen Kilometer ist es daher zu bevorzugen, Strom in
Elektrofahrzeugen direkt einzusetzen. Demgegeniiber
bestehen die Vorteile der stromerzeugten Kraftstoffe
in der Moglichkeit der Stromspeicherung sowie darin,
sie in nicht fiir die Elektrifizierung geeigneten Berei-
chen des Verkehrssektors einzusetzen.

Das entwickelte Szenario mit dem Fokus auf strom-
basierten Kraftstoffen zeigt, dass sich die Menge des
bendtigten Stroms trotz zuriickgehendem Endener-



giebedarf deutlich erhéht. Nur unter der Vorausset-
zung der ausreichenden Verfiigbarkeit von Strom aus
erneuerbaren Energien ist ein treibhausgasneutraler
Verkehrssektor realisierbar.

Industrie

Die Ergebnisse zeigen in ihrer Summe, dass sich ein
treibhausgasneutraler und energieeffizienter Indus-
triesektor in Deutschland im Jahre 2050 entwickeln
kann, wenn die fiir diese Studie zugrunde gelegten
Rahmenbedingungen beriicksichtigt werden. Die
energiebedingten Treibhausgasemissionen kénnen
durch den Einsatz von regenerativ erzeugtem Strom,
Wasserstoff und Methan vollstdndig vermieden
werden. Die prozess- bzw. rohstoffbedingten Emis-
sionen kénnen ebenfalls erheblich gesenkt werden
und liegen im Jahr 2050 noch bei 14 Mio. t CO, 4, Die
grofiten Emittenten sind dann die Zementindustrie
mit 6,3 Mio. t CO,; , die Kalkindustrie mit 3,5 Mio. t
CO, iq und die Glasindustrie mit 0,8 Mio. t CO, g

Die Struktur des Industriesektors ist nach der
Annahme im Szenario im Jahre 2050 im Wesentli-
chen mit der aktuellen Struktur vergleichbar. Neue,
sich moglicherweise kiinftig entwickelnde Branchen
werden im Bericht nicht betrachtet.

Die Auswahl der im Szenario betrachteten Branchen
erfolgte auf Basis des Endenergieverbrauchs (EEV)
der Industrie nach Wirtschaftszweigen und Bran-
chen wie in der UBA-Publikation ,,Datenbasis zur
Bewertung von Energieeffizienzmafinahmen 2008
(Auswertung fiir das Jahr 2008)“ dargestellt.® Ziel war
es dabei, die im Hinblick auf den industrieellen EEV
tatsachlich relevanten Branchen zu beriicksichtigen.

Die international vereinbarte NIR-Systematik zur
Darstellung der THG-Emissionen entspricht nicht der
Systematik der Branchenstruktur des Industriesek-
tors in Deutschland. Folglich mussten fiir die Bestim-
mung des Energieverbrauchs im Ausgangsjahr 2010
Branchendaten aus alternativen Quellen genutzt wer-
den. Die hier zugrunde gelegten Energie- und Emissi-
onsdaten sind folglich mit dem NIR nicht kompatibel.
Wegen des Fehlens verwertbarer Branchendaten fiir
1990 ist deshalb auch ein Bezug der THG-Minderun-
gen zum Jahr 1990 in diesem Kapitel nicht méglich.

Um regenerativ erzeugte Energietrdager sowie rege-
nerativen Strom einsetzen zu kénnen, ist es in vielen

Branchen nétig, die Herstellungsprozesse grundsatz-
lich umzustellen und geeignete Anlagentechniken
einzusetzen. Beispielsweise gehen wir in der Stu-
die davon aus, dass es in der Stahlindustrie keine
Primérstahlerzeugung iiber die Hochofen-Oxygen-
stahl-Route mehr gibt. Dafiir wird die Elektrostahl-
erzeugung mittels Schrott und Schwammeisen (DRI)
massiv ausgebaut. Als Energietrager fiir die Direkt-
reduktion dient dann ausschlief3lich regenerativ
erzeugtes Methangas und fiir die Elektrolichtbogen-
ofen sowie die Walzwerksofen kommt ausschliefllich
regenerativer Strom zum Einsatz.

Obwohl in vielen Bereichen bis 2050 Produktions-
steigerungen erwartet werden, zeigt die Studie, dass
der gesamte Endenergieverbrauch im Vergleich zum
Bezugsjahr 2010 zukiinftig mit rund 373 TWh/a um
ca. 50 % geringer sein wird. Damit verringert sich
der spezifische Energieeinsatz je Tonne Produkt in
zahlreichen Branchen im Mittel um den Faktor 2 bis
4. Dies wird in vielen Fillen erreicht, indem Ferti-
gungsprozesse im Hinblick auf Material- und Energie-
effizienz optimiert werden, die Abwarme konsequent
genutzt und hocheffiziente Anlagentechnik einge-
setzt wird. Dabei geht das Szenario von zahlreichen
Technikinnovationen im Laufe der nachsten vier
Jahrzehnte aus.

Hauptenergietrager im Jahr 2050 sind mit einem
Anteil am gesamten industriellen Endenergiever-
brauch von rund 50 % (199 TWh/a) regenerativ
erzeugtes Methan und ca. 45 % (159 TWh/a) rege-
nerativ erzeugter Strom (Tabelle 3). Entsprechend
miissten in erheblich gré3erem Umfang als heute
strombasierte Techniken eingesetzt werden. Dies
wiirde auch weiteres Potenzial fiir die Teilnahme am
Regelenergiemarkt bedeuten und die Flexibilitdt im
Strommarkt erh6hen.

Im Bereich der Chemischen Indusrie sowie der Stahl-
industrie wire anstelle des regererativ erzeugten
Methans regenerativ erzeugter Wasserstoff einsetzbar
— sowohl als Energietrager als auch als Reduktions-
mittel. Ein breiter Einsatz von regenerativ erzeug-
tem Wasserstoff im gesamten Industriesektor ware
hingegen nur nach umfangreichen infrastrukturellen
Verdnderungen (z. B. Errichtung eines deutschland-
weiten Wasserstoffnetzes) sowie prozesstechnischen
Neu- und Weiterentwicklungen in den einzelnen
Branchen moglich. Bei der Verwendung von regenera-
tiv erzeugtem Methan kann hingegen die Infrastruk-
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Tabelle 3

Energiedaten des Industriesektors und des Bereichs Verarbeitendes Gewerbe im UBA THG-
ND 2050 - Szenario

regenerativer | Nutzung inter- | Anderung des

gesamter EEVin| regeneratives

TWh/a Methan in Strom in TWh/a | ner biogener |ges. EEV gegen-
TWh/a Reststrome in | iiber 2010 in %
TWh/a
Stahlindustrie' 104,7 66,7 38,0 -42,19
NE-Metallindustrie 16,5 6,3 10,2 -35,29
Gief3ereiindustrie 6,5 1 5,5 -49,31
Chemische Industrie" 81,0 bis 61,0 20,0 -55,49
Zementindustrie 15,4 11 4,4 -44,78
Glasindustrie 4,8 0 4,8 -81,31
Kalkindustrie 4,7 4,3 0,4 -43,27
Papier- und Zellstoffindustrie 37,6 16,6 5,9 15,1 -48,15
Nahrungsmittelindustrie 37,4 0 37,4 -32,97
Textilindustrie 4,3 1,8 2,5 -49,82
ST w2 e a0
Summe 373,1 198,8 159,2V 15,1

| Es wird angenommen, dass es technisch moglich sein wird, einen groRen Teil des Bedarfs an regenerativem Methan auch mit dem energetisch Quelle: Umweltbundesamt 2013

glinstigeren, regenerativ erzeugten Wasserstoff zu decken.

Il Methan und Wasserstoff konnen gleichrangig eingesetzt werden, sodass ihre Summe 61 TWh/a ergibt. Dem Bereich liegt die Annahme zugrun-
de, dass bei einer jahrlichen Minderung von 1,5 %/a von heute bis 2050 iiber alle Energietrdger fiir Methan/Wasserstoff 61 TWh und fiir Strom
20 TWh entfallen. Zusétzlich werden 282 TWh Methan als regenerativer Rohstoff bzw. als Kohlenstoffquelle in der chemischen Synthese bendétigt.
Il Fur die sonstigen Branchen, die nicht im Bericht betrachtet wurden, wurde im Mittel angenommen, den gesamten EEV um 50 % gegeniiber
2010 zu verringern, sowie eine 50 zu 50-Verteilung von regenerativ erzeugtem Methan zu regenerativ erzeugtem Strom in 2050.

IV Ohne Strombedarf fiir Raumwarmeversorgung und Informations- und Kommunikationstechnik

tur des bereits vorhandenen Erdgasnetzes verwendet
werden und der Grad der technischen Anpassungen
wird insgesamt als deutlich geringer eingeschitzt.
Daher wird auf Basis einer konservativen Schatzung
des Energiebedarfs innerhalb des entwickelten Sze-
narios fiir den gesamten Industriesektor ausschlief3-
lich der Einsatz von regenerativ erzeugtem Methan
betrachtet.

Daneben werden in der Papierindustrie etwa 15
TWh/a in Form von produktionsbedingten Biorest-
stoffen (Lignin usw.) eingesetzt.

Zusdtzlich gehen wir davon aus, dass zukiinftig

282 TWh/a regenerativ erzeugtes Methan in der
Chemischen Industrie als Kohlenstoffquelle in der
chemischen Synthese eingesetzt wird. Auf diese
Weise werden auch die prozessbedingten Treibhaus-
gasemissionen in vielen Bereichen der Chemischen
Industrie, beispielsweise bei der Ammoniakherstel-
lung, vollstandig vermieden.
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Im gesamten Industriesektor ergibt sich fiir 2050

eine Reduzierung der prozessbedingten Treibhaus-
gasemissionen auf rund 14 Mio. t im Jahr und somit

um rund 75 % im Vergleich zu 2010 (Tabelle 4). Die
Einsparung kann vor allem durch Produktumstel-

lungen — wie in der Zementindustrie —, sowie der i
Nutzung regenerativ erzeugter Rohstoffe fiir die
Chemische Industrie erreicht werden. Die Substitu-
tion von F-Gasen ist in vielen Bereichen schon heute
technisch moglich, wird aber noch nicht in ausrei-
chendem Maf3e vollzogen. Wiirden bis zum Jahr 2050
alle heute technisch méglichen Mafinahmen umge-
setzt werden, kdnnten die F-Gas-Emissionen um 92

% gesenkt werden, auf ein Minimum von 1,204 Mio.

t CO,;, im Jahr 2050. Durch produkt- und prozessbe-
zogene Mafinahmen, den Einsatz von Losemitteln aus
nachwachsenden Rohstoffen und eine Effizienzsteige-
rung beim Losemitteleinsatz konnen die Emissionen
von NMVOC auf 0,765 Mio. t CO,;, bis 2050 reduziert
werden. Fiir die Emissionen aus dem Lachgaseinsatz
nehmen wir an, dass sie durch den Verzicht in der
Andsthesie automatisch auf 0,031 Mio. t CO,; zuriick 2
gehen werden.




Tabelle 4

Treibhausgasemissionen des Industriesektors und des Bereichs Verarbe
UBA THGND 2050 - Szenario

Treibhausgasemissionen (THG-EM) in t COjq/a

itendes Gewerbe im

energiebedingte prozessbedingte Anderung Eiesamtem!ssionen
gegeniiber 2010 in %
Stahlindustrie' 162.000 -99,7
NE-Metallindustrie 0 -100,0
Gief3ereiindustrie 0 -100,0
chemische Industrie" 500.000 -98,7
Zementindustrie" 6.330.000 -79,8
Glasindustrie 761.563 -94,1
Kalkindustrie” 3.530.000 -64,8
Papier- und Zellstoffindustrie 0 -100
Nahrungsmittelindustrie 0 -100
Textilindustrie 0 -100
Produktion und Einsatz fluorierter Treibhausgase
Aluminium- und Magnesiumindustrie 283.000 8,0
Produktion fluorierter Treibhausgase 300.000 17,2
Kalte-, Klimaanlagen und Warmepumpen 28.000 -99,7
Herstellung von Dadmmstoffen 69.000 -89,7
Feuerloschmittel 0 -100,0
Aerosole und Losemittel 100.000 -78,2
Halbleiterproduktion 109.000 -26,4
Elektrische Betriebsmittel 65.000 -88,0
Sonstige SF6-Anwendungen 250.000 -90,6
Emissionen von Losemitteln und anderen Produktverwendungen
f:g(i?]dungvon Farben und 255.310 55,4
EZT::E:: sowie Chemische 47.785 421
al
sonstige Branchen (nichtim 0
Bericht betrachtet)
Summe 0 13.783.420Y

I CO,-Emissionen entstehen nur durch den Abbrand der Graphitelektroden im Elektrolichtbogenofen.

Il Prozessbedingte Treibhausgasemissionen entstehen nur noch als N20 in der Adipinsdure- u. Salpetersdureproduktion, da 2050
ausschlieBlich Kohlenstoffquellen in der chemischen Synthese verwendet werden, die auf regenerativem Methan basieren.

IIl Unter der Annahme, dass im Vergleich zum Jahr 2010 durch die neuen Produktionsverfahren und Produkte die rohstoffbedingten
CO,-Emissionen der Zementproduktion um 80 % gesenkt werden kdnnen, entstehen im Jahr 2050 noch etwa 2.500 kt CO, aus der
Entsduerung von Rohmaterialien.

IV Die Rohstoff- und damit prozessbedingten CO,-Emissionen reduzieren sich aufgrund des Produktionsriickgangs um 30 % bis 2050.
V Inklusive 31.000 t CO2Aq aus Lachgaseinsatz.

Quelle: Umweltbundesamt 2013
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Abfall und Abwasser

Zwischen 1990 und 2010 sind die Emissionen im
Sektor Abfall und Abwasser bereits erheblich zuriick-
gegangen. Langfristig werden die Emissionen weiter
sinken und 2050 rund 3 Mio. t COqu betragen. Das
entspricht einer Minderung um mehr als 90 % gegen-
iiber 1990.

Indem Wertstoffe verstiarkt aus dem Restabfall abge-
trennt und die deponierten Siedlungsabfallmengen,
die bereits heute vor der Ablagerung thermisch oder
mechanisch-biologisch behandelt werden miissen,
auf diese Weise deutlich reduziert werden, haben die
Methanemissionen aus Deponien bis heute bereits
deutlich abgenommen. Die Treibhausgasemissionen
aus Deponien sanken von etwa 38 Mio. t CO, iq im Jahr
1990 auf 9 Mio. t CO, iq im Jahr 2010. Dieser Trend
wird sich fortsetzen.

Bedingt durch die geringen Mengen der auf Deponien
abzulagernden Restabfille und die sinkende Gasbil-
dung der vor 2005 unbehandelt abgelagerten Abfille,
verringert sich die jahrliche Methanbildung nach

Abbildung 7:

unseren Schatzungen auf insgesamt etwa 56.000 t
(diese Summe entspricht 1,2 Mio. t CO, Aq) im Jahr
2050. Darin enthalten sind auch der fiir die kommen-
den Jahre angenommene Deponieriickbau und der
Einsatz aerober Stabilisierungsverfahren. Die genann-
te Methanmenge wird jedoch nicht vollstandig in die
Atmosphdre emittiert. Wir gehen davon aus, dass sich
durch die Fassung von Deponiegas und durch biolo-
gische Oxidation die Emissionen gegeniiber dem ge-
bildeten Methan um weitere 50 % verringern. Die fiir
2050 zu erwartenden Methanemissionen aus Depo-
nien reduzieren sich demnach insgesamt auf 28.000
t Methan. Die Treibhausgasemissionen aus Deponien
sinken damit voraussichtlich von 9 Mio. t. CO,; im
Jahr 2010 auf etwa 0,6 Mio. t COqu im Jahr 2050.

Damit sinkt der Anteil des Methans aus Deponien an
den gesamten Treibhausgasemissionen dieses Sektors
von 90 % im Jahr 1990 bis 2050 auf etwa 20 Prozent.
Dagegen nimmt der Anteil der Emissionen aus dem
Bereich Abwasser von ca. 10 Prozent auf etwa 60
Prozent zu, obwohl auch hier die absoluten Emissio-
nen von 4,44 Mio. t CO,; im Jahr 1990 auf 1,65 Mio. t
CO, iq abnehmen werden.

Verdnderung der Treibhausgasemissionen im Abfall- und Abwassersektor 1990-2050

im UBA THGND 2050 - Szenario

0,1 0,0

1990: 43,1 Mio. t CO,,,_

2010: 13,2 Mio. t €O,

2050: 2,8 Mio. t CO,,,

B Abfalldeponierung
I Abwasserbehandlung (kommunal)

B Kompostierung
Il MBA
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Die Ausweitung der getrennten Bioabfallsammlung
fiihrt voraussichtlich dazu, dass die in Kompostie-
rungs- und Vergarungsanlagen zu behandelnden
Abfalle um mehr als 30 % steigen. Da die Treibhaus-
gasemissionen im Anlagenbetrieb reduziert werden,
gehen wir trotz steigender Einsatzmengen davon aus,
dass sich die Emissionen aus der Bioabfallbehandlung
bis 2050 um etwa ein Drittel reduzieren lassen.

Fiir die in MBA behandelten Abfallmengen wird fiir
2050 davon ausgegangen, dass diese gegeniiber 2010
konstant bleiben. Durch Umriistungen der MBA zu
Mechanisch-Biologischen Stabilisierungsanlagen
(MBS) lassen sich die Emission um 40 % auf etwa
100.000 t CO, iq senken. Auflerdem verringert sich
die Menge der abgelagerten Behandlungsriickstdn-
de, denn im Behandlungsprozess der MBS wird ein
deutlich hoherer Anteil der behandelten Abfdlle einer
thermischen oder stofflichen Nutzung zugefiihrt.

Desweiteren nehmen wir an, dass die Anteile an
Produkten, die auf Erd6lbasis produziert wurden,
bis zum Jahr 2050 zum grof3en Teil schon als Abfall
entsorgt wurden. Unter diesen Voraussetzungen sind

die Kohlendioxidemissionen fossilen Ursprungs aus
Abfallverbrennungsanlagen im Jahr 2050 zu vernach-
lassigen.

Auch bei der Abwasserbehandlung ist langfristig mit
Emissionsminderungen zu rechnen. Da der An-
schlussgrad der Bevélkerung an die zentrale Abwas-
serbehandlung sich erhoht und die Bevolkerung im
landlichen Raum zuriickgeht, sinken die Methane-
missionen aus abflusslosen Gruben auf etwa 35.000 t
CO, 5
Die Lachgasemissionen aus der Abwasserbehandlung
verringern sich nach unseren Annahmen auf gut 1,6
Mio. t CO, ig-Voraussetzung hierfiir ist, dass sich die
Bevolkerung in Deutschland deutlich proteindrmer
erndhrt (d.h. weniger Fleisch isst) und sich damit den
Empfehlungen der Deutschen Gesellschaft fiir Erndh-
rung anndhert. Unter den vorgenannten Annahmen
ist davon auszugehen, dass im Jahr 2050 die Treib-
hausgasemissionen aus der Abwasserbehandlung ca.
1,65 Mio. t CO, iq betragen.




Landwirtschaft

In den Szenarien fiir den deutschen Agrarsektor
sollen die jahrlichen Treibhausgasemissionen aus
der Quellgruppe Landwirtschaft auf 35 Mio. t CO, iq
gesenkt werden.

Dafiir wird die Kombination aus Klimaschutzmaf-
nahmen im technischen Bereich (mehr Effizienz),
gednderten Produktionssystemen und eingeschrank-
ter Tierhaltung betrachtet. Durch technische Klima-
schutzmafinahmen ohne Produktionseinschrankun-
gen ist es moglich, die Emissionen in der Quellgruppe
Landwirtschaft auf 45 bis 47 Mio. t. CO, i ZU Ver-
mindern (Minderung von 20-25 %). Wichtige Maf3-
nahmen sind dabei, die Stickstoff (N)-Ausnutzung
konsequent zu steigern und den anfallenden Wirt-
schaftsdiinger (Giille u.a.) in Biogasanlagen mit
gasdichter Lagerung der GarresteX! einzusetzen.
Weitere Treibhausgasminderungen konnen dariiber
hinaus nur erzielt werden, wenn die Tierproduktion
eingeschrankt wird — dies betrifft vor allem die Wie-
derkduer aufgrund ihrer hohen verdauungsbedingten
Methanemissionen.

Fiir das Jahr 2050 wurden fiir den Sektor Landwirt-
schaft*! zwei Szenarien betrachtet: ein Szenario mit
einer Fortschreibung der bestehenden Strukturen der
deutschen Landwirtschaft (Szenario konv) und ein
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Szenario, das entsprechend den Zielen der deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie (2002) annimmt, dass der
Okologische Landbau auf 20 % der landwirtschaftlich
genutzten Flache ausgedehnt wird.

Fiir beide Szenarien gelten — zusdatzlich zu den all-

gemeinen in der Einleitung genannten Annahmen —

folgende Annahmen und Voraussetzungen:

> Im Jahr 2050 wird in Deutschland keine Biomasse
mehr eigens fiir die energetische Nutzung ange-
baut (siehe Absatz Energie). Energetisch genutzt
werden lediglich Rest- und Abfallstoffe aus der
Pflanzen- und Tierproduktion (z. B. Giille oder Mist
sowie iiberschiissiges Stroh, Landschaftspflege-
schnitt etc.).

» Nachwachsende Rohstoffe werden weiterhin wie
im Umfang des Jahres 2007 stofflich verwendet.

» Um die durch Landnutzung bedingten Treibhaus-
gasemissionen zu minimieren, ist es erforder-
lich, die Umwandlung von Griinlandflachen in
Ackerland einzustellen und den grofiten Teil der
landwirtschaftlich genutzten Moorflichen (etwa
6 % der heutigen landwirtschaftlich genutzten
Flachen) aus der Bewirtschaftung zu nehmen und
wieder zu verndssen. Die verbleibenden Emissio-
nen aus Moorbéden sind im Sektor LULUCF erfasst.

» Annahmen zur Flachenversiegelung finden sich im
Kapitel LULUCF.



Tabelle 5

Maf3nahmen zur THG-Minderung in der Landwirtschaft in den Szenarien fiir das Jahr 20507

THG gesamt

in Mio. t COL,

Szenario 1: konventionelle Landwirtschaft (KONV)

Ausgangssituation 2050 nach

Minderung je
Schritt

Fortschreibung 37,2 22,6 >9,8
N-Produktivitdt gesteigert' 30,7 22,6 53,3 -6,5
o . . .
89 % des Wirtschaftsdiingers in 29.1 18,5 47.6 57
Biogasanlagen
Milchvieh-Umtriebsrate niedriger
(von 0,28 auf 0,2), mehr Kdlbermast Y L e 7
Keine Mutterkiihe, Schafe minus 50 % 28,9 14,6 43,5 -3,4
Keine Bullen- und Farsenmast 28,5 12,7 41,2 -2,3
Milchkuhbestand minus 38 % 27,9 8,4 36,3 -4,9
Schweinebestand minus 55 % 27,2 7,8 35,0 -1,3
Szenario 2: 6kologischer Landbau auf 20 % der LF (Oko-20%)
a) Okologischer Landbau auf 20 % der LF ...
Ausgang§5|tuat|on 2050 nach 3.4 3.4 6.8
Fortschreibung
N-Produktivitat gesteigert (von 50 auf
60 % Ausnutzung) 3.4 3.4 6,8 0,0
o . . .
89 %o des Wirtschaftsdiingers in 3.1 3,0 6.1 0.7
Biogasanlagen
Keine Mutterkiihe, Schafe minus 50 % 2,9 2,5 5,4 -0,7
Keine Bullen- und Farsenmast 2,8 2,0 4,8 -0,6
b) ... und konventioneller Landbau auf 80 % der LF
Ausganggsﬁuahon 2050 nach 31,0 18,7 49,7
Fortschreibung
N-Produktivitadt gesteigert! 25,6 18,7 44,2 -5,4
o . N .
89 %o des Wirtschaftsdiingers in 24,2 15,2 39,4 48
Biogasanlagen
Milchvieh-Umtriebsrate niedriger
(von 0,28 auf 0,2), mehr Kilbermast 24,1 14,6 38,8 0,6
Keine Mutterkiihe, Schafe minus 50 % 24,0 13,2 37,2 -1,5
Keine Bullen- und Farsenmast 23,8 10,5 34,2 -3,0
Milchkuhbestand minus 38 % 23,5 7,0 30,5 -3,8
Schweinebestand minus 11 % 23,3 6,9 30,2 -0,3

| Ausnutzung Mineraldiinger-N von 80 % auf 90 %; organischer N von 26 % auf 60 %; legume N-Fixierung von 20 % auf 40 %.

Die beiden Szenarien (1) konventionell und (2) 20 %

Okolandbaufliche in Deutschland, unterscheiden

sich hinsichtlich der Produktions- und Versorgungs-
leistung der deutschen Landwirtschaft, bei gleichen

Quelle: Osterburg et al. (2013)

Emissionen in Hohe von 35 Mio. t CO, i+ PTO Jahr aus
der Landwirtschaft. Dabei werden internationale
Handelseffekte jedoch nicht beriicksichtigt.
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Im Szenario KONV wird der Weizenanbau trotz ver-
ringerter Ackerflache gegeniiber dem Ausgangsjahr
2007 ausgedehnt, der Getreideanteil an der Ackerfla-
che steigt dadurch auf {iber 70 %. Durch den Abbau
der Rinderbestdande wird vor allem der Ackerfutter-
bau eingeschrankt (Silomais, Klee- und Feldgras).
Der Tierbestand geht auf etwa 40 % des Bestands von
2007 zuriick — vor allem werden die Rinder-, Schwei-
ne- und Schafbestdnde verringert, wahrend der
Gefliigel- und Pferdebestand aufrechterhalten wird.
Aufgrund der angenommenen Leistungssteigerung
bei Milchkiihen geht die Milchproduktion weniger
stark zuriick als die Fleischproduktion.

Im Szenario OKO-20% ist die Flichennutzung auf der
konventionell bewirtschafteten Flache dhnlich wie
im Szenario KONV. Der Rinder- und Schweinebestand
muss aber weniger stark verringert werden, um die
Treibhausgase wie erforderlich zu mindern. Auf der

Tabelle 6

Okologisch bewirtschafteten Ackerflache werden die
Roggen-, Hiilsenfrucht- und Kleegrasflachen deutlich
ausgedehnt, die Weizen- und Rapsflachen werden
dagegen eingeschriankt. Die Schweine- und Gefliigel-
haltung spielt im Jahr 2050 im 6kologischen Landbau
nur eine sehr geringe Rolle.

Wird die Tierproduktion eingeschrankt, ohne dass
zugleich der Nahrungsverbrauch in Deutschland
angepasst wird, hatte dies allerdings nur verringerte
THG-Emissionen aus der deutschen Landwirtschaft
zur Folge. Da in diesem Fall auslandische Anbieter
die Versorgung iiberndhmen, wiirde global gesehen
der Klimaschutzeffekt durch Tierbestandsaufstockun-
gen auflerhalb von Deutschland wieder kompensiert.
Dies ist ein Beispiel fiir sogenannte ,,Leakage“-Effekte
— das heif3t die Emissionen werden in andere Lander
verlagert. Neben den Annahmen zur Verdnderung
von Landnutzung und Agrarproduktion werden

Produktionsmengen im Ausgangsjahr 2007 und in den Szenarien fiir das Jahr 20508

Ausgangsiahr| KONV | Oko20% | |

| e | e [T [l
L Mot
Getreide insgesamt 45,0 65,1 56,7 54,1 2,5
Weizen 23,0 41,6 34,6 33,6 0,9
Roggen 3,0 3,4 3,0 2,3 0,7
Gerste 11,4 12,4 11,8 11,8 0,0
Hafer 0,8 0,8 0,6 0,3 0,4
Kérnermais 4,1 4,5 4,5 4,4 0,1
sonst.Getreide 2,2 2,4 2,1 1,8 0,4
Hilsenfriichte 0,3 0,4 1,4 0,6 0,8
Raps, Olsaaten 5,3 6,4 6,3 6,0 0,3
Kartoffeln 11,0 11,2 10,5 9,1 1,5
Zuckerriiben 23,3 28,0 27,7 24,4 3,3
Gemiise 3,2 2,9 2,6 1,8 0,8
Obst 1,3 1,2 1,2 0,9 0,3
Weinmost 0,8 0,8 0,7 0,6 0,1
Milch 28,1 17,4 18,3 14,3 4,0
Fleisch insgesamt 6,4 2,9 4,8 4,6 0,2
Rindfleisch 1,1 0,3 0,3 0,3 0,1
Schweinefleisch 4,0 1,4 3,3 3,2 0,1
Schaffleisch 0,04 0,02 0,02 0,02 0,00
Geflugelfleisch 1,0 1,1 1,0 0,9 0,0
Eier 0,8 0,9 0,8 0,8 0,1
Quelle: Osterburg et al. (2013)
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deshalb auch Annahmen zur Verdnderung der
Ernahrung getroffen. Die Annahmen zum Nahrungs-
verbrauch orientieren sich an den Empfehlungen

der Deutschen Gesellschaft fiir Erndhrung (DGE).

Im Wesentlichen empfiehlt diese, im Vergleich zu
heute deutlich weniger Fleisch und stattdessen mehr
Gemiise zu essen. Ein hoher Fleischkonsum wird mit
einem erhohten Risiko fiir die Gesundheit in Verbin-
dung gebracht. Dies wird auf den hohen Fettgehalt
mit gesattigten Fettsdauren und Cholesterin, sowie auf
die Zubereitungsarten wie Rauchern, Braten, Grillen
und Salzen zuriickgefiihrt. Zu betonen ist, dass die
im Zusammenhang mit der Erndhrung betrachteten
Krankheitsbilder nicht von monokausaler Natur sind
und die Erndhrung nur ein Faktor von vielen ist.

Auflerdem nehmen wir an, dass sich die Menge der
Lebensmittelabfdlle um die Hélfte verringern lasst.

Die genannten Veranderungen der heutigen Konsum-
und Verhaltensmuster bei der Erndhrung, in Ver-
bindung mit dem Ende des Biomasseanbaus fiir die
energetische Nutzung, schranken die Binnennach-
frage nach Agrarprodukten deutlich ein. Gerade der
Verbrauch von Nahrungsmitteln tierischer Herkunft
beeinflusst erheblich den kumulierten Flachen- und
Energieanspruch und die THG-Emissionen, die
durch die Deckung des deutschen Nahrungsmittelbe-
darfs entstehen. Werden weniger tierische Produkte
verbraucht und der Lebensmittelverderb verringert,
schldgt sich dies jedoch nicht in demselben Ausmaf3

in einer verdnderten Produktion des deutschen Agrar-

sektors nieder. In einer offenen Marktwirtschaft be-
stimmt das nationale Verbraucher- und Erndhrungs-
verhalten nur mittelbar die Produktionsstruktur des
Agrarsektors, da dieser in erheblichem Maf3e durch
die Austauschbeziehungen an den internationalen
Markten beeinflusst wird.

Die Kombination von konventionellem und 6kologi-
schem Landbau auf 20 % der Landwirtschaftsflache
zeigt, dass sich offensichtlich Synergien ergeben, die
dazu beitragen, dass die landwirtschaftliche Pro-
duktion weniger stark eingeschrankt werden muss.
Die Synergien sind mit der bevorzugten Nutzung des
Griinlands als Flache fiir die im 6kologischen Land-
bau benoétigte biologische N-Bindung durch Klee und
andere Leguminosen zu erkldren. Auf einem relevan-
ten Teil der Griinlandfldche wird im Szenario OKO-
209% kein N-Mineraldiinger eingesetzt, dies senkt die
N,0-Emissionen und ist Voraussetzung fiir eine ver-

stirkte N-Bindung durch Klee. Uber die Verfiitterung
kann der so gebundene Stickstoff schlief3lich in Form
von Wirtschaftsdiinger aus der Rinderhaltung im wei-
teren Verlauf im 6kologischen Ackerbau eingesetzt
werden. So miissen weniger Ackerflachen fiir Klee-
gras oder andere Leguminosen reserviert werden.

Im Szenario Oko-20 % miissen die Tierbestinde im
Vergleich zum Szenario KONV weniger stark abgebaut
werden, um das THG-Einsparungsziel zu erreichen.

Somit besteht ein Spielraum, die Landnutzungsin-
tensitdt und damit die Produktionsmengen weiter zu
reduzieren, beispielsweise durch eine weitgehende
Umstellung auf Okolandbau.

Ein hoherer Flachenanteil des 6kologischen Land-
baus hat nach Auffassung des Umweltbundesamtes
aber auch klare Vorteile hinsichtlich des Umwelt-
schutzes, da im Okolandbau zum Beispiel keine
chemisch-synthetischen N-Mineraldiinger- und Pes-
tizide gegeniiber dem Szenario mit konventionellem
Landbau eingesetzt werden. Deshalb sollte aus Sicht
des Umweltbundesamtes bis zum Jahr 2050 eine {iber
das 209%-Ziel deutlich hinausgehende Ausdehnung
des 6kologischen Landbaus angestrebt werden. Eine
vollstindige Umstellung auf Okolandbau ist sowohl
quantitativ als auch hinsichtlich der Umweltwirkun-
gen zu untersuchen und weiter zu entwickeln.
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Landnutzung, Landnutzungsanderung, und Forstwirtschaft

(LULUCFX')

Unter den unten beschriebenen Annahmen ergeben
sich fiir das Jahr 2050 Emissionen von 8 Mio. t CO,
fiir den Gesamtbereich (siehe Tabelle 7).

Der Sektor LULUCF betrachtet alle flichengebun-
denen Kohlenstoffspeicher, also flichengebundene
Quellen oder Senken der Treibhausgasemissionen von
Wald, Acker, Weide, Siedlungs- und Feuchtgebieten.
Dies umfasst die Freisetzung von Treibhausgasen
etwa durch Waldnutzung, Entwaldung oder Pfliigen
des Bodens bzw. Entzug des Kohlendioxids aus der
Atmosphdre beispielsweise durch Aufforstung und
Waldwuchs (Senke). Nicht in diesen Sektor fallen die
im Abschnitt Landwirtschaft beschriebenen Emissio-
nen, wie zum Beispiel Lachgasemissionen infolge von
Diingung oder Methanemissionen aus der Tierhaltung.

Tabelle 7:

Treibhausgasemissionen im UBA THGND
2050 - Szenario fiir de Sektor LULUCF

Kategorie

Emissionen in Mio. t CO,;_

Landwirtschaftliche 5,5 (Kalkung: 1,5 und
Boden Moorbdden: 4)
Siedlung 2,5
Torfabbau 0

Wald 0

Gesamt 8

Quelle: Umweltbundesamt auf Basis Osterburg et al., (2013)

Dem Forstbereich liegt kein Szenario fiir 2050 zu-
grunde, dass die komplexen, sowohl 6kologischen
(natiirliche und anthropogen beeinflusste Zyklen,
Auswirkungen des Klimawandels, Beriicksichtigung
naturschutzfachlicher Ziele,) als auch 6konomischen
Implikationen (Rohstofflieferant, Sicherung 6kosyste-
marer Dienstleistungen) beriicksichtigt.

Abgeleitet von den WEHAM Szenarien'® (WaldEnt-
wicklungs- und HolzAufkommensModellierung) des
Thiinen Instituts, die entwickelt wurden um kiinftige
Erntemengen abzuschitzen, halten wir es allerdings
fiir plausibel und realistisch, den deutschen Wald-
sektor langfristig bei Nullnettoemissionen zu halten —
das heif3t, die Emissionen/Bindungen werden um den
Nullwert pendeln. Voraussetzung ist allerdings, dass
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eine nachhaltige Waldnutzung strikt befolgt wird.
Nur so ist sichergestellt, dass dauerhaft nicht mehr
Holz geerntet wird als nachwachst.

Das vom Thiinen-Institut fiir Ldndliche Rdume ermit-
telte Einsparpotenzial von 37,1 Mio. t CO,; bezieht
sich auf 1,05 Mio. ha landwirtschaftlich genutzten
Moorbdden. 633.000 ha Griinland und 420.000 ha
Ackerland auf Moorb6den kdonnen aus der Nutzung
genommen und restauriert werden.* Auf den ver-
bleibenden 180.000 ha Ackerfldche ist aufgrund der
raumlichen Ndhe zu Siedlungen und Infrastruktur
oder der irreversiblen Schadigung der Torfkorper
keine Wiederverndassung moglich. Hier wird von einer
Umwandlung zu extensiv bewirtschaftetem Griin-
land ausgegangen. Aus diesen Flachen werden auch
zukiinftig noch 4 Mio. t CO, i €Mittiert werden. Da ab
2050 keine Flachen mehr in Ackerland umgewandelt
werden, fallen keine Emissionen aus der Umwand-
lung von anders genutzten Flachen zu Ackerland an.
Mit den fiir 2050 angenommenen 1,5 Mio. t CO,-Emis-
sionen aus landwirtschaftlicher Kalkung ergeben
sich insgesamt Emissionen in Héhe von 5,5 Mio. t
CO,;, aus landwirtschaftlich genutzten Fldchen.

Eine Einstellung des Torfabbaus und der — soweit
moglich — weitestgehende Ersatz von gartenbauli-
chem Torf durch Alternativen wie Kokosfasern oder
Terra Preta, bieten Minderungspotentiale von bis zu

2 Mio. t CO,. Hier sollte darauf geachtet werden, dass
durch ein Torfabbauverbot in Deutschland Emissio-
nen ins Ausland verlagert werden konnen, sollte nicht
zeitgleich ein Importverbot fiir Torf erlassen werden.

Fiir das Jahr 2050 wird keine zusétzliche Erweiterung
der Siedlungs- und Verkehrsflaichen angenommen:
die Flacheninanspruchnahme fillt linear von 80 ha/
Tag in 2007 auf 30 ha/Tag in 2020 (Bundesregierung
(2002), um dann weiter linear auf den Zielwert Null
in 2050 zu sinken. Die Treibhausgasemissionen der
Siedlungsflachen von 2010 werden fortgeschrieben,
fiir 2050 werden somit Emissionen in Héhe von 2,5
Mio. t CO, veranschlagt. Die Frage, inwieweit Sied-
lungsgriin als Kohlenstoffsenke wirken kann, lasst
sich aufgrund fehlender Daten nicht beantworten.
Der Sektor Landnutzung, Landnutzungsanderung



und Forstwirtschaft nimmt im Vergleich zu den
anderen Sektoren eine spezielle Rolle ein. Die Griinde
liegen in seiner potenziellen Senkenfunktion, den
vorhandenen und zu schiitzenden grofien natiirlichen
Speichern in Boden und Biomasse, der langsamen
Wirksamkeit von Maf3inahmen und seiner starken und
direkten Abhdngigkeit von natiirlichen Einfliissen

(u. a. vom Klima und dessen Anderungen). Dariiber
hinaus dndern Mafinahmen im LULUCF-Sektor nicht

nur die Treibhausgasemissionen und -bindungen,
sondern greifen auch in die Lebensmittel- und Roh-
stoffversorgung ein, zudem beeinflussen sie aufgrund
globaler Vernetzungen nicht nur nationale Gegeben-
heiten. Diese Umstdande erschweren es, die Moglich-
keiten, Potentiale und Entwicklungen der Treibhaus-
gasemissionen und -bindungen im Bereich LULUCF,
insbesondere fiir den Waldbereich abzuschétzen.

Uberlegungen zu den Wechselwirkungen zwischen
Ressourcenproduktivitat und Treibhausgasvermeidung

Diese Studie konzentriert sich auf die Frage, wie im
Jahr 2050 ein treibhausgasneutrales Deutschland
aussehen konnte. Neben der dafiir notwendigen
Vermeidung von Treibhausgasemissionen halt es das
Umweltbundesamt fiir grundsatzlich geboten, die
Ressourcennutzung um 50 % bis 2020 und um 90 %
bis 2050 zu senken. In dieser Studie konnte aber das
Thema Ressourcenproduktivitiat aufgrund der hohen
Komplexitdt nur exemplarisch beriicksichtigt werden.
Daher sollen hier einige Wechselwirkungen diskutiert
werden.

Bei der Inanspruchnahme der natiirlichen Res-
sourcen entstehen verschiedenartige Rohstoff- und
Energiefliisse, Wasserverbrauche sowie Flachenin-
anspruchnahmen auf der Inputseite. Auf der Out-
putseite des Ressourcenverbrauchs steht dagegen

die Nutzung von Okosystemleistungen, wie die der
Senkenfunktion von Umweltmedien (Wasser, Boden,
Luft) durch die Aufnahme von Schadstoffemissionen,
darunter auch Klimagase.

Die Ressourceninanspruchnahme durch einen
sparsamen und effizienten Einsatz von abiotischen
Rohstoffen zu reduzieren, tragt unmittelbar dazu

bei THG-Emissionen zu vermeiden und zu senken.
Denn energieintensive Produkte bestehen haufig aus
Metallen, werden aus Erdol oder Industrieminera-
lien gewonnen oder enthalten andere mineralische
Rohstoffe wie Kies, Sand oder Steine. Werden als
Ersatz Holzprodukte aus nachhaltiger Waldwirtschaft

eingesetzt, kann daraus ein wichtiger Beitrag zur Res-
sourcenschonung hervorgehen. Derartige Produkte
werden verstarkt kaskadenartig genutzt, nach dem
Produktleben werden sie also in anderen Produkten
weiterverwendet. Holz ist bereits heute der mengen-
mafig bedeutendste nachwachsende Rohstoff, der in
Deutschland stofflich und energetisch genutzt wird.
Es wird traditionell auf vielfdltige Weise eingesetzt,
ob als Bauholz, Mobel, Fensterrahmen, Transport-
palette oder Papier und Pappe. Werden weitere
traditionelle Nutzungen verstarkt wiederbelebt und
innovative Produkte und Verfahren zur Holznutzung
entwickelt, kénnen zum Beispiel im Bausektor Kon-
struktionselemente aus Holz (tragende Rahmen, Be-
kleidungen, Platten, Treppen, Fensterrahmen) Stahl,
Beton, Gips und Kunststoff zunehmend ersetzen. Das
heifdt, fiir Holz ist eine m6glichst hochwertige und
soweit moglich mehrfache Nutzung anzustreben.
Der Ausbau der photovoltaischen Stromerzeugung
(PV) birgt ein grof3es Umweltentlastungs- und Res-
sourceneffizienzpotenzial, da diese in der Nutzung
unabhédngig vom Einsatz fossiler oder biotischer
Energietrager ist. Unsicherheiten der Rohstoffverfiig-
barkeit konnten allerdings den Ausbau verlangsa-
men. Schliisselelemente der Diinnschichtphotovoltaik
wie Indium, Tellur, Gallium oder Germanium lassen
sich nur als Koppelprodukte von Massenmetallen wie
Aluminium, Zink, Blei und Kupfer gewinnen. Schon
wenn sich die Nachfrage gering verdndert, kann

sich dies stark auf die Preisentwicklung auswirken.
Dariiber hinaus besteht aufgrund der sehr geringen
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Einsatzkonzentrationen der Technologiemetalle die
Gefahr eines dissipativen, also unwiederbringlichen
Verlusts durch Feinverteilung in gréf3eren Stoffstro-
men.

Beim Betrieb von Windenergieanlagen werden keine
fossilen Energietrager eingesetzt. Gleichwohl sind —
wie auch bei den PV-Modulen — Rohstoffe notwendig,
um die Anlagen zu produzieren, zu errichten und
instandzuhalten. Die verwendeten Seltenen Erden
Neodym und Dysprosium zdhlen auf3erdem zu den
besonders kritischen Rohstoffen. Sie sind einerseits
als Bestandteil von Elektromagneten technisch
bedeutend fiir getriebelose, hocheffiziente und war-
tungsarme Windenergieanlagen, andererseits aber in

ihrer Verfiigbarkeit stark eingeschrankt. Die hohe Ma-

terialintensitat von Windenergieanlagen bezieht sich
auf ihre Produktions- und Errichtungsphase. So ge-
hen - im Gegensatz zu konventionellen Kraftwerken
— beim Offshore-Windpark Alpha Ventus 78 % des
gesamten Energieaufwands und der lebenszyklus-
weiten Treibhausgasemissionen auf die materialbe-
zogenen Vorketten und die Installation der Anlagen
zuriick. Trotzdem hat sich der Windpark nach etwa

7 bis 9 Monaten Betriebszeit energetisch amortisiert.
Allerdings bildet die energetische Betrachtung allein
noch nicht die Umweltauswirkungen und die gesund-
heitlichen Folgen der Rohstoffgewinnung und -aufbe-
reitung in den Forderlandern ab. Um diese negativen
Effekte des Rohstoffabbaus und der -raffination pers-
pektivisch zu reduzieren, sind Windenergieanlagen
nach Ablauf ihrer Betriebszeit als anthropogene Roh-
stofflagerstitten von hohem Riickgewinnungs- und
Verwertungsinteresse zu betrachten.

Die Elektromobilitét soll kiinftig zu Emissionsminde-
rungen im Verkehrssektor beitragen. Hierbei konnen
die Batterien in Elektrofahrzeugen als Zwischenspei-
cher fiir Strom aus Erneuerbaren Energien genutzt
werden. Es ist zu erwarten, dass ein Grofdteil der
zukiinftigen Elektrofahrzeuge Traktionsbatterien auf
Basis von Lithium-Ionen-Technik nutzen wird. Sie
enthalten je nach Kathodentyp Lithium und Kobalt.
Wahrend nach Einschitzung von Umbrella 2011 die
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geologischen Reserven von Lithium in den nichsten
Jahrzehnten den Bedarf decken kénnen, konnte bei
Kobalt der kumulierte Verbrauch bereits zwischen
2040 und 2050 die heute bekannten Kobaltreser-

ven von 7,3 Mio. t iberschreiten. Schwierig werden
konnte in diesem Zusammenhang zukiinftig auch die
Versorgung mit Neodym und Dysprosium fiir den Per-
manentmagnetmotor. Pilotprojekte zu Recyclingver-
fahren sollten daher flichendeckend und grofdtech-
nisch innerhalb von zehn Jahren realisiert werden.
Generell gilt, dass Entscheidungen in der Produktge-
staltung den Ressourcenverbrauch und das Entstehen
von Abfdllen sowie die Nutzungsdauer und -variabili-
tat der Produkte maf3geblich bestimmen. Ressourcen-
schonende und abfallvermeidende Produkte zeichnen
sich zundchst durch den Einsatz einer moglichst
geringen Materialmenge aus, sowie durch den Einsatz
von Sekundarrohstoffen bei denen die 6kologischen
Rucksdcke der Rohstoffvorketten beriicksichtigt wer-
den. Die Nutzungsdauer dieser Produkte ist moglichst
lang. Sie sind ressourceneffizient in der Nutzungspha-
se und kdonnen am Lebensende moglichst demontiert
werden, einzelne Bestandteile lassen sich weiter
nutzen oder dem Wertstoffkreislauf zufiihren. Um na-
tlirliche Ressourcen zu schonen, Abfall zu vermeiden
und die Umwelt insgesamt zu entlasten (einschlief3-
lich der Minderung von Treibhausgasemissionen), ist
der gesamte Lebensweg eines Produkts oder Systems
zu betrachten.

Besonders augenfallig sind die Zusammenhénge zwi-
schen Klimaschutz und Ressourcenproduktivitat im
Bereich der Industrie: Heute gehen etwa 50 Prozent
der industriellen CO,-Emmissionen darauf zuriick,
dass die fiinf Grundstoffe der industriellen Produkti-
on hergestellt und verarbeitet werden: Stahl, Zement,
Papier, Kunststoff und Aluminium. Das heift, L6-
sungen, die den Einsatz dieser Produkte reduzieren,
tragen damit auch zum Klimaschutz bei. Es gibt viele
Wege, entlang der Wertschopfungskette mit weniger
Rohstoffen und in Folge dessen mit weniger Energie
auszukommen. Das langfristige Ziel muss aus Sicht
des Umweltbundesamtes sein, den pro Kopf Rohstoff-
verbrauch bis 2050 um den Faktor 5 bis 10 zu senken.



Fazit/Diskussion

Ein treibhausgasneutrales Deutschland mit einem
jahrlichen Pro-Kopf-Ausstof3 von 1 Tonne CO, i I
Jahr 2050, was einer Senkung der Emissionen um
95 % im Vergleich zum Jahr 1990 entspricht, ist
technisch moglich. Wir beschreiben eine mégliche
Option in einem Losungsraum. Es ist moglich, nicht
nur die Stromversorgung, sondern auch den Kraft-
und Brennstoffbedarf mit erneuerbaren Energien zu
decken.

Basis unseres Szenarios ist, dass die Energieversor-
gung vollstdndig auf erneuerbare Energien umgestellt
wird und Effizienzpotentiale weitgehend ausge-
schopft werden. Damit gehen die Emissionen aus dem
Energiesektor auf nahezu Null zuriick und auch die
anderen Sektoren kénnen ihre Emissionen wesentlich

Abbildung 8:

mindern. Ein zentraler Baustein fiir unser Szenario
ist die Umwandlung von erneuerbar erzeugtem Strom
zu Wasserstoff, zu Methan und héherkettigen Koh-
lenwasserstoffe. Nur so kann in unserem Szenario
der Bedarf an Kraft-, Brenn- und Rohstoffen in den
Sektoren Industrie und Verkehr sowie dem Warme-
sektor gedeckt werden. Damit steigt der Strombedarf
stark an, weit hinaus iiber die Strommenge, die als
iberschiissiger Strom bezeichnet werden kann.

Die technischen Potentiale, diese Strommengen nati-
onal zu erzeugen, sind zwar vorhanden. Da aber zum
Beispiel aus 6kologischen oder 6konomischen Griin-
den nur ein Teil dieser Potentiale sinnvoll erschlossen
werden kann, gehen wir davon aus, dass ein Teil des
in Deutschland bendtigten Stroms im Ausland produ-

Uberblick zum méglichen Anwendungsbereich von Power to Gas/Power to Liquid im UBA
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Quelle: Umweltbundesamt, 2013
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ziert wiirde. PtG und PtL kénnten dann ebenfalls am
Ort der Stromerzeugung erfolgen und die Brenn- und
Kraftstoffe kénnten importiert werden. Der Anteil Pri-
marenergieimporte*V lage unter der Annahme einer
nationalen Stromversorgung (466 TWh) entsprechend
heutiger Verhiltnisse in der gleichen Gro3enordnung
wie heute.

Um ein treibhausgasneutrales Deutschland im Jahr
2050 zu verwirklichen, sind in einigen Bereichen
Technologieinnovationen und die Weiterentwicklung
heutiger Technik notwendig. Hier besteht For-
schungs- und Entwicklungsbedarf.

Wir haben uns in unserer Studie am besten derzeit
verfiigbaren Stand der Technik orientiert. Allerdings
sind wir auch bei neuen Technologien und techni-
schen Anwendungen, die bislang nur in kleinem
Maf3stab erprobt sind, von einer breiten Marktein-
fiihrung ausgegangen. Uns ist bewusst, dass hierfiir
zahlreiche Technik- und Technologieinnovationen
im Laufe der néchsten vier Jahrzehnte notwendig
sind. So stehen beispielsweise Power to Gas und vor
allem Power to Liquid erst am Beginn der marktreifen
Umsetzung. Derzeit sind in Deutschland mehrere
Demonstrationsanlagen in Betrieb. In Island wird
bereits eine Power to Liquid-Anlage kommerziell
betrieben.

Um den Losungsraum zu erweitern und besonders ge-
eignete Transformationspfade zu identifizieren, sind
weitere Analysen notwendig. So sollte untersucht
werden, ob der hohe Strombedarf gesenkt werden
kann. Dies gilt besonders fiir den Verkehrssektor.
Hier muss gepriift werden, ob die Anwendung von
regenerativ erzeugtem Wasserstoff und der direkte
Einsatz von Strom ausgebaut werden kénnen. Auch
weitere Verkehrsvermeidungs- und Verlagerungspo-
tentiale sind zu priifen.

Wasserstoff wird heute noch nicht als Endenergie-
trager eingesetzt — weder zur Verstromung noch im
Verkehr. Hier besteht erheblicher Forschungs- und
Entwicklungsbedarf. Gegeniiber Methan und fliissi-
gen Kraftstoffen hat Wasserstoff erhebliche Vorteile
(geringere Umwandlungsverluste), allerdings auch
Nachteile (geringere Energiedichte).

Inwieweit mehr Strom im Verkehr direkt eingesetzt
werden kann bzw. ob statt fliissigen Kraftstoffen in
Zukunft gasférmige wie Methan oder Wasserstoff
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eingesetzt werden kdnnen, ist zukiinftig zu untersu-
chen. Beim moglichen Einsatz von Wasserstoff ist die
notwendige Infrastruktur einer intensiven umfassen-
den Betrachtung zu unterziehen.

Mit Wasserstoff konnen die hohen Umwandlungsver-
luste deutlich verringert werden, damit sinkt auch
der Strombedarf*V. Derzeit diskutierte Vorschldge,
zum Beispiel die Installation von Oberleitungen auf
Autobahnen und die damit verbundene Umstellung
von Lkw auf Hybrid-Betrieb miissen mit Blick auf die
Effizienz des Gesamtsystems und die Kosten weiter
untersucht und bewertet werden.

Wir haben fiir das Jahr 2050 angenommen, dass
sich auch Energie einsparen ldsst, indem Verkehr
vermieden und verlagert wird. Dabei wurde nur

eine gemafigte, aus heutiger Sicht wahrscheinli-
che Entwicklung betrachtet. Werden weitreichende
Maf3nahmen umgesetzt (z. B. Fahrbeschriankungen)
oder treten weitreichende Verhaltensanderungen ein
(z.B. Lebensstilinderungen), wiirde dies zu stiarkeren
Vermeidungs- und Verlagerungswirkungen fiihren.
Eine Akzeptanz solch weitreichender MafSnahmen
setzt jedoch eine intensive gesellschaftliche Debatte
voraus.

Unsere Studie klammert die Betrachtung von Kosten
aus. Uns geht es darum, in einem ersten Schritt zu
zeigen, ob ein klimaneutrales Deutschland {iberhaupt
technisch darstellbar ist. Wie viel es kosten wird, die
Emissionen um 95 % zu senken, konnen wir daher
nicht sagen. Hier miissen weitere Untersuchungen
zeigen, wie sich die Kosten im Einzelnen darstellen
wiirden. Auflerdem ist zu analysieren, welche 6kono-
mischen und regulatorischen Rahmenbedingungen
notwendig sind, um die Entwicklung und Marktdif-
fusion der erforderlichen technischen Innovationen
anzustof3en.

Langfristige 6konomische Analysen sind stets mit
erheblichen Unsicherheiten behaftet. Zum Teil ist
iiber die Kosten einzelner Techniken noch wenig
bekannt, zum Beispiel zu den Kosten von Power to
Gas und Power to Liquid. Durch die hohen Umwand-
lungsverluste steigen die Kosten jedoch mit jeder
weiteren Umwandlungsstufe vom Wasserstoff zu
fliissigen Kraftstoffen allein schon durch den hohen
Stromverbrauch. Hier besteht Forschungsbedarf.
Kostenbetrachtungen fiir die verschiedenen Antriebs-
und Kraftstofftechniken im Verkehrssektor, die auch



Lernkurven beriicksichtigen, sind eine wichtige Vo-
raussetzung um umfassend bewerten zu konnen, sie
wurden jedoch in dieser Studie nicht vorgenommen.

In unserer Studie betrachten wir nicht die Frage,
welche Rahmenbedingungen geschaffen werden
miissen, um bestimmte Techniken einzufiihren. Dies
betrifft zum Beispiel den Einsatz von Methan in der
chemischen Industrie als Kohlenstoffquelle. Eine Um-
stellung der Mineraldlindustrie ist nicht zu erwarten,
solange Ol kostengiinstiger als regeneratives Methan
ist, zumal grof3technische Investitionen erforderlich
sind. Die Politik miisste dazu geeignete Rahmenbe-
dingungen schaffen.

Ein treibhausgasneutrales Deutschland sollte sich

an weiteren Nachhaltigkeitskriterien orientieren.
Insbhesondere die Wechselwirkungen zur Ressourcen-
produktivitdt miissen weiter untersucht werden.

Den Anbau von Biomasse zur ausschlie3lich ener-
getischen Nutzung haben wir wie in der Einleitung
beschrieben aus Griinden der Nachhaltigkeit ausge-
schlossen. Im Gegensatz zu anderen Studien beriick-
sichtigen wir auch CCS nicht, unter anderem weil die
Speicherkapazitdaten begrenzt sind. Die Nutzung der
Kernenergie ist fiir Deutschland keine Option mehr.

Wechselwirkungen zur Ressourcenproduktivitat
konnten wir in unserer Studie nicht abbilden. Hier
muss weiter untersucht werden, wie sich die Ziele des
Klimaschutzes und der Ressourceneffizienz sinnvoll
ergdnzen und wie sich etwaige Widerspriiche zwi-
schen beiden Zielen auflsen lassen.

Auch miissen manche Klimaschutztechniken noch
auf ihre Umweltauswirkungen hin untersucht und
bewertet werden.

Bei einer umfassenden Betrachtung miissen auch
mogliche Verlagerungen von Emissionen ins Ausland
beriicksichtigt werden. In unserer Studie geschieht
dies nur ansatzweise.

Wir haben nur die im Inland entstandenen Emissi-
onen betrachtet — angelehnt an die Methode fiir die
Emissionsberichterstattung. Es werden also jene
Emissionen nicht beriicksichtigt, die im Ausland ent-
stehen, bei denen wir aber durch Warenimporte fiir
ihre Entstehung ,,verantwortlich“ sind. Andererseits
werden Deutschland auch die Emissionen aus der

Produktion von Waren angelastet, die in Deutschland
produziert und dann exportiert werden. Entsprechen-
de Bilanzierungen der Stoff- und Energiestréme im
Zusammenhang mit Warenimporten und -exporten
werden in der Umwelt6konomischen Gesamtrech-
nung (UGR) und den Okobilanzen vorgenommen,
konnten hier aber wegen der grofen Komplexitat zu
treffender Annahmen fiir das Jahr 2050 nicht be-
riicksichtigt werden (vgl. Ein treibhausgasneutrales
Deutschland in europdischer und internationaler Per-
spektive, S. 5). Ausnahme sind die Fille, bei denen
der Zusammenhang sehr augenfallig war. So haben
wir zum Beispiel bewusst die Annahme gesetzt,

dass kein Biosprit importiert wird, wegen der damit
verbundenen Flachenkonkurrenzen und den beim
Anbau der Biomasse verursachten Emissionen vor
allem aus der indirekten Landnutzung. Auch im Ka-
pitel Landwirtschaft wurde das Thema Verlagerung
von Emissionen aufgegriffen. Wir haben in dieser
Studie zwar vorwiegend technische Losungsoptionen
untersucht, nehmen aber z. B. fiir die Landwirtschaft
an, dass sich die Menschen im Jahr 2050 gesund
erndahren — das heif3t im Wesentlichen weniger
Fleisch essen als heute. Damit gehen die Tierbestdnde
deutlich zuriick. Nur so lassen sich die Emissionen in
der Landwirtschaft weit genug senken, ohne dass es
zu Leakage-Effekten*'! durch massiven Mehrimport
von Fleisch kommt.

Wir legen dieses Szenario vor, um die wissenschaftli-
che Diskussion iiber die moglichen Lésungsraume fiir
ein treibhausgasneutrales Deutschland, fiir treibh-
ausgasneutrale Industrieldnder heute zu beginnen.
So konnen wir mittels Forschung, Entwicklung und
Demonstration friith die Voraussetzungen fiir politi-
sche Entscheidungen schaffen. Dies ermdglicht, auch
die notwendigen Maf3inahmen und Instrumente, die
notig sind um ein treibhausgasneutrales Deutschland
zu realisieren, friihzeitig zu diskutieren und entspre-
chend zu implementieren.




Fuf3noten

I Deutschland hat sich international im Rahmen des Kyoto-
Protokolls zur Reduktion der Treibhausgasemissionen
um 21 % fiir den Zeitraum 2008/2012 gegeniiber 1990
verpflichtet. Dariiber hinaus hat die Bundesregierung im
Herbst 2010 ein Energiekonzept vorgelegt und im Juni
2011 aktualisiert. Dieses sieht einen steigenden Anteil er-
neuerbarer Energien an der Energieerzeugung in Deutsch-
land bei gleichzeitigem Ausstieg aus der Kernenergie vor.
Hinzu kommen differenzierte Ziele zur Verringerung des
Energieverbrauchs in unterschiedlichen Sektoren. Zudem
wurden konkrete Minderungsziele fiir Treibhausgasemis-
sionen gegeniiber 1990 festgelegt: 40 % bis 2020, 55 %
bis 2030, 70 % bis 2040 und 80 bis 95 % bis 2050.

II Die Zahlen orientieren sich an der Variante 1 der 11. Koor-
dinierten Bevolkerungsvorausberechnung des Statisti-
schen Bundesamtes von 2006.

111 Vergleiche dazu auch die weiteren Ziele in der Nachhaltig-
keitsstrategie der Bundesregierung ,,Unsere Strategie fiir
eine nachhaltige Entwicklung“ von 2002.

v Vgl. Studie vom Umweltbundesamt ,,Energieziel 2050:
100% Strom aus erneuerbaren Quellen®.

\Y Carbon Capture and Storage — Technische Abscheidung
und geologische Speicherung von Kohlendioxid.

VI Der rechnerische Wert liegt bei 51 %. Es ist zu beachten,
dass fiir 2050 der internationale See- und Flugverkehr mit
bilanziert wurde. Derzeit ist dies nicht der Fall.

VII Bezogen auf Primdrenergie.

VIII Bezogen auf Nettostromerzeugung.

X Fiir die Kraftstoffbereitstellung wurde ein Wirkungsgrad
von 50 % angenommen.

X Davon 91,1 TWh fiir Elektromobilitat.

XI Die Garreste konnen dann als Diinger eingesetzt werden.

XII Abgegrenzt gemafl UNFCCC Quellgruppe 4 — Landwirt-
schaft.

XIII Englisch: Land Use, Land Use Change, Forestry.

XIV Entsprechend unserer Studie ist die Nettostromerzeugung
fiir 2050 der Primdrenergie gleichzusetzen.

XV Nettostrombedarf.

XVI Mit Leakage-Effekten ist die Verlagerung der Emissionen
ins Ausland gemeint.
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